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Vorsitzender 

Ich habe diese Vorlagen gemäß § 29 der 
Geschäftsordnung den Obmännern der zustän­
digen Ausschüsse zur Vorberatung zugewie­
sen. Di·e Ausschüsse haben diese Beschlüsse 
des Nationalrates einer Vorberatung unter­
zogen. Die diesbezüglichen schriftlichen Be­
richte liegen vor. 

Gemäß § 28 Abs. C der Geschäftsordnung 
habe ich diese Vorlagen auf die Tagesordnung 
der heutigen Sitzung gestellt. 

Es ist mir der Vorschlag zugekommen, von 
der 24stündigen Aufliegefrist der schriftlichen 
Ausschußberichte im Sinne des § 30 Abs. F 
der Geschäftsordnung Abstand zu nehmen. 

Ich ersuche daher jene Mitglieder des Bun­
desrates, die diesem Vorschlag ihre Zustim­
mung geben, um ein Händezeichen. - Danke. 
Das ist die . Mehrheit. Dieser Vorschlag ist 
somit - ich glaube sogar einstimmig - ange­
nommen. 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. September 1972 betreffend ein Interims­
abkommen zwisdlen der Republik Usterreidl 
und den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl samt 

Anlagen (813 der Beilagen) 

3. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 14. September 1972 betreffend ein Bun­
desgesetz über die Durchführung der Zoll­
bestimmungen des Interimsabkommens zwi­
sdlen der Republik Usterreich und der Euro­
päisdlen Wirtsdlaftsgemeinsdlait sowie des 
Interimsabkommens zwisdlen der Republlk 
Usterreidl und den Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 

(Interimsabkommen-Durdlführungsgesetz) 
samt Anlage (814 der Beilagen) 

4. Punkt: Gesetzesbeschluß des Nationalrates 
vom 14. September 1972 betreffend ein Bun­
desgesetz. mit dem das Ausgleidlsabgabe-

gesetz geändert wird (815 der Beilagen) 
Es ist mir weiters der Vorschlag zugekom­

men, die Debatte über die Punkte 1 bis 4 
der Tagesordnung unter einem abzuführen. Vorsitzender: Wir treten nunmehr in die 

Tagesordnung ein und gelangen zu den Punk­
ten 1 bis 4, über die soeben beschlossen 

der wurde, die Debatte unter einem abzuführen. 

Es sind dies die Beschlüsse des National­
rates betreffend ein 

Interimsabkommen österreichs mit 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, ein 

Interimsabkommen österreichs mit Mit­
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl, ein 

Durchführungsgesetz zu diesen beiden 
Interimsabkommen sowi·e die 

.Änderung des Ausgleichsabgabegesetzes. 

Es sind dies: 

Interimsabkommen zwischen der Republik 
österreich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft, 

Interimsabkommen zwisdlen der Republik 
österreich und den Mitgliedstaaten der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, 

Interimsabkommen-Durchführungsgesetz 
und 

Änderung des Ausgleichsabgabegesetzes. 

Falls dieser Vorschlag angenommen wird, 
werden jeweils zuerst die Berichterstatter ihre 
Berichte geben. Sodann wird die Debatte über 
die zusammengezogenen Punkte unter einem 
abgeführt. 

Berichterstatter über die Punkte 1 und 2 
ist Herr Bundesrat Dr. Heger. Ich bitte ihn, 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständLich zu berichten. 
wie immer in solchen Fällen getrennt. 

Wird gegen diesen Vorschlag ein Einwand 
erhoben? - Das ist nicht der Fall. Der Vor­
schlag .ist somit angenommen. 

Bevor wir in di,e Tagesordnung eingehen, 
habe ich den Herrn Bundesminister für Han­
del, Gewerbe und Industrie Dr. Staribacher, 
den Herrn Bundesminister für Finanzen Dok­
tor Androsch und den Herrn Bundesminister 
für Auswärtige Angelegenheiten Dr. Kirch­
schläger zu begrüßen. (Allgemeiner Beifall.) 

1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
14. September 1972 betreffend ein Interims­
abkommen zwisdlen der Republik Usterreich 
und der Europäisdlen Wirtschaftsgemeinsdlalt 

samt Anlagen (812 der Beilagen) 

Berichterstatter Dr. Heger: Hoher Bundes­
ratl Anläßlich der UnterZieichnung zwischen 
der Republik österreich und den Europäischen 
Gemeinschaften zur Schaffung einer Freihan­
delszone für den EWG- beziehungsweise 
EGKS-(Kohle und Stahl-)Bereich wurde von 
Osterreich und der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft das vorliegende Interimsabkom­
men unterzeichnet, das insbesondere eine Sen­
kung der Zölle im Warenverkehr zwischen 
den Vertragspartnern schon vor Inkrafttreten 
der genannten Abkommen zur Bildung einer 
Freihandelszone (Globalabkommen) vorsieht. 

Der Nationalrat sah bei Genehmigung des 
vorliegenden Abkommens keine Notwendig­
k:eit, vom Grundsatz der generellen Trans­
formation abzugehen. Durchführun.gsgesetze 
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Dr. Heger 

erscheinen nur i.nsoweit notwendig, als das 
Abkommen Besbimmungen enthält, die nicht 
unmittelbar vollzogen werden können. 

Der Ausschuß für auswärtige Angelegen­
heiten und wirtschaftliche Integration hat die 
gegenständliche Vorlage in seiner Sitzung am 
19. September 1972 in Verhandlung gezogen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu er­
heben. 

Der gleiche WorHaut gilt für den zweiten 
Bericht, ausgenommen die Änderung eines 
Satzes, die folgendermaßen lautet: 11' " vor­
liegendes Interimsabkommen mit den Mit­
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl unterzeichnet, ...... 

Demgemäß stelle ich den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen, gegen die Be­
schlüsse des Nationalrates vom 14. September 
1972 betreffend Interimsabkommen zwischen 
der Republik Osterreich und der Europäischen 
W'irtschaftsgemeinschaft UllJd mit der Euro­
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
Slamt Anlagen und Protokollen keinen Ein­
spruch zu erheben. 

Vorsitzender: Ich danke dem Herrn Bericht­
erstatter. 

Berichterstatter über die Punkte 3 und 4 
ist Frau Bundesrat Hermine Kubanek. Ich 
bitte um die Berichterstattung. 

Berichterstatterin Hermine Kubanek: Herr 
Vorsitzender! Hoher Bundesrat! Der vorlie­
gende Gesetzesbeschluß des Nationalrates 'ent­
hält Vorschriften über die Einhebung von Zöl­
len und das Zollverfahren in Durchführung 
der von der Republik Osterreich mit der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sowie der 
Republik Osterreich und den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl abgeschlossenen InteIlimsabkommen. 

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 19. September 
1972 in Verhandlung gezogen und einstimmig 
beschlossen, dem Hohen Hause durch mich zu 
empfehlen, keinen Binspruch zu erheben. 

Zu Punkt 4 der Tagesordnung ist folgender 
Bericht zu erstatten: 

Durch den vorliegenden Gesetzesbeschluß 
des Nationalrates soll das Ausgleichsabgabe­
gesetz 1967, das für bestimmte Verarbeitungs­
erzeugndsse aus landwirtschaftlichen Rohstof­
fen eine Abgabe besonderer Art vorsieht, 
durch die zum Teil die österreichischen Ver­
arbeitungsbetri'ebe geschützt und zum ande­
ren Teil die Pr'eistdlifferenz bestimmter, in die­
sen Verarbeitungserzeugnissen enthaltener 

landwirtschaftlicher Vorprodukte ausgeglichen 
werden soll, der 1m Abkommen zwischen 
Osterreich und der Europä1schen W1rtschafts­
gemeinschaft für eine Reihe von landwirt­
schaftlichen Verarbeitungserz'eugnissen vorge­
sehenen Regelung angepaßt werden. 

Auch hier hat mich der Finanzausschuß be­
auftragt, dem Hohen Hause vorzuschlagen, 
den Gesetzesbesdlluß nicht zu beeinspruchen. 

Vorsitzender: Ich danke der Frau Bericht­
erstatterin. 

Wir gehen nunmehr in die Debatte ein, 
die über die zusammengezogenen Punkte 
unter einem abgeführt wird. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundes­
rat Ing. Mader. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat lng. Mader (OVP): Herr Vorsit­
zender! Sehr verehrte Herren Minister! Hoher 
Bundesratl Seit Wochen und Monaten beschäf­
tigen das Interimsabkommen UIlld seine ent­
sprechenden Begleitgesetze die Offentlicbkeit. 
Im breiten Fächer der Medien erfolgte eine 
recht gründliche Ausleuchtung der Materie 
von den verschiedensten Standpunkten aus. 

Mit der heutigen Tagung des Bundesrates 
geht nun auch im Parlament eine lange und 
gründliche Beratungsserie in !ihrer ersten Stufe 
zu Ende. Unter Zugrundelegung dieser Tat­
sache beschränke ich mich auf eine kurze und 
geraffte Zusammenfassung jener Aussagen, die 
von meiner persönlichen Warte des Arbeit­
nehmers und Betriebsrates aus genade auch 
hier in der Länderkammer am Platze sind. 

Es .ist wohl selbstverständllich für einen jun­
gen Politiker, der schon in den Jahren vor 
seinem Eintritt in diese Arena stets den Ge­
danken eines kooperativen Europa auf der 
Basis der Vaterländer V1ertreten hat, vom 
Grundsätzltknen her ein Vertragspaket zu be­
grüßen, das ganz entscheidend in diese Rich­
tung weist. 

Selbstverständlich ist es auch, daß 'eine Par­
tei, die wie die OVP seit über ein Jahrzehnt 
in verantwortungsbewußter politischer Vor­
ausschau die Wege zur EWG bereitet hat, 
den Willen zur Zustimmung zu ihrer Grund­
haltung macht. 

Und mit derselben Selbstverständlichkeit 
hat auch die Osterreichische Volkspartei, die 
sich in ihrer Funktion der Opposition genauso 
dem gesamten österreichischen Volk gegen­
über verantwortlich fühlt wie die Regierungs­
partei, aufzuzeigen, inwieweit sich der Inhalt 
des vorliegenden Papieres vom möglicher­
weise Erreichbaren oder Wünschenswerten 
entfernt hat beziehungsweise wo Gefahren-
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Ing. Mader 

quellen dieses Abschlusses nicht erkannt, zu 
wenig beachtet oder gar leichtfertig übergan­
gen wurden. 

Die vorlJiegenden Verträge bringen nun 
unserer Wirtschaft tatsächlich nticht nur Vor­
teile, sondern es müssen· auch schwere Be­
nachteiligungen in Kauf genommen werden, 
wie zum Beispiel dm Bereich der sensiblen 
Produkte oder tim Bereich der Landwirtschaft. 

Ich bin mir durchaus darüber im klaren, daß 
das letztendliche Gesicht solcher Verträge ja 
nicht von Ostlerreich allein bestimmt wird. An 
der öste'rreichischenRegierungspartei ;aber hat 
es gelegen, die vorderste Linie in Brüssel und 
die verantwortlichen Stäbe in Wlien zu koor­
dinieren. Im Schachspiel dieser Verhandlun­
gen wUI1de aber manche Figur doch unglück­
lich gesetzt und leider die Bauern geopfert. 

Auch die Ankündigung einer Ausfuhrsp,eue 
am Tag der Einigung über die RJi.nderimporte 
der Gemeinschaft aus Osterreich hat die öster­
reichische Position gegenüber der Agrarpoli­
tik der Gemeinschaft diskreditiert. Hier 
scheint sich die Konzeptlosigkeiit der Regie­
rung in der Fleischpolitik sehr ernst ausge­
wirkt zu haben. 

Viielleicht allerdings sind diese Pannen laUch 
passiert, weil man sich in der Sozialistischen 
Partei geistig doch etwas spät auf 'eine mög­
liche Zusammenarbeit mit der Europäischen 
WirtSchaftsgemeinschaft umgestellt hat, weil 
man Vliel zu lange mit ungerechtfertigten und 
harten Worten bekämpft hiat, wofür man 
heute Beifall haben möchte. 

Ich bin persönlich, Hoher Bundesrat, jeder­
zeit und gerne bereit, Leistungen Beifall zu 
geben, die unserem Lailid UIlJd unserer Be­
völkerung zum Vorteil gereichen, egal von 
welcher Partei diese Initiative ausgegangen 
ist. Es darf mir aber auch nicht verübelt wer­
den, wenn ich heute dn diesem Punkt zurück­
haltend bin. Di'e Alleinregierung hat zögernd 
und mit vielen Unterlassungssünden lediglich 
die Ernte in die Scheune gebracht. Sie hätte es 
sich gar nicht leisten können, sie verDaulen zu 
lassen. 

Sehr geehrte Damen und Herrenl Selten 
einmal wird dn einer Debatte die enge V,er­
flechtung der gesamten Wiirtschaft mit den 
Interessen des Arbeitnehmers und des 
Bauernstandes so vordergründig wie eben bei 
dieser. 

Die Osterreichische Volkspartei hat sich 
ihre Verhandlungen mit der Regjerung nicht 
leicht gemacht. Es :ist ihr darum gegangen, 
tatsächlich nur das an notwendigen Begleit­
maßnJahmen sicherzustellen, was als erster 

Schritt für die Teilnahme am größeren Markt 
notwendig ist. Dabei hat sie sich von drei 
entscheidenden Faktoren leiten lassen: 

Zum ersten ging es um die Stärkung der 
Wettbewerbsfähigkeit der österreichischen 
Wirtschaft. 

Ein zweites Anliegen war die Chancen­
gleichheit für wichtige Teilbereiche der Wirt­
schaft. 

Und drittens wurde die Unerläßlichkeit 
einer intensiveren Förderung aller Maßnah­
men auf dem Gebiete des Arbeitsmarktes an­
gesichts der größeren wirtschaftlichen Dyna­
mik betont. 

Alle von meiner Partei bereits im Juli vor­
gelegten und verlangten Begleitmaßnahmen 
zu diesem Paket entspringen der Sorge um 
den Arbeitnehmer und um den Dienstnehmer 
als Konsumenten. Die wirtschaftltiche Ent­
wicklung ist eben damit untrennbar verbun­
den. Erst eine kooordinierte Kette von den 
Investitionen über die Produktivitätsförde­
rung bis zur Wettbewerbsfähigkeit sichert die 
Arbeitsplätze und ermöglicht eine europareife 
Wirtschaft, in der dann auch endlich Europa­
löhne bezahlt werden können, um unsere eige­
nen Fachkräfte auch im Inland zu erbalten. 

Das Gewerkschaftsorgan "Solidarität" 
spricht es in seiner Septembernummer ebenso 
aus, wenn dort geschrieben wird: "Auch die 
Arbeitnehmer werden die Folgen der betrieb­
Idchen Entwicklung zu spüren bekommen." 

Die Osterreichische Volkspartei hat daher 
verlangt, daß diesen Anpassungsschwierigk'ei­
ten begegnet wird, die sich auf Grund inte­
grationsbedingter Umstrukturierungsmaßnah­
men im Zuge des österreichischen EWG-Ab­
kommens zumindest zeitweilig lauch auf dem 
Arbeitsmarkt in gewissen Branchen ergeben 
werden. 

Dazu bedarf es ,eben im Zuge der inner­
österreichischen Begleitmaßnahmen eines An­
passungsplanes auf dem Gebiet der Arbeits­
marktförderung. 

Für die Umschulung älterer Arbeitnehmer, 
deren Arbeitsplätze durch das Arrangement 
gefähndet sein könnten, müssen Mittel aus 
der Arbeitsmarktförderung reserVliert wer­
den. 

Bei der ziemldch großen Gruppe von Arbeit­
nehmern, bei denen sich nur vorübergehend 
Anpassungsschwierigkeiten ergeben werden, 
bedarf es des Einsatzes von Mitteln der Pro­
duktiven ArbeitSlosenfürsorge als Uberbrük­
kungsmaßIlIahme, damit hier nicht vored.lig um­
geschult wird und damit wieder wertvolle 
Arbeitskräfte verlorengehen. 
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Ing. Mader 

Freilich bedarf es dazu zusätzlicher Mittel 
aus dem Budget. Während die EWG über 
einen Sozialfonds verfügt, mit dem sich Maß­
nahmen auf dem Arbeitsmarktsektor durch 
Beihilfen steuern lassen, muß in Osterreich 
ein solches System erst geschaffen werden. 

In diesem Zusammenhang wird vielleicht 
manchem bisher taubem Ohr das Verlangen 
der Arbeitnehmerschaft nach einem gewissen 
Grad der Mitbestimmung überall dort, wo 
es um Entscheidungen geht, die auf den arbei­
tenden Menschen wieder direkt zurückwirken, 
verständlich. Die Berichte aus der EWG, die in 
ihrem Wirtschafts raum eine erschreCkende Zu­
nahme der Arbeitslosigkeit vermeldet - von 
1,1 auf 2,1 Millionen, das sind ja fast 24 Pro­
zent -, unterstreichen das berechtigte und be­
deutende Mitinteresse der Arbeitnehmerschaft 
an der künftigen EntwiCklung und die große 
Verantwortung, der sich Regierung und Volks­
vertretung bewußt zu sein haben. 

Hoher BundesratlOsterreich kommt auch zu 
einem Zeitpunkt zur EWG, da seine wichtig­
sten Konkurrenten Italien und die Bundes­
republik Deutschland mit einer Preissteige­
rungsrate von 4,6 beziehungsweise 5,1 Pro­
zent günstiger ldegen als das damit weniger 
konkurrenzfähige Osterreich. 

In diesem Zusammenhang stellt sich die 
inflationäre EntwiCklung in Osterreich als be­
sonders gefährlich dar. Allein der Wirtschafts­
bericht des Herrn Bundeskanzlers vom 6. Juli 
1972 zeigt mit den stark sinkenden Zahlen 
der wirtschaftlichen Wachstumsnate und den 
steigenden Zahlen der Preisanstiegsquote, daß 
die Kaufkraft des Schillings eben immer stär­
ker abgebaut wird, das Wirtschaftswachstum 
sinkt und vor allem di,e Wettbewerbsfähig­
keit langfristJig untergraben wird. 

Ganz. unabhängig von jedem politischen 
Standort zeigt damit die wirtsch!aftliche Ent-

"Sterblichkeitsrate" aufweisen, erfüllen oft 
besser als manche Großbetriebe die Funktion 
der Dienstleistungen, auf die der Konsument 
Bedacht nimmt, speziell bei Wartungsarbeiten 
und Zuli efe rungen , die im Blickpunkt des 
Konsumenten stehen. 

Derselbe Konsument richtet sein Interesse 
aber auch auf die Probleme der Landwirtschaft, 
zumal er heute besser als je zuvor den Bauern 
nicht mehr als Nahrungsmittelproduzenten 
allein, sondern auch als Bewahrer der Land­
schaft und der bedrohten Umwelt des Men­
schen zu achten und zu schätzen weiß. 

Sehr geehrte Damen und Herren I Als Tiroler 
komme ich aus einem Bundesland, das am 
Zustandekommen eines Vertrages mit der 
Wirtschaftsgemeinschaft seit vielen Jahren 
stark interessiert war. Durch die öffentliche 
Meinung Tirols, das durch seine geographische 
und wirtschaftliche Lage zwischen den großen 
EWG-Staaten Deutschland und Italien den ge­
schichtlichen Zwang, an der europäischen Ent­
wicklung teilzunehmen, besser erkannte, 
wUllde stets jenen Männern und Kräften der 

Rücken gestärkt, die zäh und unermüdlich für 
ein Arrangement Osterreichs mit der EWG 
eintraten. 

Im Zuge dieser positiven Grundhaltung 
möchten wir vor allem jenle nicht vergessen 
wissen, die bei den langen EWG-Verhandlun­
gen bis an den Rand dhres Leistungsvermögens 
gearbeitet haben. Ihre Namen standen in kei­
ner Zeitung, die Offentlichkeit wird sie nicht 
kennenlernen, und die Fernsehkameras haben 
sde verschwiegen. 

wiCklung der letzten beiden Jahre, daß die Missionsbeamten bis zur Sekretärin haben sie 
Stabilität des Smillings, von lJippenbekennt- mehr als die täglichen Arbe;itsstunden gelei­
nissen abgesehen, leider noch immer kein stet und zahlreiche arbeitsvolle Wochenenden 
ernst zu nehmendes Anliegen der Bundes- in Kauf nehmen müssen. 
regierung ist, das sich in der wirtschaftlichen 

Aber ohne den Einsatz der österreichischen 
Beamten und Exp,erten, denen parteHos Be­
geisterung für die Sache bescheinigt werden 
muß, wäre der Vertrag sicherlich anders und 
wahrscheinlich schlechter ausgefallen. Von den 
Brüsseler Botschaftern Osterreichs über die 

Praxis niederschlägt. Gerade eine wirksame Genau dasselbe gilt für jene Beamten und 
WiirtschaftspolitJik aber sollte in erster Linie 

I 
Fadlleute, die fast pausenlos zwisdlen Wien 

den Schutz des Konsumenten in den Vorder- und Brüssel pendelten und 1mmer sprung­
grund stellen, und zwar als AusdruCk der bereit sein mußten. 
Anerkennung des Konsumenten als gleidl­
wertigen Partner in der sozialen Marktwirt­
scbJaft. 

Es ,ist mir daher eine ehrenhafte Verpflich­
tung, einer Aufforderung des Redakteurs 
Bduard Peters :in der Zeitung meiner Heimat-

Als willkürlich herausgenommenes Beispdel, stadt nachzukommen, dieser relativ kleinen 
wie sehr auch der Konsument an bestimmten! Gruppe von Menschen im Schatten der Offent­
Betriebsstrukturen Interesse hat, seien. nur l lichkeit für diese gigantische Mehrleistung 
die Klein- und MittelbetIliebe genannt. Ge- und ihren Einsatz für Osterreich - für uns 
rade diese Betriebe, die eine bedeutende alle - zu danken. (Beifall bei der OVP.) 

314. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 5 von 44

www.parlament.gv.at



9016 Bundesrat - 314. Sitzung - 20. September 1972 

Ing. Mader 

Im politischen Showgeschäft hatte die Regie;. 
rung Kreisky bisher zweifellos Erfolg. Mit 
der praktizierten Re.a.hlsierung von Politik hat 
sie dagegen eher Schwierigkeiten. 

In anderen europäischen Staaten, wie Nor­
wegen, Dänemark und der Schweiz, werden 
im Zusammenhang mit den bevorstehenden 
Entscheidungen Volksbefragungen durchge­
führt. Nicht zuletzt deshalb hat die OVP dhre 
Zustimmung zu den Verträgen mit e'iniger 
Berechtigung von der Zustimmung der Soziali­
sten zu den notwendigen Begleiitmaßnahmen 
abhängig gemacht. 

Die Osterreichische . Volkspartei wird die 
Mitverantwortung für dieses Vertragswerk 
übernehmen, dias eine entscheidende Wei­
chenstellung für die Zukunft darstellt, in eine 
Zukunft, die keiner Partei und auch keiner 
Interessensgruppe je allein gehören wdrd, son­
dern uns allen. Danke schön. (Beifall bei der 
OVP.) 

Vorsitzender: Als nächster hat sich Herr 
Bundesrat Prechtl zum Wort gemeldet. Ich er­
teile es ihm. 

Bundesrat Prechtl (SPO): Sehr geehrter Herr 
Vorsitzender! Meine Herren Minister! Wenn 
heute diese Abkommen zur Diskussion stehen 
und äm besonderen die Interimsabkommen, 
dann steht damit Europa - ich meine damit 
das freie Europa - an ednem wirtschaftlichen 
Wendepunkt, der sicherlich kritisch betrachtet 
werden muß. 

Wer aber die Ausführungen der letzten 
Tage und Wochen in diesem Zusammenhang 
gehört hat, dem kommt die Vermutung sehr 
nahe, daß in der Vergangenheit sehr wenig 
geschehen wäre, um Osterreich europareif zu 
machen. Auch Herr Bundesrat Mader hat im 
Hinblick auf die Zustimmung einige Beden­
ken geäußert. 

Idl kann ddher nicht umhin, eine Rede des 
damaligen Herrn Handelsministers Bock zu 
zitieren. die der Leiter des Wirtschafts­
forschungsinstItutes Herr Dr. Nemschak sehr 
kritisch betrachtet hat. Ich möchte ausführen, 
was seinerzeit, und zwar im Jahre 1964, Herr 
Dr. Bock gesagt hat. 

Dr. Bock sagte, die noch verbleibenden 
Probleme seien vorwiegend "technischer 
Natur" und lägen hauptsächlich bei den 
"Institutionen". Brüssel könne unbesorgt sein, 
Osterreich werde in 99 Prozent aller Fälle 
im eigenen Interesse die Beschlüsse der EWG 
übernehmen. Die Entscheidung läge nun beim 
Ministerrat der EWG, er hoffe, daß dieser 
di,e Verhandlungen bald freigeben werde. 

Ich zitiere wetter Herrn Professor Nemschak, 
der zu diesen Ausführungen folgendes erklärt 
hat: 

"Leider kann ich den Optimismus des Herrn 
Handelsministers nicht teilen. Bei den noch 
offenen Problemen handelt es sich nicht um 
Nebensächliches, sondern teilweise um 
Wesentliches ... 

Was will ich damit sagen? Ich will damit 
ausdrücken, daß man bei so großen wirt­
schaftspolitischen Entscheidungen parteitaktli.­
sche Uberlegungen zurückstellen soll. 

Ich habe gestern abend im Fernsehen die 
Ausführungen des Klubobmannes der Oster­
reichischen Volkspartei, des Herrn Professors 
Koren, gehört. Ich möchte lin dliesem Zusam­
menhang nur sagen, daß es mir sehr bedenk­
lich zu sein scheint, wenn der Klubobmann 
einer ehemaligen staatstragenden Partei der 
österreichischen Bevölkerung eine derartige 
Psychose hinsichtlich der Preisentwicklung vor 
Augen führt und er in der letzten Phase 
sogar erklärt, die Opfer davon seien die 
Sparer. (Zustimmung bei der OV P.) 

Ich !:tabe sehr gern auf Ihren Zwischenruf 
gewartet, nur ist die österreichische Bevölke­
rung in dieser Hinsicht viel gescheiter und 
viel vernünftiger und auch wirtschaftspolitisch 
verantwortungsvoller. 

Ich möchte ,in diesem Zusammenhang nur 
die Spareinlagen anführen. Im Jahre 1911 hat 
die Zunahme der Spareinlagen 15 Prozent 
ausgemacht. 

Ich möchte weiters zitieren, was Dr. Knapp 
gesagt hat, bevor ich auf die konkreten Pro­
bleme eingehe. Da sich Ihre Partei aus Bünden 
zusammensetzt, versucht Horst Knapp das zu 
analysieren. Ich zitiere nur den letzten Ab­
satz: 

"Damit list aber für die Interessenvertretun­
gen der gewerblichen Wirtschaft die Stunde 
der Entscheidung gekommen: Lassen sie in 
mißverstandener Nibelungentreue zu, daß eine 
gewissenlose Propaganda der Partei, die von 
ihnen finanziert wird, ennen wirksamen W;ider­
stand der Abnehmer aller Stufen gegen Milch­
mädchenrechnungen ihrer Lieferanten gar 
nJicht erst aufkommen läßt - oder machen 
sie endlich der Kärntnerstraße klar, daß es 
einer ehedem staatstragenden Partei unwürdig 
ist, aus der Wettbewerbsfähigkeit der öster­
reichischen Wirtschaft Kleinholz zu machen, 
nur um darauf ihr parteitaktisches Süppchen 
zu kochen?" 

Meine Damen und Herrenl Ich selbst bin 
als Gewerkschafter in verantwortldcher Funk­
tion. Wir sind sehr daran interessiert, daß 
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die Wirtschaft floriert und daß die VolIbe- der Sowjetunion erfolgen soll. Das ist beson­
schäftigung erhalten bleibt. ders für uns sehr wesentlich, weil w>ir an 

Wir wissen, daß wir im Jahre 1968 rund 
2,3 Millionen Beschäftigte gehabt haben. Wir 
hatten im Jahre 1971 2,4 Millionen und haben 
jetzt mehr als 2,5 Millionen Beschäftigte in 
Osterreich. Daß das seine Auswirkungen auf 
die gesamte Wirtschaft hat, ist selbstverständ­
lich. 

Während wir in Osterreich Vollbeschäfti­
gung haben, einen Arbeitskräftemangel ver­
zeichnen und 200.000 Fremdarbeiter beschäfti­
gen, ist es interessant, im Rahmen der 
europäischen Wlirtschaft zu betrachten, wie die 
wirtschaftliche Situation jener Länder list, mit 
denen wir den Vertrag und die Interims­
abkommen abschließen werden. 

Wenn man die Arbeitslosenziffer Oster­
reichs derzeit mit rund 52.000 annimmt, so 
hat Frankreich eine ArbeitslosenZliffer von 
394.000, GroßbritaDlllien hat 970.000 - fast 
1 Million - Arbeitslose, Kanada hat 503.000 
und Amerika mehr als 4 Millionen Arbeits­
lose. Das bedeutet, daß die österreichische 
Wirtschaft 'in den letzten Jahren von der 
Regierung Krei.sky sehr gut geführt worden 
ist, ein wirtschaftliches Tief nicht erreicht hat, 
sondern unter der Abschwächung, die sich 
jetzt in Westeuropa abzuzeichnen beginnt, 
durchgetaucht ist. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang ganz 
besonders erwähnen, daß man das, wenn 
dieser Vertrag jetzt abgeschlossen wird, nicht 
zweiseitig betrachten soll. Die Weltwirtschaft 
ist so ineinander verflochten, daß es ein sehr, 
sehr großer Fehler wäre, nur die EWG­
Staaten oder die verbliebenen EFTA-Staaten 
zu betrachten, sondern es ist sicherlich auch 
wertvoll festzustellen, daß es ja sehr große 
Wirtschaftsblöcke in der Welt gibt, mit denen 
Handel zu treiben wir interessiert sind, und 
es werden sich weitere Wirtschaftsblöcke ent­
Wlickeln. 

Wenn die Bevölkerung bisher in der EWG 
1 90 Millionen Menschen insgesamt umfaßt 
hat, jetzt rund 295 Millionen ausmacht und 
man dem die Vereinigten Staaten mit 
205 Millionen gegenüberstellt, dann 'ist es 
auf Grund der Randlage Osterreichs doch sehr 
entscheidend, auf der anderen Seite auch die 
Sowjetunion und Japan zu betrachten, da die 
Sowjetunion mit 244 Millionen und Japan 
mit 1 03 Millionen beachtliche Wirtschafts­
blöcke sind. Sie wissen, daß jetzt auch 
Initiativen des Handelsministeriums ergriffen 
worden sind, mit China ebenfalls in Handels­
gespräche zu kommen. Es ist sehr erfreulich, 
daß, wie man aus den Tageszeitungen nun 
entnommen hat, ein intensiverer Handel mit 

einer sehr gut florierenden Wirtschaft inter­
essiert sind. 

Am 22. Juli 1 972, als die UnterzeiChnung 
in Brüssel erfolgt ,ist, ist ein 14 Jahre altes 
Bemühen beendet worden. Es hat fast länger 
gedauert, als bis der Staatsvertrag mit Oster­
reich abgeschlossen worden ist. 

Aber wie die Situation in der Vergangen­
heit unterschätzt worden ist, das beweisen 
die Ausführungen. Wenn man heute die 
Herren der Wirtschaft sprechen hört, dann 
müßte man annehmen, daß alle diese Pro­
bleme bis vor kurzem nliCht bekannt gewesen 
sind. Wir sind genauso daran dnteressiert. 
daß die Betriebe florieren, daß wir eine Voll­
besChäftigung haben, nur haben wir nicht 
so große Hoffnungen gehabt und glauben 
auch nicht, daß man OsterreiCh alle Konzes­
sionen machen wird, sondern lin diesem Zu­
sammenhang ist es entscheidend, daß das 
bestmögliche Arrangement für Osterreich er­
folgt. Daß dies geschehen list, davon sind wir, 
die sozialistische Fraktion, überzeugt. 

Es werden sich sicherlich dn einigen Indu­
striezweigen Probleme ergeben, besonders in 
der Textil-, Bekleidungs- und Schuhindustrie, 
wo bisher ein sehr großer Export in die 
Staaten der EWG, aber auch in die EFTA­
Staaten erfolgt ist. 

Wir wissen, daß speziell die Ausfuhr von 
Fertigprodukten in die EFT A-Staaten eine 
Zunahme erfahren und sich ein Rückgang 
gegenüber den EWG-Staaten in den letzten 
Jahren abgezeichnet hat und daß es nun not­
wendig sein wird, nicht nur eine Umorientie­
rung, sondern auch eine Strukturverbesserung 
und eine Umstrukturierung 'in der österreichi­
schen Industrie und in der österreichischen 
Wirtschaft herbeizuführen. Wir mit unseren 
7 Millionen in Osterreich kommen nun in 
einen großen Wirtschaftsraum, wobei natürlich 
im wesentlichen auch die politischen Aspekte 
zu beachten sind. Die wirtschaftlichen Aspekte 
sind von den politischen Aspekten kaum mehr 
zu trennen. 

Ich habe das letzte Mal schon erklärt, daß 
es für uns jetzt sicherlich von sehr, sehr 
großem Vorteil ist, daß die Verhandlungen 
nicht nur von Osterreich, sondern auch von 
der Schweiz und von den nordischen neu­
tralen Ländern geführt worden sind. Das zeigt 
auch das Schreiben, das die Sowjetunion 
Osterreich übermittelt hat, das an und für 
sich nun einen mehr loyalen Charakter trägt, 
um sich die Möglichkeit offenzuhalten, Ver­
handlungen zu führen. Das bewelist auch, daß 

776 
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dn den nächsten WoChen Verhandlungen über 
ein langfristiges Wirtschafts abkommen mit 
der Sowjetunion erfolgen sollen. Das Politi­
sche und das Wirtschaftliche ist meinem 
Gefühl naCh im heutigen Europa kaum in 
irgendeiner Form mehr zu trennen. 

Daß natürlich die 'internationale Wirtschaft 
sehr, sehr miteinander verflochten ist, das 
beweist doch, daß wir insgesamt 21 Währungs­
krisen gehabt haben und daß auCh diese 
Währungskrisen von der österreichischen 
Wirtschaft verhältnismäßig gut und vom öster­
reichischen Staat gut verkraftet worden sind. 

Die Interimsabkommen, die heute zur Dis­
kussion stehen, sind eine Konzession der 
EWG an Osterreich, eine. sehr positive Ent­
scheidung, die gefallen ist, daß ab 1. Oktober 
1972 ein 30prozentJiger Zollvorteil gewährt 
wird. Diese Ubergangsperiode Wlird und muß 
von der österretichischen Wütschaft genützt 
werden, davon bin ich überzeugt. Es wird 
dann noch ein geringfügiger Zollvorteil blei­
ben vom 1. April 1973 bis zum 1. Jänner 1914. 
Aber diese Ubergangsperiode ist meinem 
Gefühl naCh sehr günstig für die österreichi­
sche Wirtschaft. 

Natürlich werden sich in diesem Zusammen­
hang Zollausfälle ergeben, die den österreichi­
schen Staatshaushalt sehr belasten werden. 
Der Zollausfall in diesem Jahr wird auf rund 
400 MiHionen geschätzt; im Jahre 1973 W1ird 
mit 1,7 Milliarden Zollausfall gerechnet. Das 
trotz eines Budgets, das lin einer wirtschaft­
lichen Umstrukturierung erfolgt, im Hinblick 
auf die Mehrwertsteuer und eine Reihe von 
anderen wlirtschaftlichen Maßnahmen. 

Nun möchte ich auf ein Problem aufmerk­
sam machen, das .in diesem Zusammenhang 
vielleicht von entScheidender Bedeutung ist. 
Es wird sehr oft davon gesprodIen, daß die 
Landwirtschaft in den Vordergrund gerückt 
wird. 

Sie wissen, daß im Rahmen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zwei Probleme dtie 
he.ißesten Eisen sind. Das eine ist die Land­
wirtschaft und das andere ist der Verkehr. 
Beide Probleme sind auch im Rahmen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft noch 
nicht restlos gelöst worden. 

Daß man aber die Landwirtschaft mcht nur 
national, sondern auch international betrach­
ten muß und daß diese Probleme sehr tief 
reingehen, frei über die Grenzen jeder Partei­
politik hinaus, möchte ich Ihnen an einigen 
internationalen Ziffern demonstr:ieren. Die 
Landwirtschaft hat bisher .in Osterreich rund 
433.000 landwirtschaftliche Betriiebe gehabt, 
wobei bereits 193.000 Betriebe ohne Erben 

sind. Sie sehen, es ist nicht nur enn Problem 
der Wirtschaft, sondern es ist auch ein Pro­
blem der Nachfolge. 

Aber die gleiche Situation zeichnet sich in 
den bdyrischen Gebieten oder im deutschen 
Raum ab. Von 600.000 bäuerlichen Betnieben 
sind 120.000 ohne männlJichen Erben. 

In Frankreich wurden in den letzten 11 Jah­
ren mehr als 700.000 Bauernhöfe aufgelassen. 
Das hat bedeutet, daß 11 Millionen Hektar 
ungenützt blieben. 

In Schweden ist eine ähnliche Situation. 

IdI will damit sagen, daß die Probleme nicht 
nur hinsichtlich der Subventiionen behandelt 
werden sollen, um die Agrarprodukte zu 
stützen, weil wir daran interessiert sind, eine 
bäuerliche Bevölkerung zu haben, sondern 
auch im Hinblick auf die Nachfolge und einer 
Vorsorge für die künftigen landwoirtschaft­
lichen Produkte, da wJr doch ganz genau 
wiissen, daß im Hinblidt auf dlie Neutralität 
und im Hinblick auf Krisenerscheinungen eine 
Versorgung der österreichischen W�rtschaft 
durch die österreichisme Landwirtschaft uner­
läßlich ist. 

Aber in diesem Zusammenhang muß man 
ein Problem herausgreifen, das sehr in Rede 
stehende Problem des Zuckerpreises, wo mit 
der Landwirtschaft operiert wird und in Wirk­
lichkeit auf der anderen Seite die Industrien 
davon zu profitieren beginnen. Darum sei doch 
hier sehr offen und deutlich festgestellt, daß 
der Zuckerpreis in Osterreich mit 1,10 S der­
zeit der höchste von ganz Europa ist, während 
in allen übrigen Gebieten einschließlich der 
Schweiz der Zucker um 5,60 S verkauft wird. 
Das veranlaßt sehr viele Kollegen aus Vor­
arlberg und aus Tirol, den Zucker an den 
Einkaufstagen in den Nachbarländern zu be­
sorgen. 

Wenn man die Bilanzen der Zuckerindustrie 
ansieht, kann man feststellen, daß nach den 
Bilanzen der ZuckerindustITie jährlich 38 bis 
40 Millionen Reingewinn erzielt werden. Man 
kann wahrlich nicht sagen, daß die Zucker­
industrie notleidend ist. 

Als Nichtagrarfachmann muß IiCh sagen: Ich 
werde das unbestimmte Gefühl nicht los, daß 
man, wenn man denZudterpreis im Rahmen 
der EWG zur Diskussion stellt, nicht den 
Bauern helfen will, sondern der Industrie. 
Sie wissen, daß die Zuckerindustrie die am 
besten rationalisierte IndustI1ie in Osterreich 
ist. Es sind ganzjährig ungefähr nur 2000 
Kollegen beschäftigt, während alles übrige 
nur Saisonarbeiter sind. Man möge also nicht 
einige Dinge herausgreUen, um die Bevölke­
rung zu beunruhigen, und möge nicht die 
Probleme sehr groß darstellen. 
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Die Osterreichische Volkspartei und gestern 
auch der Herr Professor Koren haben gesagt: 
Wir leben in einer inflationistischen EntwiCk­
lung! Am 28. Februar 1 952 aber hat die OVP 
um 1 8  Uhr 50 Minuten eine Bauerndemonstra­
tion im Hinblick auf die ZuCkerpreiserhöhung 
verlangt. (Ruf bei der OVP: Das ist aber 
schon lang her!) Man muß also dazu auf­
fordern, Farbe zu bekennen, wenn von 
inflationistischer Entwicklung gesprochen wird. 

Ich möchte noch fortsetzen und untermauern, 
was noch weiter geschehen ist, als sich die 
Regierung mit den Fleischpreisen beschäftigt 
hat. Der Herr Abgeordnete Mitterer dürfte 
einmal Handelsminister gewesen sein. Er hat 
damals gegen das Vorgehen der Regierung 
protestiert, daß die Fleischpreise in die Preis­
regelung einbezogen werden. 

Man darf also in diesen Fragen, die sicher­
lich von großer Bedeutung sind, auch dann, 
wenn man sich als Betriebsrat, wenn man 
sich als Gewerkschafter deklariert, keine Hal­
tung einnehmen, die unter Umständen schizoid 
wird, sondern man muß sich dazu bekennen, 
die Interessen der Kollegen richtig zu ver­
treten. Wiir sind deshalb dafür, wenn W1ir 
nun im Wege eines Arrangements in den 
europäischen Markt einsickern, daß eine 
Strukturverbesserung der österreichischen 
Industrie erfolgt. 

Ich komme nun auf ein Zitat zurück. Ich 
bin sehr glücklich, daß man bei den Begleit­
maßnahmen, die nun beschlossen worden sind, 
eine klare Definition lim Hinblick auf die 
Auslandsinvestitionen gegeben hat. Man hat 
slich darauf beschränkt, für Servicestationen 
oder für Vertriebsstellen, die im Ausland ge­
schaffen worden sind, die notwendigen Inve­
stitionen bereitzustellen. 

Ich darf Ihnen folgendes sagen: Wenn Sie 
den afrikanischen Raum nehmen, dann haben 
Sie im gesamten Afrika kein eJinziges Land, 
das eine Demokratie wäre, sondern in ganz 
Afrika sind praktisch entweder Militärdikta­
turen oder Einparteienregierungen, unter 
denen niemand anderer etwas zu sagen hat. 
Stellen Sie dem gegenüber, wie hoch die 
Rüstungsausgaben einzelner Länder in Afrika 
sindl Sie bewegen sich im Durchschnitt zW1i­
schen 20 und 40 Prozent des Nationalprodukts 
dieser Staaten. 

Wir versuchen nun aus Menschlichkeit, 
diesen Ländern unter Umständen w.irtschaft­
liche Hilfe zuteil werden zu lassen, wissen 
aber, daß in diesen Ländern die Menschen 
effektiv hungern. Zu einer wirtschaftlichen 
Hilfe gehört nämlich auf der anderen Seite 
auch politische Freiheit und politische Willens-

bildung, um den arbeitenden Menschen letzten 
Endes �ihr Recht zukommen zu lassen. 

Deshalb bin ich sehr glüddich, daß man 
das in den Begleitmaßnahmen etwas genauer 
definiert hat, weil man ja nie weiß, wofür 
in diesen Staaten diese Gelder verwendet 
werden. 

Besonders die Wirtschaftspartner haben eine 
sehr vernünftige Haltung oft über die Partea­
iinteressen hinaus eingenommen, als es zu 
den Interimsabkommen und dem Arrangement 
gekommen ist. Es sind im Hinblick auf das 
Preisbestimmungsgesetz und in einer Reihe 
von Begleitmaßnahmen vernünftige Maßstäbe 
lin der Richtung gesetzt worden, daß man 
nun auf beiden Seiten sehr daran interessiert 
ist, eine wirklich konkurrenzfähige Wirtschaft 
zu schaffen, Industriebetriebe zu schaffen, die 
vielleicht spe21ialisiert sind, die auf dem 
europäischen Markt, aber nicht nur auf dem 
europäischen Markt, sondern auch auf dem 
gesamten Weltmarkt konkurrenzfähig sein 
sollen, um darüber hinaus nicht nur die Voll­
beschäftigung zu erhalten. Wir wissen sehr 
genau, daß wir auch von der Vollbeschäfti­
gung Steuereinnahmen zu erwarten haben, 
die der Wirtschaft und dem österrelichischen 
Volk wieder zugute kommen. Sie kommen der 
österreichischen Wirtschaft in Form von 
Investitionen zugute, sie kommen dem öster­
reichischen Volk in Form der Sozialausgaben 
zugute, die lin unserem Staat beachtlich und 
sehr erfreulich und vielleicht die höchsten in 
ganz Europa und somit von ganz entscheiden­
der Bedeutung sind. 

Wenn ich aber sage, daß das Jahr 1 973 
trotzdem ein sehr angespanntes Jahr sein 
wird, dann sage tich das in vollem Bewußt­
sein als Gewerkschafter. Bedenken wir doch 
das Eintreten in die Europäische Wirtschafts­
gemeinschaft, die Einführung der Mehrwert­
steuer, die Zollsenkungen um 1 ,1 Milliarden 
SchiUing, die erfolgen, eine Reihe von Begleit­
maßnahmen, die ich in ihren näheren Details 
nicht anführen will, die aber der österreicb.i­
sche Staat vom Budget her finanzieren muß I 
Es w.ird im Jahre 1 973 nicht eine Krise geben, 
sondern ein europareifes Osterreich. Wir wer­
den im Jahre 1 913 die erste Phase erleben. 

Ich bin restlos davon überzeugt, daß es 
in Osterreich keinen Unternehmer, aber auch 
keinen Arbeitnehmer gibt, der sich dieser 
Probleme nicht voll und ganz bewußt wäre. 
Es wird notwendig sein, diese Monate zu 
nützen. Es wird aber auch notwendig sein, 
daß alle Teile entsprechende Disziplin an den 
Tag legen, um die österreicb.ische Wirtschaft 
Wirklich konkurrenzfähig zu machen. 
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W:irtschaft und Politik sind kaum vonein­
ander zu trennen. Ich glaube, daß unser 
ruhiges politisches Klima, das wir derzeit in 
Osterreich haben, dazu angetan ist, diese Be­
strebungen wirklich in die Tat umzusetzen. 

Ich komme in diesem Zusammenhang nicht 
umhin, auch allen Beamten, die an den Ver­
handlungen, welche länger als 14 Jahre ge­
dauert haben, beteiligt gewesen sind, den 
Dank auszusprechen, weil in diesen Verhand­
lungen sehr viel Kleinarbeit, sehr viel Ge­
schick notwendig gewesen sind, um für Oster­
reich ein Arrangement zustande zu bringen, 
das auch darin zum Ausdruck kommt, daß 
es für alle Parteien tragbar erscheint; es wird 
ihm die Zustimmung gegeben. 

Ich möchte damit die Hoffnung verbinden: 
Möge die österreichische Wirtschaft, mögen 
die österreichischen Arbeitnehmer wirklich 
Europalöhne bekommen I Ich sage das aber 
mit der Einschränkung: Wenn Wlir Europa­
löhne bekommen, werden wir auch europäische 
Probleme zu lösen bekommen. 

Wir können von Seite der sozialistJischen 
Fraktion diesen heute zur Diskussion stehen­
den Abkommen die Zustimmung geben. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Vorsitzender: Als nächster zum Wort ge­
meldet hat sich Herr Bundesrat Göschelbauer. 
Ich erteile es ihm. 

Bundesrat Göscbelbauer (OVP): Hoher Bun­
desratl Meine Herren Bundesminister! Herr 
Vorsitzender I Meine Damen und Herren! Ge­
statten Sie mir bitte zu den Ausführungen 
meines Vorredners Prechtl ein paar Worte. 

Der Herr Bundesrat Prechtl sprach von der 
"ehemaligen staatstragenden Partei". Dazu 
möchte ich schon bemerken, daß wir auch als 
Oppositionspartei staatstragend und am ge­
meinsamen Wohl 'interessiert sind. (V orsitzen­
der-Stellvertreter Dr. S k o t  t o n  übernimmt 
die Verhandlungsleitung.) 

Sie haben zweitens von Einparteienregie­
rungen in Afrika gesprochen, in denen nie­
mand was zu reden hat. Ich hoffe, daß diese 
Definition nicht auch auf Osterreich gemünzt 
-ist, denn bei uns ist das ja wesentlich anders. 

Hoher Bundesrat! Nun zu dem Thema, das 
wir heute zu behandeln haben. Die Durch­
führung der Zoll bestimmungen des Interims­
abkommens zwischen der EWG und Oster­
reich, also mit der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft sowie auch den MitgLiedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl, ist sehr, sehr umfangreich und zweifels­
ohne von weitreichender Bedeutung, bringen 
diese doch für die gesamte Wirtschaftsent­
wicklung in Osterreich neue Aspekte, neue 

AusgangsSlituationen und somit audl für jeden 
Produzenten und für jeden Erwerbstätigen und 
jeden Konsumenten neue Voraussetzungen. 

Die Vorteile durch den etappenweisen Ab­
bau der Zölle werden ihren Niederschlag 
zweifellos auch in den Preisen von limportier­
ten Waren finden. Allerdings müssen wir auf 
diesem Gebiet die Befürchtung hegen, daß 
diese durch die von der Regierung herbei­
geführte Preissteigerungsrate kompensiert und 
daher wirkungslos werdenw Ich brauche 
nur auf den gestr-igen OECD-BeIlicht zu ver­
weisen, der diesbezüglich deutliche Aussagen 
macht. 

Ein zweites: Die Konkurrenz wird für die 
österreichischen Erzeugnisse auf den Auslands­
märkten sicherlich härter werden. Es liegen 
daher die Chancen und die Risken sehr nahe 
beieinander. Es gilt, durch eine wohlüberlegte 
Wirtschaftspolitik die Chancen, die sich aus 
diesem Vertrag ergeben, zu nützen. 

Daß die Landwirtschaft im Vertragswerk 
nicht aufgenommen worden ist, list zweifellos 
ein Hemmnis für diesen Wirtschaftszwe,ig. Es 
wird Aufgabe unserer Vertretung und auch 
einer klugen Wirtschaftspolitik sein, daß in 
dem sogenannten Gemischten Ausschuß auch 
die landwirtschaftlichen Produkte auf autono­
mer Ebene ,in den Handel gebracht werden, 
um eben auch hier etappenweise einen Ein­
klang zu finden. 

Der Herr Bundesrat Prechtl hat auch von 
der Situation der Landwirtschaft schlechthin 
gesprochen und hat eine Statistik gebracht, 
daß es ·in Osterreich fast 50 Prozent der 
Bauernhöfe sind, die keinen männlichen Erben 
haben. Nun kann man daraus aber n!icht auf 
die Erbfolge, auf die Hofübernahme schHeßen, 
die zweifelsohne auch von der Tochter ge-
tätigt werden kann. 

. 

Aber ich glaube, daß es in diesem Zusam­
menhang auch notwendig ist, auf einige 
Gründe hinzuweisen, die vielleicht zu diesem 
Abwandern aus der Landwirtschaft geführt 
haben. 

Zweifelsohne ·ist die Strukturlage der öster­
reichischen Landwirtschaft nicht in allen Fällen 
die geeignetste. Aber es möge doch nicht 
übersehen werden: Auch in der Landwirt­
schaft, die ja im Gesamtwirtschaftsgefüge ein 
wesentlicher Faktor ist, ist die Einkommens­
situation sehr bedenklich. 

Inwieweit die Landwirtschaft in der Gesamt­
wirtschaft tätig und erfolgreich ist, mögen 
einige Vergleiche zeigen, nämlich Zahlen der 
landwirtschaftlichen Produktion im Vergleich 
zu anderen Produktionen. Das ergibt ein sehr 
interessantes Vergleichsbild. 
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Der Produktionswert von Getreide ent­
spricht in seiner Höhe zum Beispiel dem 
Produktionswert des gesamten Bergbaues in 
Osterreich. 

Der Produktionswert an Milch entspricht 
jenem der gesamten Erdölproduktion in Oster­
reich. 

Der Produktionswert von Vieh und Fleisch 
entspricht jenem der Papierindustrie. 

Der Produk1lionswert von tiertischen Produk­
ten mit Geflügel und Eiern entspricht dem 
Produktionswert der Stahl- und Eisenindustrie. 

Einsatz gelangten Aufwandes hat sich im 
Jahre 191 1  gegenüber den Vorjahren erheb­
lich verschlechtert. Im Mittel konnte für 
1 00 S Aufwand ein Rohertrag von lediglich 
103,10 S erwirtschaftet werden. 

Bei der Aussage, daß das Einkommen aus 
der Landwirtschaft um 10 Prozent höher war, 
hat man auch nicht berücksichtigt, daß von 
dem Gesamteinkommen der Landwirtschaft 
nur 7 1  Prozent auf das echte landwirtschaft­
liche Einkommen entfielen und nahezu 17 Pro­
zent auf das Nebenerwerbseinkommen. Im 
Vergleich zum Jahre 1 910 ist demnach der 

In diesem Zusammenhang mögen wir doch Anteil des landwirtschaftlichen Einkommens 

auch den eminent wichtigen Faktor der Land- gegenüber j enem des Nebenerwerbseinkom­

wirtschaft im Gesamtwirtschaftsgefüge sehen. mens wesentlich geringer geworden. 

Wenn auch in der Landwirtschaft nach den 
letzten Statistiken nur mehr 12,6 Prozent der 
Erwerbstätigen beschäftigt sind, so ist das 
immerhin noch ein sehr hoher Prozentsatz. 
Das ist fast die gleiche Zahl wie die jener 
Beschäftigten, die in der landwirtschaftlichen 
Verarbeitungsindustrie tätig sind. Also auch 
hier ein sehr beachtlicher Bevölkerungsanteil, 
der von den Maßnahmen, die nun mit dem 
Arrangement getätigt werden, betroffen wird. 

Nun noch ein paar Worte zu der Einkom­
menssituation, die letztlich ja auch eine 
Ursache für die Landflucht und für die Ent­
wicklung in der Landwirtschaft ist. WiT haben 
in Osterreich eine sehr bedenkliche Entwick­
lung. 

Im Grünen Bericht aus dem Jahre 1 97 1  
wird die Einkommenssteigerung der Landwirt­
schaft mit fast 1 0  Prozent beziffert. Ein Bericht 
des Wirtschaftsforschungsinstitutes besagt, 
daß sich die Einkommenslage der Bauern in 
Osterreich um 5 Prozent vermindert hat. Es 
wird noch bemerkt, daß das Bundesministe­
rium für Land- und Forstwirtschaft diese Fest­
stellung nach der Untersuchung von 2000 Be­
trieben getroffen hat. 

Die Einkommensanalyse aus diesem Bericht 
gibt uns folgende Ubersicht : Der Rohertrag 
je Hektar reduzierter landwirtschaftlicher 
Nutzfläche hat sich im Jahre 1 91 1  gegenüber 
dem Jahre 1910 um 1 Prozent gesteigert. In 
diesem Bericht wurde allerdings nicht erklärt, 
daß im Jahre 1 91 1  der getätigte Aufwand 
für dieselbe Fläche um 9 Prozent gestiegen 
ist, also erheblich stärker als in den beiden 
Vorjahren. 

In absoluten Ziffern ausgedrückt sieht das 
noch ganz anders aus: Der Rohertrag je 
Hektar reduzierter landwirtschafHicher Nutz­
fläche betrug im Jahre 191 1  15.998 S. Der 
Aufwand für die gleiche Fläche betrug 
15.424 S. Die Rohertragswirksamkeit des zum 

Meine Damen und Herrenl Nun zu dem 
Ergebnis der Verhandlungen über das soge­
nannte EWG-Begleitprogramm, das die Oster­
reichische Volkspartei in acht Punkte zu­
sammengefaßt hat. 

In Verhandlungen mit der Regierungspartei 
konnten siebeneinhalb Punkte erfüllt und 
durchgesetzt werden. Wenn diese Punkte 
auch in der letzten Sitzung des Bundesrates 
von einem Redner der Regierungsparte,i als 
Polemik hingestellt wurden, so wurde dodt 
deren Notwendigkeit von der Regierungs­
partei auch erkannt und dann eben in Ver­
einbarungen zwischen den beiden Parteien 
festgelegt. 

Bezeichnend - und das möchte ich hier 
auch sagen - war, daß die Initiative zu all 
diesen Punkten allein von der OVP ausge­
gangen ist. Daß in der Frage der unter Punkt 4 
verlangten Herstellung der Wettbewerbs­
gleichheit für die landwirtschaftlichen Ver­
arbeitungsprodukte, also .in der Erstattungs­
regelung, keine Einigung erZJielt wurde, ist 
für die Landwirtschaft nicht leicht verständ­
lich, war doch diese Forderung an die Regie­
rung nicht unbillig. Es wurde keinerleli neue 
Subventionierung von Warengruppen ver­
langt, sondern lediglich die Kosten für die 
Erstattung limitiert ,in der Höhe, die aus der 
Ausgle1chsabgabe an Einnahmen erzielt wer­
den. Das System der Abschöpfungs- und der 
Erstattungsregelung der EWG wäre doch auch 
für Osterreich richtungweisend gewesen. 

Wenn wir nun ein paar Blicke auf diese 
Regelung im EWG-Bereidt werfen, dann 
können wir bier folgendes feststellen: 

Die EWG wendet bei Importen von land­
wirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen 
eine Abschöpfungsregelung an. Diese Ab­
schöpfung teilt sich .in zwei Teile:  !in einen 
beweglichen und einen festen Teilbetrag. Der 
bewegl'iche Teilbetrag hat die Aufgabe, die 
Preisdifferenz des {im Verarbeitungsprodukt 
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enthaltenen landwirtschaftlichen Rohstoffes 
zwischen EWG-Preis und Weltmarktpreis aus­
zugleichen. Der feste Teilbetrag hingegen er­
füllt eine Schutzfunktion (Verarbeitungs­
schutz) . 

Die Erstattungsregelung : Beim Export von 
landwirtschaftlichen Verarbei tungsprodukten 
stützt die EWG die im Verarbeitungsprodukt 
enthaltenen landwirtschaftlichen Rohstoffe, 
w.ie Zucker, Stärke, Milchpulver und Getreide, 
auf das WeltmarktpreisDliveau herunter. 

Neben dieser Exporterstattung gibt es j e­
doch noch eine sogenannte Binnenerstattung. 
Die chemische Industfiie, die beispielsweise 
Zucker zu Zlitronensäure verarbeitet, bekommt 
diesen durch Erstattungen auf das Weltmarkt .. 
preisn:iveau verbilligt, ganz unabhängig da­
von, ob die Produkte auf dem Binnenmarkt 
abgesetzt werden oder in den Export gelangen. 
Eine ähnliche Regelung gibt es für Stärke. 
Die Papierindustrie in der EWG kann durch 
Erstattungen stark verbilligte Stärkederivate 
einsetzen, was ein entscheidender Wett­
bewerbsvorteil ist. 

Mit diesen Maßnahmen ist für die Ver­
arbeitungsindustrie der EWG ein starker An­
reiz gegeben, die von ihr benötigten land­
wirtschaftlichen Rohstoffe .in erster Unie aus 
dem EWG-Raum zu beziehen. Ferner wlird sie 
dadurch in die Lage versetzt, konkurrenzfähig 
am Inlands- und Auslandsmarkt anzubieten. 
Die EWG betreibt somit aktive Agrarpolitik 
mit Hilfe der Industl1iepolitik. 

Landwirtschaftliche Verarbeitungsprodukte 
unterliegen dem Abkommen mit der EWG. 
Bereits vor einem Jahr hat sich sehr deuUidl 
abgezeidmet, in welcher Form die landwirt­
smaftlichen Verarbeitungs erzeugnisse ,in das 
Abkommen einbezogen werden. Die EWG­
Kommission hat damals dem Ministerrat emp­
fohlen, nur den festen Teilbetrag der Ab­
smöpfung (Verarbeitungsschutz) analog den 
Zöllen der industriell-gewerblichen Produkte 
abzubauen. Der bewegliche Teilbetrag müßte 
auch weiterhin lin voller Höhe eingehoben 
werden. 

Auch die Erstattung bleibt nach diesem 
System völlig unangetastet, das heißt, trotz 
Einbeziehung der landwirtschaftlichen Ver­
arbelitungserzeugnisse in das Abkommen mit 
der EWG wird bei Exporten nach Osterreich 
auch in Zukunft die Erstattung ,in voller Höhe 
wie bisher gewährt. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
die Sorge, die die Landwirtschaft in dieser 
Frage hegt, nicht unberechtigt war. Ich möchte 
noch einmal betonen, daß man in Verhand­
lungen zwischen den beiden Parteien wohl 

sehr viel erreicht hat. Es wurde leddglidt 
dieser eine oder dieser halbe Punkt betref­
fend die Erstattungsregelung nicht erreidtt. 

Es wurde nun von Seite der Regierung die 
Zusage gemadtt, daß bis zum Globalabkom­
men auch die Frage der Erstattungsregelung 
geprüft wird. Wir hoffen, daß die Regierungs­
partei auch lin dieser Frage dem widttigen 
Wirtsdtaftszweig Landwirtsdtaft die gebüh­
rende Aufmerksamkeit zuwendet. 

Es wäre darüber hinaus, glaube idt, höchst 
an der Zeit, daß audt in Osterrelidt ein 
Gesamtkonzept der Ernährungswirtschaft ge­
schaffen wird, damit es audt hier ,in dem 
wichtigen Wirtschaftszweig Landwirtsdtaft .in 
Zukunft keine Staatsbürger zweiten Ranges 
gibt, sondern Gleichheit für alle geschaffen 
wlird. 

In diesem Sinne darf iCh hier die Erklärung 
abgeben, daß meine Fraktion den Beschlüssen 
des Nationalrates die Zustimmung geben wird. 
(Beifall bei der OVP.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. Skotton: 
Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
Trenovatz. Ich erteile ihm das Wort. 

Bundesrat Trenovatz (SPO) : Herr Vorsitzen­
der! Sehr geehrte Herren Minister I Hoher 
Bundesrat! Das Arrangement mit der EWG 
steht nun in diesem Haus zum zweliten Mal 
zur Debatte. Im Parlament, im österreidtischen 
Nationalrat wurde es bereits einstimmig be­
schlossen. 

Wenn man sich nun zurückerinnert, als im 
Juli zum ersten Mal dieses Abkommen zur 
Debatte stand, so muß man feststellen, welche 
Kehrtwendung die Oppositionsparteien zu 
diesen Verträgen seither gemacht haben. 
Wenn man als Zuhörer im Parlament diese 
Debatte oft mithörte und heute die Wendung 
beobaChtet, so muß man staunen, daß es mög­
lich ist, um 180 Grad kehrtzumachen. 

Wenn man als Kommunalpolitiker, als 
Bürgermeister 22 Jahre, zuerst in der 
Gemeindestube einer kleinen Gemeinde und 
nun im Rathaus einer größeren Gemeinde 
mit 23 Gemeinderäten den Vorsitz und als 
Bürgermeister zu fungieren hat, so ist es dort 
nicht so leicht möglich, daß eine Fraktion, 
die zu einem Geschehen in der Gemeinde 
so kategorisch negativ eingestellt ist, dann 
bei der Abstimmung positiv dafür stimmt. Wir 
freuen uns, daß die große Oppositionspartei 
diese Wende gemacht hat. 

Die Sorge um die österreichische Landwirt­
schaft hat nicht nur die Osterreichische Volks­
partei. Auch die Sozialisten wissen, daß wir 
den Bauernstand und die Agrarwirtschaft 
brauchen. 
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Gerade in den letzten Jahren hat sich ge­
zeigt, daß die Regierung Kreisky sehr viel 
Verständnis für die österre.ichische Landwirt­
schaft hat, wenn man nur bedenkt, daß der 
Grüne Plan die Milliardengrenze überschritten 
hat und daß zum ersten Mal in Osterreich 
unter einer sozialistischen Regierung eline 
Bergbauernförderung von 300 Millionen, die 
den Bergbauern zugute kommen, ins Budget 
eingebaut wurde. 

Wenn man aber von 400.000 landwirtsdtaft­
liChen Betrieben in asterreich spr-icht, dann 
stimmt das nicht. In der SO:zJialversicherung, 
in der Bauernkrankenkasse und in der Bauern­
pension zeigt sich, daß ja nicht einmal 50 Pro­
zent dieser 400.000 Betriebe Vollerwerbs­
betriebe sind, sondern daß viele Kleinbetriebe 
bis zu 5 Hektar Nebenerwerbs- oder Zu­
erwerbsbetriebe sind. Unsere jungen Bauern­
söhne und -töchter sind heute glücklich, daß 
sie neben der kleinen ·Wirtschaft infolge der 
Vollbeschäftigung durch die Wirtschaftspolitik 
der Sozialisten heute die Möglichkeit haben, 
in allen Landesteilen Osterreichs, auch im 
Burgenland, einen Zuerwerb, einen Neben­
erwerb zu haben, und sie gönnen heute schon 
den Arbeitnehmern die guten Löhne und sind 
bereit, auch als Lohnarbeiter tätig zu sein. 

Wenn gestern im Fernsehen Herr Professor 
Koren sein Herz für den öffentlichen Dienst 
am Bildschirm gezeigt hat und die Beamten 
und den öffentlichen Dienst dort irgendwie 
als benachteiligt herausstellte, so möchte ich 
sagen, daß das typisch ist. 

Die OVP besteht doch aus drei Bünden. 
Wenn man unter den Bauern spricht und 
Propaganda macht, so hetzt man gegen die 
Beamten, gegen den öffentlichen Dienst. Beim 
öffentlichen Dienst hat man das Herz für ihn. 

Und der "Burgenländische Bauernbündler" 
hat einst, als der öffentliche Dienst den 
14. Monatsbezug forderte, gesdlrieben : Mit 
Befremdung stellen wir fest, daß eine gewisse 
Berufsgruppe 1n Osterreich, deren wirtschaft­
liche und soziale Lage gesichert erscheint, 
einen 1 4. Monatsbezug fordert, obwohl es im 
Kalenderjahr keine 1 3, geschweige 14 Monate 
gibt. 

Also da hat man bei den Bauern gegen 
den öffentlichen Dienst gehetzt. Jetzt aber 
hat man sein Herz für den öffentLichen Dienst 
entdeckt. So ist es leidlt, Politik zu machen. 

Aber wir wissen: Die Begleitmaßnahmen für 
die Landwirtschaft in Osterreich sind nicht nur 
jetzt durch das Arrangement mit der EWG, 
sondern audl vorher schon wichtig gewesen. 

ginnt schon in der Gemeinde, wenn man nur 

die Vatertierhaltung nimmt - dort schon 

werden aus öffentlichen Mitteln Beiträge ge­
leistet -j sie wird von Ländern und Bund 

fortgesetzt. Wir Sozialisten wissen schon 
lange, daß die Landwirtschaft gefördert ge­
hört, und sie wird und wurde am stärksten 
in den letzten zwei Jahren gefördert. 

Um die Sorge bei dem Arrangement mit der 
EWG um die Landwirtschaft wissen wir alle. 
Aber die österreichischen Bauern sind intelli­
gent genug: sie werden marktkonform produ­
Llieren und die Absatzmöglichkeiten in die 
EWG prüfen. Dies gilt besonders für uns, 
für das Burgenland, woher ich komme, das im 
N orden auf Qualitätswein und im Süden auf 
Rinderzucht spezialisiert ist. Gerade auf 
diesem Gebiet merken wir ,in der letzten Zeit 
einen wirklJich gerechten Preisansteig für 
unsere landwirtschaftlidlen Produzenten. 

Die Viehpreise auf dem Versteigerungs� 
markt in Oberwart haben eine Höhe erreicht, 
daß unsere Züdlter und Bauern voll zufrieden 
sind. Im Durchschnitt bekam im letzten Jahr 
ein Bauer pro Stück verkauftes Vieh dort 
um 3000 S mehr als noch vor zwei Jahren. 

Der Absatz des Qualitätsweines hat sich so 
gut entwickelt, daß unsere Bauern auch auf 
diesem Gebiet zufrieden sind. 

Wenn j etzt der Vertrag mit der EWG zum 
Tragen kommt, wenn jetzt die Importe für 
landwirtschaftliche Maschinen eine Zoll­
senkung erfahren, wird es unseren Bauern, 
die heute sehr stark auf die Investition, 
auf die Medlandsierung angewiesen sind, er­
leichtert werden, Landmaschinen billiger zu 

bekommen. Deshalb, glaube ich, braucht es 
für uns nicht so drastisch hingestellt zu 
werden. 

Ich muß auch feststellen, daß die Oster­
reidlische Volkspartei weit eingelenkt hatj sie 
bej aht nun ebenfalls das Interimsabkommen, 
das Arrangement mit der EWG. Es hat sich 
im Nationalrat erwiesen, daß es einstimmig 
beschlossen wurde. Es hat sich auch heute 
schon herauskristallisiert, daß auch der Bun­
desrat die Verträge einhellig gutheißen und 
keinen Einspruch erheben wird. 

Ich glaube aus diesem Grunde, daß wir 
allen Beamten, die diesen Vertrag in zähen 
Verhandlungen für Osterreich erarbeitet 
haben, auch von meiner Fraktion aus Dank 
und Anerkennung aussprechen sollen. Wir 
danken auch der Regierung, den Ministern, 
die dabei mitgewirkt haben, daß es zu diesem 

Die Wirtschaftsgesetze, das Landw,irtschafts- vereinten Europa auch für Osterreich gekom­
gesetz, die Förderung der Landwirtschaft be- I men list. (Beifall bei der SPO.) 
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Vorsitzender (der wieder die Leitung der 
Verhandlungen übernommen hat) : Als näch­
ster zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat 
DDr. Pitschmann. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat DDr. Pitschmann (OVP) : Meine 
sehr geehrten Herren Minister! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Die Strapazen des 
langen Marsches, des dutzendfachen Hinder­
nislaufes nach Brüssel sind noch lange nicht 
zu Ende und werden vor allem konditions­
schwachen Unternehmen sehr zu schaffen 
machen. Konditionsstarken bringt er schon 
Chancen, am Ziel als Sieger miteinlaufen zu 
können. 

Da aber die Wirtschaft letztlich unser aller 
Schicksal und Zukunft ist, müssen wir wohl 
alle 'etwas umdenken. In der Wärtschaft wird 
das Bestehenkönnen gegenüber weltweiter 
Konkurrenz noch mehr als bisher in erster 
Linie in der eigenen Kraft und Leistung, 
natüdich auch in der Bereiitschaft der Wirt­
schaftspolitik liegen, die Wirtschaft durch 
entsprechende Maßnahmen zu stärken. 

Auch für die Soz:ialpartner ergeben sich 
neue Anforderungen. Die Zusammenarbeit der 
Sozial- und Wirtschaftspartner bleibt auch in 
Zukunft sicherlich unentbehrlich. 

Die Wettbewerbsfähligkeit unserer Wirt­
schaft hängt nicht nur von der Qualität unserer 
Unternehmerschaft, sondern nicht minder auch 
von der QuaLifikation, der Leistungsgesinnung, 
der Ber.eitschaft jedes einzelnen zum Lernen 
und zur Weiterbildung ab. 

Für die Regierung scheint - diesen Ein­
druck. hat man des öfteren - bei diesem EWG­
Vertrag eine Art von Konsumentenschutz 
durch Preisverbilligung über forcierte Ein­
fuhren vordergründig zu sein. Man darf aber 
den EWG-Vertrag nicht zu einer Preisfeuer­
wehr umfunktionieren und darf nicht Erwar­
tungen erweck.en, die sich nicht erfüllen 
können. 

Der Schwarze Peter der derzeitigen Inflation 
bl'eibt bei Kreisky, der vor seiner Regierungs­
zeit stabile Preise versprach und Auswirkun­
gen der Preisentwicklung des Auslandes auf 
Osterreich in Abrede stellte. "Was geht uns 
das Ausland an?", sagte er damals, als man 
darauf hinwies, daß eben ein Teil der PreJs­
erhöhung'en vom Ausland importiert wird. 

Osterreichs Exportquote ist sicherlich un­
genügend. Die starke Kostensteigerung, die 
Osterreichs Industrie in den beiden letzten 
Jlahren über sich ergehen lassen mußte, hat 
die EntWicklung des Exportes ungünstig be­
einflußt. War im dritten Quartal 1 969 eine 
Rekordsteigerung des Exportes von 25 Prozent 

gegenüber der Vergleichsperiode des voran­
gegangenen Jahres erreicht worden, so lag 
in den ersten drei Quartalen 191 1  die Jahres­
zuwachsrate des Exportes nur mehr bei 5 Pro­
zent. Diese Entwicklung ist bedauerldch und 
sicherlich auch bedenklich. 

Der Anteil des Exportes am österreichischen 
Bruttonationalprodukt gegenüber vergleich­
baren StaJaten ist noch immer zu gering. Wenn 
die internationale Konkurrenzposition Oster­
reichs so beschaffen sein soll, daß beim Export 
wieder ein überproportionales Wachstum 
möglich wird und dadurch die Chancen aus 
dem EWG-Vertrag voll genützt werden kön­
nen, muß die Kostenentwicklung in Osterreich 
unbedingt gebremst wenden. 

Der Anteil der Exporte am österreichischen 
Bruttonationalprodukt hat 1 970 erst 1 9,9 Pro­
zent betragen. Dagegen machte 'er bei den 
übrigen hochindustrilalisierten Kleinstaaten 
Westeuropas einen zum Teil empfindlich 
höheren Prozentsatz aus. 

Dänemark exportierte 2 1 , 1 Prozent des 
Bruttonationalproduktes, Norwegen 21,6 Pro­
zent, Schweden 2 1 ,9 Prozent, Finnland 22,5 
Prozent, die Schweiz 25,3 Prozent, die Nieder­
lande nicht weniger als 31,6 Prozent und 
Belgien-Luxemburg sogar 44,8 Prozent. 

Womit Osterreichs Wirtschaft in den weni­
gen nächsten Monaten fertig werden muß, ist 
wirklich ungeheuerlich: Umstellungen von der 
EFTA auf die EWG, Umstellung von der 
Allphasenbruttoumsatzsteuer auf die Mehr­
wertsteuer. 

Osterreichs Wlirtschaft muß ferner mit der 
angekündigten Lohn- und Einkommensteuer­
reform sowie mit den Belastungen der 
29. ASVG-Novelle fertig werden. 

Was sich die SPO leistet, kann sich . unsere 
Wirtschaft wirklich nicht leisten; sonst würde 
sie zugrunde gehen. 

Unser verehrter Flnanzminister sagte noch 
vor wenigen Monaten, daß die Mehrwert­
steuer keine nennenswerte Preisverteuerung 
mit sich bringe. Er erklärte, daß sich am Ende 
dieses Jahres die Preissteigerungsrate wieder 
auf etwa 5 Prozent einpendeln werde. 

Nun haben wir, obwohl eine 3- bis 5prozen­
tige Verblilligung der Importwaren aus dem 
EWG-Raum zu erwarten ist, die Ankündigung 
unseres Finanzministers gehört, daß zu Be­
ginn des Jahres 1973 mit einer Teuerung von 
rund 7 Prozent zu rechnen sei. Also ein neuer 
Preishochsprungrekond olympischen Aus­
maßes . Die SPO würde wirklich eine kom­
binierte Olympiagoldmedaille im Hochweit­
sprung verdienen: beim Hochsprung in der 
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Preishöhe, dn der Preisteuerung, und beim 
Weitsprung in der Entfernung von den Ver­
sprechungen. (Beifall bei der OVP.) 

Die Preissituation kann auch in Osterreich 
nicht mit Staats computern, sondern nur mit 
einer vernünftigen Wirtschaftspolitik gemei­
stert werden. Staatliche Preisl"egelung und 
EWG-Liberalismus vertragen sich bekanntlich 
nicht miteinander. 

Herr FinanzmiDJisterl Was wären Sie als 
Finanzminister für ein larmer Wicht, wenn 
Ihre Part·eikollegen damals die Kraft aufge­
bracht hätten, dafür zu sorgen, daß die Olym­
pischen Spiele statt nach München nach Wien 
kommen. Die "Arbeiter-Zeitung" schrieb am 
22. Jänner des heurigen Jahres: 

"München - ein Faß ohne Boden. 

Als ein Faß ohne Boden erweisen sich die 
Olympischen Spiele in München. Als sich 
München 1966 um die Spiele bewarb, rechnete 
man mit 500 Millionen D-Mark Kosten." (Bun­
desrat Hella H a  n z I i k: Jetzt steht die Olym­
piade nicht auf der Tagesordnung! Seien Sie 
mir nicht böse, wenn ich Ihnen das sage/) 

Ich glaube, Sie hätten einige Minuten früher 
zehnmal die Möglichkeit gehabt, zu sagen, 
dies und jenes stehe nicht auf der Tages­
ordnung. (Bundesrat Hella H a  n z l i  k: Hätten 
Sie auch einen Einspruch erhoben!) Ich habe 
von der Olympiapreismed.ClJille, damit von den 
Sorgen des FioonzmiDJisters und darüber ge­
sprochen, wie Osterreich künftighin mit der 
Kostenentwicklung fertig werden könnte. 

In der "Arbeiter-Zeitung" wind erklärt, daß 
in München etwa das Vierfache der ange­
kündigten Kosten wdrklich aufgelaufen ist. 

Was würde Osterreichs Finanzminister 
machen, wenn er nun bei Olympischen Spielen 
mit zusätzlichen 10 bis 15 Milliarden Schilling 
fertig werden müßte? Man kann sich gar nicht 
vorstellen, welche Kürzungen dn allen Bundes­
ländern jahrzehntelang hätten durchgeführt 
werden müssen, damit dieser Betrag irgendwie 
hereingebracht worden wäre. 

Aber ,auch Wien wird noch seine Sorgen 
bekommen ; das müssen wir befürchten. Es 
wird einen Preisüberschreitungsrekord wohl 
auch beim UNIDO-Projekt geben, worauf 
leider Gottes alle Anzeichen hinweisen. 

Nun zurück zum Integrationsthema, ver­
ehrte Damel Das Intel1ims- und Globalabkom­
men Osterreichs mit der EWG ist, gesamthaft 
gesehen, ebenso diffizil und schwergewichtig 
wie die Problematik der sensiblen Produkte. 

Sektor des nichtlandwirtschaftlichen Außen­
handels erreicht. Das Interimsabkommen, das 
die EWG allein mit Osterreich abschloß, ist 
eine Treueprämie für ein elf jähriges gedul­
diges Warten Osterreichs vor den EWG-TÜren. 
Diese Wartezeit list bis in die jüngste Ver­
gangenheit ein alleiniges Verdienst der OVP, 
weil die SPO als damalige. Regierungsopposi­
tion oder als Koalitionspartei beim EWG­
Bemühen entweder abseits stand, abse:its lief 
oder faul und unfair gegen die EWG-Regeln 
verstieß. (Bundesrat W a l l  y: Es darf gelacht 
werden!) 

Unser Interimsabkommen und das Global­
abkommen enthalten höchst nachteilige Schön­
heitsf'ehler. Die Verhandlungen Osterreichs 
mit der EWG über den Abschluß eines Assozi­
ierungsabkommens konzentrierten sich auf die 
Frage des Zollabbaues zwischen den beiden 
Wirtschaftsräumen und auf die mittelbar damit 
verbundenen Probleme, wie Ursprungs rege­
lung, s,ensible Produkte, Wettbewerbsverzer­
rungen und so weiter. Die Fnage der BeZlie­
hungen der Entwicklungsländer zur EWG und 
Osterreichs VerhältDJis zu den Entwicklungs­
ländern der v·erschiedenen Gruppierungen, die 
durch verschiedene Abkommen ein besonderes 
Naheverhältnis zur EWG haben, wurden außer 
acht gelassen. Begründet wind das von offiziel­
ler Seite damit, daß man mit diesem Fragen­
komplex die an und für sich schon schwierigen 
Verhandlungen Osterreichs mit der EWG nicht 
zusätzlich belasten wollte. 

Man wird aber nicht umhin können, mög­
lichst rasch den ganzen Fragenkomplex in 
Angriff zu nehmen, wenn viele Märkte in 
Ubersee nicht endgültig als verloren IdIlge­
sehen werden müssen. 

Schon in den vergangenen Jahr'en war di'e 
Entwicklung des österreicmschen Warenaus­
tausches mit den Entw:icklungsländern keines­
wegs befriedigend. 1960 ging noch ein Anteil 
von 14 Prozent des österreichischen Gesamt­
exportes in die Entwicklungsländer. 1970 ist 
dieser Anteil auf rund 1 1  Prozent gesunken. 
Vergleichsweise exportierte die Schweiz im 
Jahre 1970 17, 1  Prozent des gesamten Vo­
lumens in die Entwicklungsgebiete. 

Die EWG hat durch den Absdlluß ver­
sdliedener Abkommen zu zahlreichen Ent­
wicklungsländern ein besonderes Nahever­
hältnis hergestellt. Es siDJd dies: 

Das Jaunde-Abkommen, durch das 18 afri­
kanische Staaten und Madagaskar seit 1 963 
mit der EWG assoziiert sind. 

Mit zwei Sätzen sei folgendes gesagt: Durch Die drei englischsprachigen Staaten Ost-
die EWG- und EGKS-Verträge wird im Prinzip afrikas, Kenia, Uganda, Tansania, sind der 
UIlId :in Etappen eine Freihandelszone auf dem Europäischen Gemeinschaft seit dem 1 .  Jänner 

777 
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197 1  durch das Abkommen von Arusha assozi­
iert, das ihnen annäherDICl die gleichen Ver­
günstigungen bringt wie das Jaunde-Abkom-
men. 

Im Mittelmeerraum hat die Gemeinschaft 
seH 1961 ein ganzes Netz von Assoziierungen 
und Handelsvereinbarungen geknüpft, das 
auch Ägypten, die ·V AR und Zypern wie auch 
Algerien umfaßt. 

Den 17 noch assoziierungsfähigen Ländern 
des Commonwealth hat die EG die Wahl ge­
lassen, ob sie eine Assoziierung nach dem 
Muster von Jaunde, eine eigene Form der 
Assoziierung wie die von Arusha oder ein­
fiache Handelsvereinbarungen vorziehen. 

Schließlich sind noch die beiden Länder 
G:r:iechenland und Türkei zu erwähnen, die 
ebenfalls ein Assoziierungsabkommen mit der 
EWG abgeschlossen haben, dessen Zweck es 
ist, diese Länder in einem späteren Stadium zu 
Mitgliedsländern der EWG zu machen. Gerade 
die beiden letztgenannten LäIllder stehen 
andererseits hinsichtlich ihrer Bedeutung für 
den österreichischen Export unter allen Ent­
wicklungsländern an erster Stelle. 

Es ist also absolut unverständlich, warum 
dieser gesamte Fragenkomplex bisher an 
keiner Stelle eingeheIlId untersucht und ge­
prüft wurde, warum keine �angfristigen 
Lösungsmöglichkeiten in Aussicht genommen 
wurden und warum man nicht in den Ver­
handlungen mit der EWG zumindest festge­
halten hat, daß diese Frage in einer zweiten 
Verhandlungsrunde einer Lösung zugeführt 
werden soll. 

Das Jahr 1973 wird dn seinen tiefgreifenden 
Auswirkungen in mancher Hinsicht mit dem 
Staatsvertrag 1955 vergLichen. Damals begann 
für Osterreich durch die Wiedergewinnung 
von Freiheit und Unabhängigkeit eine neue 
staatspolitische Ära. Jetzt beginnt infolge des 
Hineinwachsens Osterreichs in den Markt der 
300 MilLionen ,eine neue wirtschaftliche Ära. 
Mit der Umstellung auf di'e Mehrwertsteuer 
bekommen wir eine neue steuerpolitische Ära. 

Wenn nun Vergleiche angestellt werden 
zWlischen der Tragweite des Staatsv,ertrages 
aus dem Jahr 1955 und jetzt mit der EWG, 
dann muß wohl dazu gesagt werden, daß das 
Abkommen mit der EWG nicht einen Ab­
schluß, sondern nur den Beginn einer neuen 
Entwicklung darstellt. 

Den Weg zum Staatsvertrag mit den West­
mächten und mit Rußland hat die damalige 
SPO-Führung den OVP-Verantwortlichen 
wirklich nicht leicht gemacht. Die SPO-Begleit­
muslik "Raab nix choroscho" war des Koali­
tionspartners Schützenhilfe für die erfolg­
reichen Verhandlungen Raabs mit Moskau. 
Auch damals hat die SPO mitgeerntet, ohne 
nennenswertes Saatgut beigesteuert zu haben, 

In unserer berechtigten Freude, daß ein 
halbwegs vertretbarer Weg in die EWG ge­
furuden werden konnte, dürfen wir nicht ver­
gessen, daß noch nicht ganz sicher ist, ob 
beispielsweise Norwegen und Dänemark den 
EWG-Beitritt auch schaffen werden. Wie stark 
sich im Falle eines Sieges der Anti-EWG­
Kräfte in den beiden genannten Staaten dann 
in England die Antieuropäer in der Labour 
Party machen werden, ist nicht schwer zu 
erkennen, wenn Osterreichs "Arbeiter-Zei-

Ebenso wie die bisherige Haltung der Regie- tung" laIs SPO-Stimme recht haben sollte. Die 
rung gegenüber der Entwicklungshilfeproble- "Arbeiter-Zeitung" vom 30. 10. 1 971 schrdeb 
matik zeigt sich auch bei der Frage der mit nach den Abstimmungen im englischen ParIa­
der EWG assoziierten Entwicklungsländer, daß ment unter anderem folgendes: 
man die längerfristigen haIlldelspolitischen "Ausbruch der Leidenschaften im Unterhaus 
Probleme überhaupt nicht erkennt und kein bei der Abstimmung über EWG-Beitritt. Be­
Konzept vorhanden ist, um der österreichi- völkerung hinter Wilson. 
schen Wirtsdllaft die Märkte von morgen zu 
sichern. Oppositionsführer Wlilson, der entschieden 

gegen den BeitrHt zur EWG Stellung nahm, 
In Anbetracht dessen, was schon gesagt versprach, diesen Schritt wieder rückgängig 

wurde und sicherlich noch gesagt wird, kann zu machen. 
ich mir ersparen, näher auf den meritorischen 
Inhalt des J,nterimsabkommens einzugehen. 

Es muß aber parlamentsprotokollarisch fest­
gehalten we:r1den - gerade in Anbetracht der 
Äußerungen meines Vorredners, der wirklich 
die Fronten vollkommen verkehrt hat -, wde 
siCh die SPO fast 'ein J ahrzehnt �ang gegen ein 
Ubereinkommen mit der EWG wehrte, kein 
Saatgut beisteuerte, nicht gejätet hat, sondern 
im Gegenteil nur versucht hat, in die Saat 
immer noch Unkraut hineinzustreuen. 

Wilson fühlt sich in dieser Haltung völlig 
im Einklang mit der Bevölkerungsmehrheit. 
Und tatsächlich: Wenn die lang'e Schlange der­
jenigen, die vergebens auf eine Zulassung zu 
den überfüllten Tribünen des Unterhauses 
warteten, ein Bevölkerungsquerschnitt war, 
hat Wilson recht. Dann sagen 51 Prozent der 
Briten weiter nein zur EWG und zu ,Ted 
(Heath), dem Betrüger', der niCht das Volk, 
sondern das Parlament als Spiegelbild der 
Nation abstimmen ließ." 
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Also stärker, undiplomatischer, grotesker 
kann man einem Staat, mit dem man gemein­
sam in die EWG wollte, wohl nicht begegnen, 
als es die "Arbeiter-Zeitung" damals getan 
hat. (Zwischenruf bei der 8PO.) 

Das war hoffentlich - es ist mit Sicherheit 
anzunehmen - die letzte Anti-EWG-Eskapade 
der SPO. Früher waren es ganze Legionen, die 
die EWG schlecht machten, angriffen, beleidig­
ten und kritisiertoen. Nur einige authentische 
Kostproben davon: 

Felix Butschek, Mitarbeiter des Wirtschafts­
forschungsinstituts und einer der 1 400 "Wei­
sen", die das Zukunftsprogramm der SPO er­
arbeitet haben, schrieb im "Forum", Dezember­
ausgabe 1 962, folgendes (Ruf bei der 8PO; 
Pause!) - ich glaube, Sie können eine Pause 
brauchen, um das zu verarbeiten, was ich 
Ihnen zu sagen habe (Heiterkei t und Beifall 
bei der OVP) -: 

Auf dem Vorarlberger Parteitag 1 959 er­
klärte Vizekanzler Dr. Bruno Pittermann: 
"Um seine europäische Position zu sichern, ist 
der Kartellkapitalismus zur Bildung der EWG 
geschritten. Der in der EWG geschaffene natio­
nale Bürgerblock leitet eine Entwicklung ein, 
der man rechtzeitig entgegentreten muß." 

"Eine andere solche Fleißaufgabe war die 
Pflege der Neutralitätslegende, wobei man in 
plumper Weise darauf spekulierte, die Leute 
wünden schon vergessen haben, daß es gerade 
die SPO war, die sich gegenüber der Neu­
tralität lange Zeit reserviert verhalten und 
diesbezügliche außenpolitische Benühungen 
des Bundeskanzloers Raab mit mancher Un­
freundlichkeit bedacht hatte." 

Deswegen "Raab nix choroscho !"  - Ihr 
Felix Butschekl 

Auf der nächsten Seite steht - das hängt 
noch damit zusammen -: 

"Sch�immer noch war, daß es im Gefolge 
dieser Kampagne zu den übelsten Auslassun­
gen über die Geschichte unsres Landes kam. 
Man schien von der Theorie auszugehen, daß 
die Behauptung, Rudolf von Habsburg sei ein 
Raubritter gewesen, die Wähler veranlassen 
würde, für die SPO zu stimmen." 

Und zwischenzeitlich hiaben wir aus 
Kreiskys Buch erfahren, daß dieser große 
Staatsmann sogar die Absicht hatte, diesen 
Raubritter als Botschafter einzusetzen. Also 
was in Osterreich alles möglich ist, ist wirk­
lich europäische Spitze. 

In der Märzausgabe der "Zukunft" vom 
Jahre 1 968, also der Katechismus und die 
Bibel der SPO, sagte ein beredter SPO­
Sprecher, indem er sich mit dem SPO-Wirt­
schaftsprogI1amm befaßte, folgendes : 

"Im Kapitel des Vorentwurfs, das sich mit 
Fragen des Außenhandels beschäftigt, fehlt 
meiner Meinung nach ein Hinweis auf den 
monopolistischen und protektionistischen Cha­
rakter der EWG. Ist doch die Herrschaft der 
Brüsseler EWG-Technokratie ein Musterbei­
spiel für jene autoritäre Planung, die der 
demokratische Sozialismus ablehnt: Geplant 
wird von den Tedlnokraten ohne Mitbestim­
mung der großen Arbeitnehmerorganisationen 
der EWG-Länder. 

Ein ,Nahverhältnis' Osterreichs zur EWG ist 
daher, abgesehen von den neutralitätspoli1Ji­
sehen Momenten, für eine fortschrittliche Ent­
wicklung der österI1eichischen Volkswirtschaft 
kein Vorteil. Im Gegenteil : Je näher das Ver­
hältnis Osterreichs zur EWG ist, desto größer 
der negative Einfluß ausländischer, 'insbeson­
dere westdeutscher Monopole auf das wirt­
schaftliche Geschehen !in unserem Land. Letz­
ten Endes kann ein solches ,Nahverhältnis' 
auch zur Aushöhlung der Neutralität führen. 

Zusammenfassend sei nochmals betont, daß 
dieses ökonomische Programm, das für eine 
bestimmte Etappe gelten soll, nicht das Partei­
programm ersetzen oder verdrängen darf. Mit 
anderen Worten: Unser Ziel" - das SPO­
Ziel - "ist nicht ein relativ gut funktionieren­
der, sotial gezähmter Kapitalismus, sondern 
die klassenIoSIe Gesellschaft." 

Im Februar 1 960 behauptete die "Arbeiter­
Zeitung" , hinter der EWG-Kiampagne stünden 
die Großkapitalisten, die sich durch dhre Ge­
schäftsbeziehungen größere Profite verspre­
chen. Auch Kreisky persönlich habe Osterreich 
auf dem Weg lin dve EWG einige Hindernisse 
bereitlet. 

Die "Arbeiter-Zeitung" vom 24. November 
1 959 schrieb folgendes: 

"Kreisky betonte dabei neuerlich, daß Oster­
reichs Neutralität und die mit ihr übernom­
menen Verpflichtungen es Osterreich ver­
bieten, dler EWG beizutreten. Wohl ist dlie 
wirtschaftliche Verflechtung Osterreichs mit 
den EWG-Ländern stärker als mit den Mit­
gliedstaaten der EFTA, nicht aber um soviel 
stärker, wie 'es meistens behauptet wird." 

atto von Habsburg hat damals - scheinbar 
einer der Intimfreunde Kreiskys zwischenzeit­
lich - geschrJeben : 

"Rußland hat OstJerreich nie den Beitritt 
zur EWG verboten. Die Russen sind erst gegen 
die EWG aufgetreten, nachdem von Wien aus 
in der Offentlichkeit behauptet worden war, 
daß die Russen es nicht erlauben würden. 
Wenn man einen Gegner auffordert, einen zu 
fesseln, dann kann man nicht terstaunt sein, 
wenn er diesoer Auffor:derung nachkommt." 
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(Bundesrat Hella H a  n z 1 i k: Es würde mich smick.ter Einsätze unserer Beamten nicht das 
nur interessieren, warum die Minister Bock Optimale herausholen konnte, liegt auf der 
und Mitterer das nicht erreicht haben, was Hand. Wenn jemand jahrelang, ein Jahrzehnt 
jetzt erreicht wurde!) Weil es alle anderen lang beschimpft, abgelehnt und kritisiert wird, 

Staaten auch jahrelang versucht haben. (Bun- dann kann man von diesem nicht 'erwarten, 
desrat Hella H a  n z 1 i k: Das wäre viel inte.!- daß er mehr gibt, als er unbedingt muß. Es 
essanter, als hier nur zu wühlen!) Wenn Sie wäre also, so wie es Kreisky bei der Mehr­
heute säen, können Sie auch erst morgen wertsteuer zur OVP sagte, mehr drinnen ge­
ernten. Nicht einmal Sie, und Sie scheinen sehr wesen, sicherlich auch dm Vertrag mit der 
fruchtbar zu sein. (Weitere Zwischenrufe.) EWG, wenn die heutige Regierungspartei 

Die "Salzburger Nachrichten" vom 1 6. März nicht zehn Jahre Lang dauernd mit dem nack-

1962 b:rta.chten auf der ersten Seite groß aufge-
ten Charme der EWG ins Gesicht gesprungen 

macht: "Gorbach distanziert sich von Kreiskys wäre. Die langjährige Anti-EWG-Haltung der 

Reden." _ Also der damalige Kanzler mußte 
SPO muß nun sicherlich ganz Osterreich be-
zahlen. 

sich vom Koamionspartner in Richtung EWG-
Sabotage distanzieren. - "Osterreichs Außen- Zum Schluß noch einige Worte zu Benyas 
mindster sagte laut APA in Stockholm : ,Die Aussage :im "Kurier" vom 27. Juli dieses 
östefIleichische Regierung hofft, daß die EWG Jahres: EWG-Niveau auch für Löhne nötig, 
der Assoziierung der vier neutralen EFTA- Arbeitskräfte künftig mobiler, nach elf jährigen 
Länder zustimmen werde.' - Dr. Gorbach und sehr kläglichen Verhandlungen ist uns der 
Dr. Bock. dazu: ,Dazu war er nicht ermächtigt: " Zugang zum großen Markt geöffnet. 

Schon vor zwei Jahrzehnten lehnte der da- Zu EWG-Löhne auch fur Osterreidl nötig: 
malige Minister Waldbrunner die Teilnahme Solange Osterreidl zum Teil weit mehr als alle 
Osterreichs an den Verhandlungen über di,e anderen vergleichbaren Staaten der Unter­
Gründung der Montanunion wahrscheinlidl nehmerschaft und der Arbeiterschaft Sozial­
wohl deswegen ab, weil er dabei eine Ge- lasten auferlegt und soziale Vorteile einräumt, 
fährdung seines verstaatlidlten Königreidles solange wir in Osterreich 1 6  Prozent Mehr­
fürchtete. wertsteuer haben - in Deutschland 1 1  Pro-

Arbeiterkammerpräsident Ing. Hrdlitsdlka zent, man könnte eine Stunde über die ent­

meinte noch 1966, daß man sich einen BeitIlitt spredlenden Relationen zwischen hüben und 

zur EWG ernsthaft überlegen müsse. drüben reden -, so lange wird ein EWG­
Nettolohn nicht möglich sein, solange bei uns 

Bundesrat Porges, unser früherer Kollege, brutto so viel mehr Belastungen drinliegen. 
vertrat 1967 die Auffassung, daß der Weg in 
die EWG gefährlich sei. Zu Arbeitskräfte künftig mobiler: Ja, 

Chefideologe Czernetz verlangte eine um-
hoffentlich nicht dadurch, daß noch mehr 

fassende Untersuchung der wirtschaftlichen 
österreichische Arbeitnehmer ins Ausland 

Auswirkungen für den Fall einer EWG-Asso-
fliehen, um dem Steuerdruck. und dem Ab­

zilierung Osterreichs. 
gabendruck. zu entgehen (Zwischenrufe bei der 
SPO), oder sich laIs Grenzgänger betätigen. 

Und unser heutiger Finanzminister warf der 
OVP vor, daß sie die diskriminatorischen Im übrigen vielleicht nur ein Wort in Paren­

Auswirkungen einer Nichtteilnahme Oster- these zum Gastarbeiterproblem: Meiner An­

reidls an der EWG stark überschätze. sicht nach ist die gan�e Gastarbeiteraktion 
Europas, ohne die Europa scheinbar nicht mehr 

Wie recht hat doch die "Süddeutsche Zed- leben kann, eine Sünde w�der die Natur, d i e  
tung" vom 20. Juli dieses Jahres, wenn s.ie Sünde des Jahrhunderts . Daß Millionen Men­
schreibt: schen von Familien, vom Heim ein Jahr lang 

"Osterreichs langer Marsdl nadl Brüssel oder nodl länger weg von der Familie, nur um 
geht zu Ende. Nach elf Jlahren erntet eine nicht ga.nz gesunde Strukturen aufrecht zu 
sozialistische Regierung, was sie einst be- erhalten, losgeeist werden, ist eine Völker­
kämpft halte: ' wanderung mit Nachteilen, wie wir sie, glaube 

Bundeskanzler Dr. Kreisky hatte also per-
ich, früher kaum größer hatten. Das wäre eben 

sönlich wirklidl allen Grund, mit der Behaup-
europäische Integrationspolitik, wenn man 

tung vorsidltig zu sein, daß Osterreidls EWG-
dort Arbeitsplätze schafft, wo die Menschen 

Erfolg ihm zuzuschreiben sei. Umso besser 
mit ihren Familien wohnen, anstatt die Men-
schen Hunderte und Tausende Kilometer von­besorgen das Osterreidls Zeitungen durdl 

bezahlte Inserate. 
einander entfernt familienpolitisch und auch 
national zu entfremden. (Bundesrat B ö  c k: 

Daß die SPO-Alleinregierung aus dem Ver- Wer denn? Das ist schon die Entwicklung der 
tragswerk trotz heroisdler, diplomatisch ge- . kommenden Jahre!) Ja glauben Sie, daß es 
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gesund ist . . .  (Weitere Zwischenrufe bei der Die Wahrheit muß immer an den Tag kom-
SPO.) men!) 

In der Schweiz list die Zeit schon so weit, 
daß ein beträchtlicher Teil der Schweizer sagt : 
So kann es IlIicht weitergehen, daß man 
Hunderttausende Türken und Angehörige 
anderer Nationen in die Schweiz bringt, dort 
seßhaft macht und sie dann, wenn einmal eine 
wirtschaftliche Depression entsteht, wieder 
nach Hause zurückschickt, wo sie erst recht 
nicht arbeiten können und keinen Arbeitsplatz 
finden. Das ist dodl keine gesunde europäische 
Integration. Das ist eine Sünde ganz Europas, 
nicht nur Osterreichs. (Bundesrat B ö c k: In 
Osterreich sind die Verhältnisse für Osterrei­
cher gelöst!) 

Benya sagte weiter: Nach elf j ährigem ver­
geblich'em Verhandeln ist uns der Zugang zum 
großen Markt geöffnet worden. Elf Jahre 
waren die Verhandlungen nicht vergebens. 
Die elf Jahre Verhandlungen waren Voraus­
setzung dafür, um in die EWG zu kommen. 
Die elf jährigen Verhandlungen sind heute im 
Preis des Interimsabkommens enthalten, das 
uns als einzigem neuen EWG-Staat zuge­
billigt wurde. 

Ein Wort noch zu Herrn Kollegen PrechU, 
der sich über die Zuckerpreise ausließ, über 
enorme ungereChtfertigte Gewinne der Zucker­
industr.ile. 

Idl frage ihn: Warum haben seine Kollegen 
in der Paritätischen ja zur jeweiligen Zucker­
preiserhöhung gesagt? Entweder haben sie 
versagt in der Paritätischen (Bundesrat B ö e  k: 
Wird ein Jahr zurückgelegt!), oder sie haben 
di'e Konsumenteninteressen verraten. Wenn 
Ihre Kollegen in der ParitätisChen alle ein­
stimmig ja zum Zuckerpreis sagen, dann kann 
dieser Preis entweder nur gerechtfertigt sein, 
oder diese HefI1en haben die Konsumenten­
interessen verraten. (Beifall bei der OVP. -
Bundes.rat B ö c k: Lesen Sie erst die Berichte 
über diese Sitzungen nach!) 

Herr KoUege PUschmann! Wenn Sie sagen: 
Die Wahrheit muß an den Tag kommen !, und 
wenn Sie das vom Staatsvertrag heute tun 
wollen, dann zweifle ich daran, ob das, was 
Sie Wahrheit nennen, mit den Tatsachen zu 
decken ist. 

Ich zitiere an und für sich nicht gerne lange, 
aber ich möchte doch in diesem Zusammen­
hang ein Zitat vortragen dürfen aus dem Buch 
über den Bundeskanzler, das jetzt aufHegt. 
Da heißt es unter anderem auf Seite 1 22:  

"Fest steht, daß Kreisky sdch auch ruck­
blickend nicht als ,Hauptarchitekten' des 
Staatsvertrages betl1achtet. Dennoch, was er 
nachweisbar in dieser Phase getan hat, war 
bedeutsam genug. Es ist zum Teil seinem 
Drängen zu verdanken, daß Osterreich in zwei 
für die wirtschaftlkhe Lebensfähigkeit des 
Landes äußerst wdchtigen Fragen der sowje­
tischen Seite bedeutende Konzessionen ab­
ringen konnte: die Möglichkeit, die Ablöse­
lieferungen in der Höhe von 1 50 Millionen 
Dollar nicht" - wir wissen es ja alle, aber ich 
betone es noch einmal - Irin Devisen, sondern 
in Waren abzugelten, und um den Preis der 
Lieferung von zehn Millionen Tonnen Rohöl 
in zehn Jahren die volle Verfügungsgewalt 
über die bedeutendste heimische Rohstoff­
quelle, die Olfelder, zuruckzugewinnen." 

Es kommen dann noch weitere Feststellun­
gen des Autors über die Verdienste des Bun­
deskanzlers, die ich aber nicht länger zitieren 
möchte, um Sie nicht in einer solchen Sache 
länger zu bemühen. 

Aber ich denke, meine Damen und Herren, 
Kritik sollte dort ein Ende finden, wo es um so 
wichtige Dinge wie den Staatsvertrag geht, 
eine Kritik, die meiner Meinung nach in dieser 
Form nicht zulässig ist. 

Sehr verehrte Damen und Herren I Darf ich 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich vorbemerkend zu der Debatte zu den Interims-

Herr Bundesrat WaHy. Ich erteile es ihm. verträgen vielleicht sagen, daß wir als Parla­
mentarier, so glaube ich, insgesamt etwas 

Bundesrat Wally (SPO) : Herr Vorsitzender I überfordert sind, und zwar deshalb, weil 
Sehr verehrte Damen und Herren I Meine bisher schon im Parlament - ich meine jetzt 
Heuen Bundesminister ! Es ist jetzt für mich, in den beiden Häusern - an die 50 Wort­
gLaube ich, nicht leicht, zu den Ausführungen meldungen erfolgt sdnd:  der Herr Bundeskanz­
meines Vorredners, auf die ich nicht im einzel- ler zuerst; die Herren Bundesminister haben 
nen eingehen möchte, weil sie ja für sich in ausführlicher Weise in Einleitungsreferaten 
selbst gesprochen haben, doch in einigen die Situation dargeboten. Die Hauptsprech!er 
wesentLichen Punkten Stellung zu nehmen, der Parteien, viele Fachexperten und auch, 
und zwar zunächst einmal dahin gehend, daß sagen wir, von verschledenen Seiten her 
man es nicht hinnehmen kann, daß jetzt im sprechende Mandatare haben das Thema bei­
nadlhinein über den Abschluß des Staatsver- nahe erschöpft. Ich möchte mir daher er­
trages in dieser Weise gerichtet wird, wie es lauben, heute etwas auch den geschichtlichen 
geschehen ist. (Bundesrat Dr. P i  t 8 c h m a n  n: I Zusammenhang in gestraffter Form zu bringen, 
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wie die europäische IntegI1ation überhaupt 
aussieht. 

Verehrte Damen und Herren! Mit den am 
22. Juli in Brüssel unterz·eichneten Verträgen 
hat ein großer Abschnitt der EntWiicklung zu 
einem wirtschaftlich integrierten Westeuropa 
seinen Abschluß gefunden. In der außeroIldent­
lichen Sitzung des Nationalrates vom 25. Juli 
und 19. September sowie :in der Sitzung des 
Bundesrates vom 27 . Juli erklärten die im 
Parlament vertretenen Parteien grundsätzlich 
ihre Ubereinstimmung und stellten erneut fest, 
daß in den Verträgen die Neutralitätsbestim­
mungen voll respektiert worden sind. 

Für die 294 Millionen Menschen, die in den 
1 6  Teilnehmerstaaten leben, besteht nun die 
Aussicht auf einen noch höheren Wohlstand. 
Zugleich wächst die Verpflichtung gegenüber 
jenen Ländern und ihren Mensmen, die weiter­
Mn von den Errungensmaften der W ohlstands­
nt�sellschaft ausgeschlossen sind. 

Ich glaube, daß nun das Geplänkel um diese 
oder jene Teilvertdienste, um historisch be­
gruntdete Einstellungen und Äußerungen abge­
schlossen werden sollte. In den langwierigen 
Verhandlungen hat Osterreich ein ansehn­
liches Ergebnis errungen. Nun aber gilt es, 
sim in dieser großen dynamischen Gemein­
schaft einzurichten, dilß nicht einfachen An­
passungsschwierigkeiten zu bewältigen, sich 
durchzusetzen. 

Im besonderen haben wir jene Begleitmaß­
nahmen zu treffen - das ist schon des öfteren 
gesagt worden -, die eben ,in der Sachlß not­
wendig sind. Entsprechenlde Vorsorgen sind ja 
schon von den Ministerien zeitgerecht sicher­
gestellt ward'en. 

Simer ist es nicht unangebracht, nun einmal 
die Assoziierung Osterreichs in den großen 
Gemejnsamen Europäischen Markt zum Anlaß 
zu nehmen, wie ich schon sagte, diese Be­
mühungen um die Integration etwas zu be­
leudlten. 

Ich erwähne jene Impulse der Integration 
Europas, der Integrationsbestrebungen, die der 
französische Ministerpräsident Aristide Briand 
in seiner Rede am 5. September 1929 vor der 
Völkerbundversammlung in Genf und in Form 
seines Memorandums vom 1 .  Mai 1 930 aus­
gelöst hat. Es war dem dramatischen Appell 
Briands nicht beschieden, die Zusammenarbeit 
der europäischen Staaten zu bewirken. Setin 
persönliches Schicksal ist uns ja allen bekannt. 

Der Versuch Hitlers, mit brachi1aler Kriegs­
gewalt unseren Kontinent neu zu ordnen, wie 
es damals g'eheißen hat, endete bekanntlich 
im Chaos von 1945 mit der furchtbarsten Zer­
rüttung des Kontinents überhaupt. Europa, 
in dessen zentralen Landschaften sich damals 
Amerikaner und Russen als Sieger die Hände 
reichten, war nun auf iaußereuropäische Hilfe­
leistung dringend angewi€sen. 

Einer der großen militärischen Strategen des 
zweiten Krieges, der spätere amerikanische 
Außenminister George MarshalI, hat in seiner 
historischen Rede am 5. Juni 1941 in der 
I -Iarvarduniversität erklärt, daß sich die 
Staaten Europas untereinander über die Erfor­
dernisse des Augenblicks einigen müßten, 
damit die Hilfe des ameriklanischen Volkes 
wirkungsvoll einsetzen könne. 

Und schon zuvor hat, wie bekannt und auch 
schon erwähnt, Wiinston Churchill, auch einer 
der großen militärischen und politischen Stra­
tegen des Zwe.iten WeltkIlieges, vor dem ehr­
würdigen Münster der Stadt Zürich am 
19. September 1946 eine enge Zusammenarbeit 
der europäischen Länder programmatisch ge­
fordert. Daß gerade dieser Europäer zur Ver­
söhnung und friedlichen Einigung aufrief, 
löste damals ein gewaltiges Echo aus, obwohl 
die damals akute Bedrohung aus dem Osten 
als Begleitmotiv natürlJich nicht zu übersehen 
ist. 

Der Marshallplan, der für Europa als Euro­
päisches Wiederaufbauprogramm - ERP -
wirksam wunde, war im Vollzug ein geniJaler 
Akt menschlichen, wirtschaftlichen und politi-

Sehr verehrte Damen und Herren! Dje Be- schen Konzeptes. Jeder einzelne, jedes KJind 
strebungen, unseren Kontinent wirtschaftlich hat am eigenen Leib damals die Wohltat der 
und politisch zu einigen, setzen ja schon in amerikanischen Hilfe erlebt. Die wirtschaft­
der Folgezeit des Ersten Weltkrieges ein, als liehe Zusammenarbeit der europäischen Staa­
kem Staat Europas mehr !in der Lage gewesen Len hat sich eingestellt und angebahnt und hat 
ist, einen Führungsanspruch im Rahmen der zu einem großartigen und wirtschaftlichen 
Weltpolitik so wie früher oder :innerhalb Aufstieg geführt, wie wir alle erlebt haben. 
Europas durchzusetzen. Als politische Komponente darf natürlich nicht 

Ich habe in der letzten Sitzung dieses Hohen übersehen werden, daß sich die damals be-
drohte westliche Demokratie endgül tig Hauses auf die verdienstvollen Bemühungen 

von Coudenhove-Kalergi hingewiesen. Ich festigen konnte. 

darf hier nur erwähnen, daß dieser Pionier des Im Jahre 1 948 hat sich der Europäische 
Europagedankens ja am selben Tage verstor- Wirtschaftsrat OEEC mit dem Sitz in PaIlis 
ben ist. , konstituiert, die erste Organisationsform der 
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w,irtschaftlichen Zusammenarbeit mit damals 
14 Mitgliedstaaten, namdem sim die Länder 
Osteuropas, eiDJige vielleimt smweren Her­
zens, selbst von der Mitarbeit ausgesmlossen 
haben. (Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. 
E c k  e r  t übernimmt die Verhandlungslei­
lung.) 

In der Folgezeit haben sich dann eine An­
zahl internationaler europäischer Vereinigun­
gen gebildet und sich bemüht, auf vers miede­
nen Lebensbereichen die I.ntegration vorzu­
bereiten und vonanzubringen. Ich nenne unter 
anderem - ohne es vollständig tun zu kön­
nen -: 

die vereinigte Europabewegung, die 1 947 
Churchill mit dem Sitz in London gegründet 
hat; 

1d1e Union der Europäischen Föderation UEF, 
in Paris bereits 1 946 ins Leben gerufen; 

die Equipe Internationale in Paris ; 

die SoZoialistische Bewegung für die Ver­
einigten Staaten von Europaj 

Fesseln befreien, die Verrechnung g'egenseiti­
ger Uberschüsse UIlld Defizite ermöglichen und 
dadurm insgesamt den Zahlungs- und Waren­
verkehr innerhalb des v,ertragsbereimes för­
dern. 

Am 14. Dezember 1960 ist in Parts als Nam­
folgeorganisation der OEEC, die als Remts­
persönlimkeit ja weitergelebt hat, die OECD, 
die Organisation für wirtschaftliche Zusam­
menarbeit, gegründet worden, der neben den 
europäischen Ländern Dänemark, Deutsmland, 
Finnland, Frankreim, Gniemenland, Irland, 
Island, Luxemburg, die Niederlande, Nor­
wegen, Osterreim, Italien, Portugal, Smweden, 
Schweiz, Spanien, Türkleli und Großbritannien 
auch die 'außereuropäischen Staaten USA, 
Australien, Kanada und Japan angehören. 

Ich führe das deshalb an. verehrte Damen 
und Herren, weH wir uns ja oft auf die Be­
richte der OECD berufen. 

Weiters darf ich kurz einen Uberblick. über 
die Institutionen der europäischen Integration 
geben. Ich erwähne nur 

die Europäische Jugendkampagne in Paris; 
die Europäische Gemeinschaft für Kohle und 

für e,in Vereintes Stahl, EGKS, gegründet durm den Pariser die liberale Bewegung 
Europa und viele andere. 

Heute gibt IeS j a  eine große Anzahl von 
Vereinigungen und Privatinstitutionen wie 
bekannt ja laum bei uns in Osterreich. Wir 
gehören ja zum Teil selbst diesen Organisa­
tionen an. 

Außerdem wird in den Jugendorganisatio­
nen und in den po�itischen Parteien der 
Europagadanke programmatisch gepflegt UIltd 
gefördert. 

Eine besondere Bedeutung hat der von Paul­
Henri Spaak in Brüssel gegründete Parlamen­
barisme Rat der europäismen Bewegung er­
langt, eine Vereinigung pariamentallischer 
Gruppen. Sie fungierte alsbald als Damorgani­
sation der meisten anderen Vereinigungen 
und hat einen wesentlichen A.nstoß zur Bil­
dung des Europarates gegeben. 

Sehr verehrte Damen und Herren I Im darf 
mir jetzt ersparen, über den Europarat etwas 
zu sagen, da ja drei Herren unseres Hohen 
Hauses dieser Institution angehören und be­
rufener sind als ich, darüber zu spremen. 

Im Rahmen der OEEC, der smon erwähnten 
Organisation für wirtsmaftlime europäisme 
Zusammenarbeit im Unternehmen des Mar­
shallplanes, ist die Europäische Zahlungsunion 
zur Erleichterung multilateraler wirtschaft­
limer Zahlungen im Verrechnungswege zwi­
schen den VertragsstJaaten am 19. 9. 1950 in 
Panis geschaffen worden. Dieser Vertrag sollte 
den Zahlungsverkehr von den liberalen 

Vertnag vom 18. 4. 1951 ; 

das Europäische Ubereinkommen über die 
gemeinschaftliche Benützung der Güterwagen; 

'
das Europäische Währungs abkommen von 

1 958 als Nachfolgeorganisation der smon er­
wähnten Zahlungsunion; 

die Europäische Zivilluftfahrtkonferenz; 

die Europäisme Organisation zur Zusam­
menarbeit der westeuropäismen , Staaten zur 
friedlichen Anwendung der Kernenergie, 
CERN; 

die Europä.isch!e Verpadmngsföderation; 

die Europäische Produktionszentl1ale j 

die Eurovision; 

die Europälische Agrarunion; 

das Euratom; 

die Eurofina, 'eine Finanzierungsgesellsmaft 
zur Beschaffung von Bisenbahnmaterial j 

die Eurochemie; 

die Europäische Investitionsbank; 

die Europäische Konferenz der Verwaltun-
gen für Post- und Fernmeldewesen; 

die Europäische Postunion; 

den Europäischen Sozialfonds und 

den Europäischen Entwiddungsfonds. 

Diese angeführten Institutionen und andere 
mehr sind nach ihrer Wirkungsweise und 
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WirksamkeJ.t wohl differenziert, bedeuten aber 
insgesamt ein Bündel vielsei1li.ger und erfolg­
reicher Tätigkeit lauf dem weiten Gebiet der 
Integration. Es ist aber offensichtlich, daß erst 
die großen Gemeinschaften die w.irtschaftliche 
Integra1li.on entscheidend voranbringen konn­
ten. 

Schon am Beginn des jahres 1957 ist von 
einer großen europäischen Freihanldelszone 
die Rede, auf die wir uns ja heute immer noch 
berufen. Am 20. 2. 1957 einigten sich die sechs 
Regierungschefs der Länder der Montanunion 
über die Errichtung des Gemeinsamen Mark­
tes. Im Rückblick erklärt sich die Abkehr von 
dieser Idee einer großen europäischen Frei­
handelszone vor allem durch den damals 'auf­
kommenden Gegensatz zwischen Großbritan­
nien und Frankreich, der sich dieser Frei­
handelszone entgegengestellt hat. Mit dem 
Vertrag von Rom vom 25. März 1959 ist 
schließlich die EWG zur Realität geworden. 

Verehrte Damen und Herren! Mit dem Ver­
trag von Stockholm vom 4. 1 .  1960 hat sich in 
der Folge die EFTA konstituiert. Aber in der 
Präambel der EFTA heißt es ja bekanntlich, 
daß 'eine gesamteuropäische Regelung ins 
Auge gefiaßt wird. 

Ich darf mir ersparen, über die EFT A weitere 
Ausführungen zu machen, aber 1nsgesamt 
sagen, daß die Zollsenkungen im Rahmen der 
EFT A einen erheblichen Anstieg unseres Han­
dels innerhalb dieser Gemeinschaft zur Folge 
hatten. Der Versuch eines Brückenschlages 
EFTA - EWG, wie heute gesagt werden kann, 
mußte so lange scheitern, als der Gegensatz 
zwischen Frankreich und Großbritannien ange­
halben hat. 

Es erscheint zwar heute müßig, darüber 
nachträg�ich befinden zu wollen, ob der Bei­
tritt Osterreichs zur EFTA gerechtfertigt war. 
Aber ohne Zweifel steht fest, daß ein Beitritt 
zur EWG ausgeschlossen und eine Assoziie­
rung zu einem früheren Zeitpunkt nicht mög­
lich war. 

Immerhin dst der EFTA-Anteil an der öster­
reichischen Ausfuhr von 1 959 - das ist das 
Jahr vor dem Beitritt - bis 197 1  von 1 1 ,6 auf 
28 Prozent angestiegen, während im gleichen 
Zeitraum. der Ausfuhranteil in die EWG­
Länder von 49,3 auf 38,7 Prozent gesunken �st. 
Der Import laus der EWG sank von 55,9 auf 
47,2 Prozent. Der Importanbeil an der EFTA 
stieg hingegen von 1 1 ,7 auf 19,6 Prozent. Mit 
dem Beitritt zur EFTA list ohne Zweifel aus 
einer gegebenen Situation damals das Maxi­
male, wie man im nachhinein sagen kann, 
erreidlt worden. 

In den Debattenreden zum. Abschluß der 
Verträge dst immer wieder der mühseMge Weg 
ausführlich dargestellt und sind redlich er­
worbene Verdienste anerkannt worden. Wenn 
wir heute die beiden Interimsabkommen im 
Bundesrat als der letzten parlamentarischen 
Instanz verabschieden, wird mit den zugestan­
denen Begünstigungen Osterredch gegenüber 
den anderen BeitriUsländern ein deutlicher 
Vorzug zugestanden. Dabei waren von uns 
neben den wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
mit besonderer Sorgfalt jene Verpflichtungen 
zu beachten, die sich aus dem Staatsvertrag 
und der immerwährenden NeutnaIität Oster­
reichs ergeben haben. 

Herr Bundesmimster Dr. Kirchschläger hat 
dJiesbezüglkh erklärt, 

daß keine geheimen oder vertraulichen Ab­
machungen erfolgt sind; 

das Recht, auch in Hinkunft gegenüber Dritt­
staaten eine unabhängige Wirtschaftspolitik 
zu betreiben, nicht berührt wird; 

die Freiheit von politischen Bindungen aller 
Art nicht eingeschränkt, 

die gleichberechtigte Stellung in der durch 
dIe Verträge geschaffenen Institution gewähr­
�edstet und 

die Handlungsfreiheit im Neutralitätsfall 
sowie das Kündigungsrecht ausdrüddich 
sichergestellt werden. 

So gewährleisten die Verträge die ange­
strebten wirtschaftlichen Vorteile und ent­
sprechen gleichzeitig glaubhaft unserer beson­
deren außenpolitischen Situa1li.on. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Und nun 
zu den parlamentarischen Auseinandersetzun­
gen anläßlich der Verabschiedung der Inte­
rimsverträge. 

Es ist bekannt, daß 75 Prozent der Osterrei­
cher - ein Ergebnis der Meinungsumfrage -
mdt dem Arrangement einverstanden sind, es 
begrüßen. 

Der OECD-Bericht list limmer wieder zitiert 
worden. Die österreichische Wirtschaft bietet 
ein ;außergewöhnlich günstiges Bild, das uns 
auf der anderen Seite berechtigt, der Assoztia­
tion mit Zuversicht entgegenzusehen. Diese 
Situation der österreichischen Wirtschaft ist 
wohl die wirksamste Begleitmaßnahme, die 
überhaupt getroffen hätte werden können. 

Unser HandelsmiDJister Dr. Staribacher - er 
ist anwesend - hat dem Parlament lin aus­
führlicher Weise berichtet, daß unter anderem 
ein Ausschuß des Wirtscbafts- und Sozial­
beirates der Paritä1li.schen Kommission die 
Situation und lihre Auswirkungen gründlichst 
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untersucht und Folgerungen vorschlagen wird. 
Es sind also auch von den Ministerien her die 
notwendigen Begleitmaßnahmen ins Auge ge­
faßt worden. 

Die OVP-Fraktionen der beiden Häuser 
haben als Opposition ihrerseits ein Begleit­
maßnahmenprogramm von acht Punkten vor­
gelegt, über das verhandelt und letzten Endes 
Einigung erzielt worden ist. Somit konnte die 
sachliche Basis für eine einhellige Annahme 
der beiden Verträge durch das Parlament 
sichergestellt werden, obgleich im Falle der 
AbschöpfU!Ilgs- und Erstattungsregelung - wie 
wjr auch heute wieder gehört haben - für 
bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse dem 
Begehren der Opposition nicht entsprochen 
werden konnte. 

Die Gemeinsamkeit unserer Volksvertre­
tung in dieser staatspohltisch so bedeutsamen 
Angelegenheit, deren politische Tragwe.ite 
heute noch nicht abgeschätzt werden kann, 
wird allgemein begrüßt. Ich bedaure es lan 
dieser Stelle noch einmal, daß in etwas klein­
licher Weise immer wieder das Gesamtwerk 
ddleser Verträge in einer Art von erfolgszer­
setzender Ma'l1ier, die nur zu bedauern ist, in 
Frage gestellt werden sollte. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Da mit 
den unmittelbaren Auswirkungen der beiden 
Interimsverträge, die mit 1 .  Oktober in Kraft 
treten, Zollsenkungen verbunden sind, sind 
wir sehr bemüht, diese an die Letztverbraucher 
weiterzuleiten. Es ist bekannt, daß der Staat 
oder - wie immer w,ieder gesagt wird - der 
Finanzminister um 500 Millionen Schilling 
weniger Einnahmen haben werden, als zu­
nächst vorgesehen war. 

Wenn verschiedene Seiten argumentieren, 
daß erst nach dem Abverkauf der vorhandenen 
Lager Zollsenkungen für die ab 1 .  10.  ,einge­
führten Waren anfallen und weitergegeben 
werden können, list anderseits die Tatsache zu 
vermerken, daß ganze Branchen schon jetzt 
Preissenkungen in der Höhe der errechneten 
Zollsenkungen vornehmen, natürlich nlicht 
prozentuell - das ist ganz klar -. sondern 
dem Betrage nach. 

Der mehrfache und eindringliche Appell an 
die Konsumenten, gerade in der nächsten Zeit 
und im Zusammenhang mit der Einführung 
der M'ehrwertsteuer preisbewußt einzukaufen, 
kann nur wiederholt und verstärkt werden. 
Ich verstehe nicht, warum in diesem Appell 
- Wlie es geschehen ist - etwa ein Mißtrauen 
gegen die Wirtsmaft erblickt werden könnte. 
Auch der Wirtschaftstreibende muß als Ein­
käufer und Wiederverkäufer kritisch, sach­
kundig und preisbewußt einkaufen, um kon­
kurrenzfähig se.in zu können. Ja der preis-

bewußte Einkauf ist in der Wirtschaft gerade­
zu ei.!Il Kriterium rationeller Wirtschaftsfüh­
rung im Sinne der freien Marktwirtschaft. 

Es ist anläßlich der letzten Sitzung des 
Bundesrates davon geredet worden, daß 
"Preisreduktionen vorgespiegelt werden, die 
das Ausmaß des Tatsächlichen ungLaublich 
vorgaukeln und in die Reihe der irreführenden 
Demagog,ien gehören". Diese Äußerung �st 
zwar im Brustton der Uberzeugung, aber ohne 
jeden konkreten Hinweis oder Beispielführung 
auf das, was wirkliCh. gemeint sein sollte. 
gemacht worden. 

Verehrte Damen und Herren I Dann sind 
jene Firmen und Betriebe, die vorausberech­
nete Preisnachlässe im Zusammenhang mit 
den ab 1. 1 0. fälligen Zollsenkungen getätigt 
haben, eben nach diesen Worten und nach 
diesem Gedankengang Demagogen, wenn sie 
die Zollsenkungen tatsächlich an den Letztver­
braucher weitergeben. 

Der Letztverbraucher soll ebenso kritisch, 
sachkunddg, prejsbewußt und U!Ilter Ausschöp­
fung ,der Möglichkeiten von Angebot, Nach­
frage und Konkurrenz seinen Einkauf tätigen 
wie der Produzent, der Großhändler, der 
Zwischenhändler und der Kleinhändler und so 
ein der freien Marktwirtschaft adäquates 
KonsumVlerhalten praktizieren. 

Die Wünsche der Landwirtsmaft insbeson­
dere !im Bereich der Abschöpfungs- und 
Erstattungsregelung sind vertraglich eben·· 
sowenig unterzubringen gewesen wie seiner­
zeit im Bereich der EFT A. 

Verehrte Damen und Herren! Ich möchte 
nun ausdrücklich darauf aufmerksam machen, 
daß gemäß dem Artikel 15 des Interims ab­
kommens mit der Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl im Zusammenhalt mit den Bestimmun­
gen des Artikels 20 sowie gemäß Artikel 1 9 1m 
Zusammenhang mit Artikel 23 des Abkom­
mens mit der Wirtschaftsgemeinschaft lab dem 
1. Oktober Osterreich jederzeit berechtigt ist, 
Verhandlungen in der Gemischten Kommission 
aufzunehmen für den Fall, daß festgestellt 
wird, daß das Abkommen lin unlauterer Weise 
gehandhabt wird. Diese Verhandlungen müs­
sen seitens der Gemischten Kommission er­
folgen und ermöglichen im Extremfall sogar 
die Zurücknahme von Zollzugeständnissen 
durch Osterreich. Im Falle von Praktiken einer 
Vertragspartei , die zu unserem Nachteil mH 
den Bestimmungen über das vere.inbarte 
reibungslose Funktionieren des Abkommens 
unvereinbar erscheinen, liegt es an uns, die 
Gemischte KommisS/ion in solchen Fällen ein­
zuschalten und Benachteiligungen hintanzu­
halten. 
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Nun kurz zum nunmehrigen Stand der Inte­
gration. Sie ist durch eine weitgehende Har­
monisierung der westeuropäischen Wirtschaft 
gekennzeichnet, während - so, glaube ich, 
feststellen zu dürfen - die entsprechende 
Parallelisierung in der Währungspolitik zur­
zeit noch aussteht. 

In den zweitägigen Beratungen der Außen­
und Finanzminister der Europäischen Gemein­
schaft am 1 1 . und 12. September dieses Jahres 
in Rom ging es vordergründig zwar um die 
Tagesordnung der demnächst stattfindenden 
Gipfelkonferenz der zehn Partnerländer in 
Paris, materiell aber standen die Bemühungen 
um eine gemeinsame Stabilitätspolitik im 
Vordergrund, und um die Ausgestaltung und 
Kompetenzen der vorgesehenen Währungs­
fonds wurde debattiert. Bei der Gipfelkon­
ferenz dn Paris wind die Entscheidung über die 
BHdung di�ses Währungsfonds für Währungs­
politische Zusammenarbeit fallen. In der für 
2 1 .  9., als für morgen, angekündigten Presse­
konferenz in Baris werden vielledcht schon 
entsprechende Mitteilungen erfolgen. Fort­
schritte in der außenpolitischen Zusamm�n­
arbeit dürften nach dem gegenwärtigen Stand 
der Dinge und nach den Vorkommnissen in 
Frankreich - so wird allgemein nach Presse­
meldungen gesagt - nicht mehr zu erwarten 
sein. 

Nicht der poloitische Weg, wie die Pioniere 
des Europagedankens erstrebt haben, sondern 
der Weg der wirtschaftlichen Integration ist 
schließlich erfolgreich beschritten worden. Auf 
diesem Weg der weiteren wirtschaftlichen 
Integration kann Europa schon in nächster Zeit 
zum sozial fortschrittlichsten Gebiet der Erde 
werden. 

Auf diesem Weg sind im Bereich der Wäh­
rungspolitik allerdings noch wichtige Vorkeh­
rungen zu treffen. Ich verweise wie schon in 
meiner letzten Rede auf di1e letzte Abwertung 
des bnitischen Pfunds und die damit verbunden 
gewesenen Gefahren und auf die spekulativ 
gesteuerten Kapitalzuflüsse - linsbesondere 
Dollar - etwa lin di1e Bundesrepublik Deutsch­
land. 

Zu den besagten Vorkehrungen, die zu 
treffen wären, zähle ich auch die Einführung 
bestimmter Interventionsprozeduren zur Auf­
rechterhaltung unterschiedlicher Schwankungs­
bereiche der Währungen im Vertragsbereich 
und vor lallem gegenüber dem Dollar sowie 
RichtliIllien zur Abwehr unerwünschter Kapi­
talzuflüsse, wie ich sie schon erwähnt habe. 

Ebenso müssen zur Fönderung von Stabilität, 
Wütschaftswachstum und Vollbeschäftigung 
für den Bereich der Gemeinschaft entspre­
chende Richtlinien erarbeitet weIden. 

Wenn auch die wirtschafHiche Integration 
sozusag'en dem Weg nach Europa - wobei 
wir zurzeit nur von Westeuropa und einem 
Teil Mitteleuropas sprechen können - die 
Bahn gebrochen hat, dürfen wü nicht die viel­
fältigen anderen Bemühungen und Aktivitäten 
lauBer acht lassen, die für die Integration wirk­
sam sind. Ich habe bei der Aufzählung der ent­
sprechenden Institutionen darauf kurz ver-
wiesen. 

Sehr verehrte Damen und Herren! Ich glaube 
nicht, daß unsere Republik in der Gemein­
schaft der europä!ischen Wirtschaft mit unan­
gebrachter Bescheidenheit Platz nehmen soll. 
Neben einer wohlgeordneten Wirtschaft ver­
fügen wir über eine festgefügte soziale Ord­
nung, die sich durch den sozialen FrJeden 
unseres Landes dokumentiert, um den uns 
viele andere beneiden. Osterreich ist auch ein 
Land - das kann man sagen - pol.i1lischer 
Gesittung und klarer RechtlJchkeit. Unsere 
außenpolitischen Beziehungen slind nach allen 
Se.iten hin durch Vertrauen und Stabilität aus­
gezeichnet. 

Zwar bringen wir nicht den Reichtum gro­
ßer Bodenschätze, überdimensionaler Produk­
tionen und eines maximalen Verbrauches in 
die westeuropäische Gemeinschaft mit, dafür 
aber die zuverlässige und solide w.irtschaft­
liehe und politische Solidität, begründet letz­
ten Endes in der Arbeitsleistung unserer Be­
völkerung. Daß der Begrliff Arbeitslosigkeit 
hierzulande beinahe zu einem Fremdwort ge­
worden ist, spricht für sich. 

Daß wir als ein neutrales Land in einer 
mehrfach exponierten Lage auf die Erfüllung 
unserer Verpflichtungen empfindlich bedacht 
sind, wird auch dort anerkannt, von wo man 
uns mandlmal an diese vertraglichen Ver­
pflJchtungen er.innern zu müssen glaubt. 

Nicht nur daß Osterreich in Zukunft am 
Markt der 295 Millionen teilnimmt - wie 
wir, unter welchen eigenen Bedingungen wir 
eintreten, kann Osterreich mit Genugtuung 
erfüllen. Ein großes Ziel list erreicht; wir kön­
nen der Zukunft entgegensehen. (Beifall bei 
der SPtJ.) 

Vorsitzender-Stellvertreter Dr. h. c. Ediert: 
Zum Wort hat sich weiter Herr Bundesrat 
Knoll gemeldet. Ich erteile ihm dieses. 

Bundesrat Knoll (OVP) : Herr Vorsitzender ! 
Sehr geehrter Herr Minister! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Bevor ich in meinen Dis­
kussionsbeitrag eingehe, darf ich doch zu eini­
gen Äußerungen, die anläßLich des Vortrages 
unseres Kollegen Dr. Pitschmann gefallen sind, 
einige Aussagen machen. 
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Knoll 

Es wurde von dieser Seite hier erwähnt, daß 
es Sache der SPO-Regierung war, zu diesem 
Arrangement zu kommen, und daß angeblich 
die Regierungen vorher nichts gemacht hätten. 
Dazu einige Feststellungen, sehr geehrte 
Damen und Herrenl 

Gerade der seinerzeitige Außenmilliister 
Herr Bundeskanzler Dr. Kretisky hat in seinen 
Ausführungen im Nationalrat den österreichi­
schen OVP-Politikern und -Ministern für ihre 
Arbeit Dank und Anerkennung ausgesprochen, 
die sde im Rahmen dieses EWG-Arrangements 
durch Jahre hindurch geleistet haben. Es äst 
unverständlich und befremdend, warum gerade 
hier diese Leistungen diskriminiert werden. 
(Der V o r  s i  t z  e n d  e übernimmt wieder die 
Verhandlungsleitung.) 

Noch zwei Fakten und Tatsachen, die dch 
anführen möchte. Sie wissen, Italien hat ·immer 
ein Veto gegen den Beitritt asterreichs er­
hoben. Erst nach dem Abschluß des Südtirol­
vertrages hat Italien sein Veto zurückgezogen, 
und gegen diesen Vertrag waren Sie. 

Noch etwas zur Richtigstellung und Klar­
stellung: Sie wissen ganz genau, daß der Bei­
tr.itt asterreichs und der anderen beitritts­
willigen Staaten vom Beitritt Englands abhän­
gig gemacht wurde. Das wurde unseren zu­
ständigen Minlistern und Herren, die in BIÜs­
seI verhandelt haben, seinerzeit wiederholt 
auch von Frankreich erklärt. Wann ist England 
zur EWG gestoßen? Erst als die konservative 
Partei ans Ruder kam und den Durchbruch 
erzielte, daß England EWG-reif gemacht 
wurde. 

Das waren die Tatsachen. Sie haben dazu 
geführt, daß nun die Stunde gekommen ist, 
in der asterreich an die EWG angeschlossen 
wurde. Es war eine Glücksstunde. Das wurde 
wiederholt betont, und wir können hier nicht 
die Verdienste der

· 
Vorgänger und aller, die 

mitgearbeitet haben, schmälern. Ich glaube, 
das gehört zur Richtigstellung doch hier ge­
sagt. 

Ich möchte auch auf eine Ausführung mei­
nes Vorredners, des Herrn Bundesrates Wally, 
eingehen, !in der er über die seinerzeitigen 
Ausführungen des Bundesrates Dr. Heger ge­
sprochen hat. Dr. Heger hat hier gesagt - ich 
lese aus dem Protokoll der Bundesratssitzung 
vom 27. Juli 1972 vor -: 

"Ich lehne also in diesem Zusammenhang 
alles ab, was unseren aufgeschlossenen Mit­
bürgern, sei es wie immer und von wem 
immer, Preisreduktionen vorspiegelt, die das 
Ausmaß des Tatsächlichen unglaublich vor­
gaukeln und in dIe Reihe der irreführenden 
Demagogien gehören. Hier ist es die Verant­
wortung des Politikers, sachlich zu bleiben!" 

Ich glaube, gerade die letzte Zeit und die 
Zukunft wird diesen Ausführungen recht 
geben und wird die Ausführungen des Doktor 
Heger bestätigen. Das nur zur KlarsteIlung. 

Sehr geehrte Damen und Herrenl Nach einer 
langj ährigen Wartezeit und nach langjähJ.1igen 
Bemühungen aller - ich sage : aller - Regie­
rungen und aller Spitzenpolitiker und auch der 
damit betrauten Beamten erfolgt nunmehr der 
erste Schr·itt in den großen Raum der 300 Mil­
lionen, in ein größeres Europa durch Beschlie­
ßung der Interims- und Globalabkommen mit 
der EWG. 

Dieser größere Markt - das wurde auch 
bereits wiederholt iim Nationalrat und auch 
hier in diesem Hause betont und ausgeführt -
wird keine Einbahnstraße sein. Alle, die sich 
mit diesem Thema des EWG-Arrangements 
befaßten, haben dies richtig erkannt. Die Wirt· 
schaft, von der wir alle leben, auch die 
Arbeitnehmer, erhält durch dieses Arrange­
ment größere Chancen. Die Absatzmärkte wer­
den größer, die Zollschranken werden abge­
baut und dadurch die Preise herabgesetzt. 

Aber dieser österreichischen Wirtschaft 
stehen eine größere Konkurrenz, mächtigere 
Wirtschaftsbetriebe, Giganten gegenüber, die 
mit größerem Pretisdruck und mit viel, viel 
Kapital nach Osterreich kommen werden. Das 
sind die Tatsachen, die Fakten, die uns, be­
ginnend mit 1 .  Oktober 1 972 und in der wei­
teren Folge, gegenüberstehen. 

Darf ich vielleicht ganz kurz zur Optik, zur 
Darstellung dieses gesamten Arrangements in 
der OffenHichkeit und zur Berichterstattung 
auch einige Worte sagen. 

Sie wissen alle, im Volke herrscht durch die 
Berichterstattung über die EWG die Meinung, 
daß es sich hier eigentlich nur um Wirtschafts­
probleme, also äm landläufigen Sinne um Pro­
bleme der Wlirtschaft, der IndustIiie und der 
Landwirtschaft handelt, und daß eigentHch das 
Arrangement mit der EWG an und für sich 
für das österreichische Volk, für den Konsu­
menten eigentlich nur Vorteile bringt. Es wüd 
hier darauf hingewiesen, daß durdl die Zoll­
senkungen, beginnend mit 1. Oktober 1 972, 
Preisreduzierungen vorgenommen werden, 
und die Wirtschaft hat sich auch bereit er­
klärt, diese Zollsenkungen weiterzugeben. 

Man muß aber die Bevölkerung auch darauf 
aufmerksam machen und aufklären, daß diese 
Belastungen alle treffen. Wir sind ja alle in 
der Wirtschaft tätig und leben von der Wirt­
schaft. Auch die Chancen werden allen zugute 
kommen, wenn sie genützt werden, aber auch 
die harten Gangarten ,in der Wirtschaft wer­
den alle zu spüren bekommen. 
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Zum Preis selbst möchte ich einiges sagen. 
Sie wissen - es wurde vom Herrn F,inanz­
minister angekündigt -, daß wir ab 1973 mit 
einer Preisbewegung von etwa 7 Prozent zu 
rechnen haben. 

Wir wissen aber auch ganz genau, daß die 
Mehrwertsteuer, die mit 1 .  Jänner 1973 einge­
führt wird, ebenfalls eine Preisbewegung nach 
sich ziehen wird. 

Und wir wissen ganz genau, daß die Be­
triebe, die zwar die Zollsenkungen weiter­
geben werden, nlicht gebunden sein werden, 
wenn im Ausland Preis erhöhungen vorgenom­
men werden. 

Wir wissen, daß auch in Deutschland im 
Jahre 1 973 - dort regiert ja Ihre Bruderpartei, 
die ebenfalls das Preisgefüge nicht in der 
Hand hat - Preisbewegungen verursacht 
werden, die wiederum auf die Waren umge­
legt werden können und müssen, was dann 
praktisch die Zollsenkungen, dJie voraussicht­
lich mit 1 .  Oktober 1 972 und in der weiteren 
Folge zustande kommen werden, aufsaugen 
wtird. 

Ich darf kurz ein Beispiel bringen. Als ich 
vor kurzem von Wien nach Hause gefahren 
bin, hatte ich ein Gespräch mit einem Herrn. 
Es hat sich herausgestellt, daß es elin Bau­
materiaHenhändler war. Ich habe mich mit ihm 
über die EWG-Geschdchte unterhalten und 
habe ihn gefragt: "Wie wirkt sich die Preis­
reduzierung ab 1 .  Oktober 1 972 in Ihrer Sparte 
aus?" 

Er hat mir ein Belispiel gesagt: "Sehen Sie, 
mein Herr, der effektive Preisnachlaß wird so 
sein, daß zum Beispiel 

'
bei Fliesen, die heute 

in einer Preislage von . 200 S bis 250 S und 
von 400 S pro Quadratmeter liegen - bei 
einem Durchschnittswert von 200 S bis 250 S 
bei der NormalfHese -, die Reduzierung des 
Preises mit 1. Oktober 1972 pro Quadratmeter 
1 ,70 S ausmachen wird." 

Das ist also ein ganz minimaler Betrag, 
der effektiv für den Konsumenten zum Tragen 
kommen wird. 

Wenn man aber berechnet, daß mit 1 .  Jänner 
1 973 die Mehrwertsteuer kommt und daß 
eventuell gerade Fliesen, die importiert wer­
den müssen, im Ausland wiederum eine Teue­
rung erfahren, dann werden wahrscheinlich 
diese Zoll senkungen auch durch diese kom­
menden Teuerungen, die geWiiß sind, genauso 
wie wir in Osterreich mit 7 Prozent rechnen 
werden müssen, aufgewogen werden. 

Volk immer spricht. Das muß der Osterreicher 
auch zur Kenntnis nehmen. 

Es wurde bereits von elinem der Vorredner 
gesagt, daß 1 973 ein Jahr der Bewährung wer­
den wird - es wird ein hartes Jahr wer­
den -, ein Jahr der Bewährung für die Wirt­
schaft und ein Jahr der Bewährung für uns 
alle, auch für die Arbeitnehmer, die sich auch 
auf die härtere Gangart dn der Arbeitsmethode 
umstellen müssen. 

Das ganze österreichische Volk - Arbeit­
geber und Arbeitnehmer - wird sich umstellen 
müssen; wir werden uns einpendeln müssen. 
Es werden für die Wdrtschaft bestimmt neue 
Arbeitsmethoden erforderlich sein. Es wird 
von den Arbeitnehmern im europäischen 
Wettbewerb mehr als bisher gefordert wer­
den. Das müssen wir ,immer wieder betonen. 

Wir Arbeitnehmervertreter sind aber daran 
interessiert, daß dieser erste Schl'litt n�cht zum 
Schaden der Arbeitnehmer erfolgt, die in den 
Betrieben beschäftigt sind. Es ist daher ein 
Gebot der Stunde, daß zur Sicherung der 
Arbeitsplätze für die Umstellungsphase Be­
gleitrnaßnahmen getroffen werden. Die Oster­
reichische Volkspartei war darin wieder bei­
spielgebend und hat nunmehr mit der Regie­
rung ein Achtpunkteprogramm paktiert, ver­
handelt und erreicht, daß zur Sicherung der 
Wirtschaft und zur Sicherung der Arbeits­
plätze BegleHmaßnahmen für die Ubergangs­
phase getroffen werden. Die SPO hat in diesem 
Fall bisher nichts unternommen; wir konnten 
auf diesem Gebiete keine Initiativen feststel­
len. (Zwischenruf bei der SPO.) 

Ich darf aus diesem gesamten Pakt das Kapi­
tel Arbeitsmarktförderung herausnehmen, das 
uns Arbeitnehmervertreter interessiert. Wir 
wissen ganz genau, daß gerade durch die Um­
stellung auf den EWG-Markt, auf den großen 
Markt der 300 Millionen, Schwierigkeiten auf­
treten werden, die sich vor allem auf den älte­
ren Arbeitnehmer auswirken werden. Es be­
darf einer gewichtigen und gezielten Umschu­
lung der Arbeitnehmer. Es sind bereits pak­
tiert für die Arbeitsmarktförderung im Budget 
1973 bedeutend höhere Mittel vorgesehen. Ich 
glaube, es handelt sich in der ersten Phase 
um einen Betrag von 500 Millionen Schilling. 
Wir begrüßen diesen' Schritt, der gemeinsam 
gemacht wurde; wir begrüßen die Zusage der 
Regierung, für die Arbeitmarktförderung, für 
die Umstellung gerade im Hinblick auf die 
Arbeitnehmer Mittel einzusetzen, sodaß dieser 
Schl'litt :in die EWG auch jn dieser Hinsicht 
leichter verkraftet werden kann. 

So glücklich und schön wird es also wahr- Osterreich wird also, beginnend mit Oktober 
scheinlich nicht werden mit diesen Preis- 1 972, mehr als bisher dem großen europä­
ermäßigungen, von denen man gegenüber dem ischen Wirtschafts raum angeschlossen werden. 
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In Osterreich wird ab diesem Zeitpunkt be­
stimmt mehr über Europapreise, über Europa­
reife - wür haben dieses Wort heute schon 
gehört -, über europädsche Wirtschaft und 
über europäische Absatzmärkte gesprochen 
werden. Das wird natürlich auch in die Tat 
umgesetzt werden müssen. 

Als Arbeitnehmer frage ich mich aber: Wo 
bleiben in Osterreich bei all den Europa­
gedanken die Europalöhne? Ich glaube, auch 
darüber müssen wir gemeinsam in allen Par­
teien und unter allen Sozialpartnern wirklich 
reden. (Bundesrat S c  h i p  a n  i: Das hat Dok­
tor Pitschmann schon gesagt!) 

Bevor ich einiges zum Thema Europalöhne 
sage, möchte ich aber vorwegnehmen, daß ge­
rade .in asterreich die Wirtschaft auf dem So­
zial- und Lohnsektor Vliel getan hat. In 20jäh­
rigen Verhandlungen der Sozialpartner wurde 
für die Arbeitnehmer vtiel erreicht. 

Es werden zum Beispiel die kollektivver­
traglichen Löhne zum Teil bis zu 10 Prozent 
überbezahlt. Ich möchte diese Leistungen der 
Wirtschaft ins rechte Dicht stellen und nicht 
schmälern. 

Der österreichische Arbeitnehmer aber liegt 
im Vergleich zu Arbeitern anderer europä­
ischer Industriestaaten auf dem Lohnsektor 
weit unter dem Durchschnitt. Es ist bei -uns 
in Osterreich Brauch und Sitte geworden, be'l 
allen möglichen Gelegenheiten und Anlässen 
europä,ische Vergleiche heranzuziehen und an­
zustellen - zur Untermauerung der eigenen 
Ansichten und zur Begründung der eigenen 
politischen Handlungen und Taten. Es ge­
schieht dies beim Wirtschaftswachstum, beim 
Steigen des Sozialproduktes, beim Steigen der 
Preise etwa. 

Man dokumentiert zum Beispiel derzeit, daß 
eine Preissteigerung von 6 bis 7 Prozent, die 
vor Jahren in der Zeit der Alleinregierung 
der OVP unhaltbar gewesen wäre, denn da 
hat man schon bei 3 Prozent ein Veto erhoben 
und von einem Preisstopp gesprochen (Bundes­
rat S c  h i p  a n i: Spitzenreiter!), ganz normal 
ist, daß das ;importierte Preiserhöhungen sind, 
daß das eine ·importierte Inflation ist, daß wir 
mit dieser Preisbewegung im europäischen 
Mittelfeld liegen und daß kelin Grund zur Be­
sorgnis besteht: dem Osterreicher geht es j a  
sehr gut. 

Wir steht es nun bei den Löhnen? Ich darf 
einige Zahlen aus einer Statistik nennen. Von 
zehn Industriestaaten Europas steht Osterreich 
bei den Grundstundenlöhnen mit einem 
Grundstundenlohn von 22,53 S an letzter 
Stelle I Das ist Tatsache, meine sehr geehrten 
Damen und Herren. 

Ich darf einige andere Länder 7Jitieren: 
Frankreich 26,57 S, Italien 25,33 S, die Schweiz 
37,95 S, die deutsche Bundesrepublik 42,67 S, 
Norwegen 47,9 1 S und Schweden 6 1 ,65 S. 

Wie steht es bei den Lohnnebenkosten ? 
Hier liegt Osterreich im Mittelfeld. Italien 
liegt mit 20,77 S an der Spitze, und Oster­
reich liegt mit 1 7 , 1 2  S, wie gesagt, im Mittel­
feld. 

Wenn wir Grundstundenlöhne und Lohn­
nebenkosten zusammenziehen, so liegen wir 
noch immer im europäischen Mittelfeld. Das 
ist die Situation auf dem Lohnsektor. 

Auch das Lohngefälle zwischen Mann und 
Frau ist in Osterreich immer noch sehr be­
trächtLich, gerade beim höheren Einkommen 
und obwohl immer mehr Frauen in die Be­
rufstätigkeit gehen und eine Berufstätigkeit 
aufnehmen. Hier kann man von einem Europa­
lohn der Frau wahrlich nicht sprechen. 

Was ist die Folge dieses niedrigen Lohn­
niveaus? Wir spüren das bereits in Oster­
reich. Ich komme aus Oberösterreich, und wir 
haben mit diesem Problem zu kämpfen. Es 
wandern immer mehr, und zwar qualifizierte 
Arbeitskräfte ,in das Ausland, in diesem Fall 
zum Beispiel nach Deutschland ab. Wir haben 
eine Sogwirkung. Es Sind derzeit bereits 
40.000 Osterreicher im bayrischen Raum in 
Deutschland beschäftigt. Gerade die grenz­
nahen Bundesländer Vorarlberg, Tirol, Ober­
österreich, Salzburg und so weiter sind am 
ärgsten von dieser Situation betroffen. 

Da nützen natürlich in Osterreich auch alle 
Fremdarbeiter nichts. Es sind zirka 200.000, 
wie ich vorhin erfahren habe. Das sind mei­
stens nichtqualifizierte Arbeitskräfte. Die kön­
nen unseren Markt nicht auffüllen. 

Es müßte also etwas getan werden, um ein 
Stillhalten dieser Sogwirkung in das Ausland 
zu erreichen und sie einzudämmen. Bisher ist 
es leider - gerade in Oberösterreich müssen 
Wlir das feststellen - zu keinem wesentlichen 
Schritt in dieser Hinsicht gekommen. Es ist zu 
befürchten, daß durch das EWG-Arrangement 
diese Sogwirkung weiterhJin anhält, wenn die 
Regierung keine entscheidenden Schritte setzt. 

Ich habe bereits erwähnt : Die OVP hat be­
reits für die Ubergangsphase entscheidende 
Forderungen erhoben und Leitlinien gegeben, 
die, nunmehr paktiert, anerkannt wurden. Es 
wird nunmehr eine Angelegenheit aller Be­
teiligten, aller Parteien und aller an Oster­
reich interessierten Sozialverbände, aller 
Arbeitnehmervertreter, aller Arbeitgeberver­
treter sein, gemeinsam das Beste für Oster­
reich herauszuholen, sodaß es letzten Endes 
und schließlich auch zu Europalöhnen kommt. 
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Wenn dies nicht gescbieht, wenn wir nicht 
zusammenarbeiten, werden unsere Arbeitneh­
mer wahrscheinlich als Fremdarbeiter in das 
übrige Europa abwandern, und wir werden auf 
den Status der unterentwickelten Länder Euro­
pas herabgedrückt werden. Es kommt nun auf 
die wirtschaftspolitischen Zielsetzungen und 
Taten der SPO-Regierung an. Hier möchte ich 
das Wort "Taten" unter Anführungszeidlen 
setzen, denn wir haben bisher von wirtschafts­
politischen Taten in Osterreich außer einigen 
optisdlen Einlagen nidlts zu hören, sehen oder 
zu spüren bekommen. 

Ich darf ganz kurz darauf eingehen : Wir 
wissen, es wurde seinerzeit gerade zur Preis­
bekämpfung, die j eden Osterreidler am mei­
sten trifft, ein Preisstopp angeregt, und zwar 
durch den Herrn Bundeskanzler, wobei er ge­
nau wußte - er hat das dann in der Debatte 
im Nationalrat zugegeben -, daß das nur eine 
optische Angelegenheit sein soll, daß ein 
Preisstopp allein ohne Lohnstopp zu keinem 
Ziel führen kann. Das beste Beispiel hiefür 
hat Schweden geliefert, wo auf Grund eines 
Preisstopps die hödlsten Lohnsteigerungen in 
Europa erfolgt sind. 

Man hat dann als nämste Phase eines wirt­
sdlaftspolitischen Programmes die Konsumen­
ten aufgefordert, die Preistreiber anzuzeigen. 
Auch das hat zu nichts geführt. Es hat schon 
einmal eine solche Zeit gegeben, in der Denun­
ziation,en und so weiter im Lande geherrscht 
haben. Es gibt auch Länder, wo das heute 
noch üblich ist. Aber ich glaube, daß das der 
Osterreicher nicht will. 

Erst vor kurzem hat Bundeskanzler Doktor 
Kreisky erwähnt, nun komme ein Baustopp, 
um die Preise besser in den Griff zu bekom­
men. 

Wie wird hier, frage ich mich, die SPO mit 
ihren Versprechungen und Programmen zu 
Rande kommen? Sie hat ja in der Wahlwer­
bung mehr Wohnungen, mehr Straßen, mehr 
Schulen und so weiter versprochen. Auf der 
einen Seite sollen die Mittel durch einen Bau­
stopp gekürzt werden, auf der anderen Seite 
müssen aber durm Preis steigerungen gerade 
auf dem Bausektor höhere Löhne und höhere 
Materialkosten bezahlt werden. Wir wissen 
also nicht, wie für den Osterreicher mehr ge­
baut werden soll. 

Angeblidl sollen Kürzungen auf dem Sektor 
des Ämterbaues vorgenommen werden. Wir 
haben aber gerade vor kurzem erst gelesen, 
daß 3000 Beamte mehr eingestellt wurden. Wo 
wird Herr Bundeskanzler Dr. Kreisky diese 
Beamten unterbI1ingen? Das ,ist die nämste 
Frage. Also auch hier Smwieliigkeiten mit 
einem Baustopp. 

Der letzte Schrei einer Preisüberwachung 
oder eines Preisstopps ist j a  die Einsetzung 
eines Computers. Sie, meine sehr geehrten 
Damen und Herren, haben das sicher in der 
Zeitung gelesen: Es wird edn Computer auf­
gestellt und wird Tausende von Preisen regi­
strieren und dem österreichischen Volk dann 
bekanntgeben, wie sich die Preise bewegen. 
Ich glaube, daß das der Computer nach einiger 
Zeit sicher machen wird. Es wird aber auch bei 
diesem Computer so wie bei jedem Anfangs­
schwierigkeiten geben. Nur ob dieser Com­
puter dann eine Preisbildung verhindern oder 
eine Preisreduzierung herbeiführen kann, das 
ist die Frage. 

Eines müßte man der Regierung sagen: Sie 
müßten in diesem Computer auch die Preis­
bewegungen, die von der Regierung verur­
sacht werden, speichern. Wir wissen ja, wer 
der größte Preistreiber in Osterreich ist l 
Auch das müßte vom Computer erfaßt werden. 
(Beifall bei der OVP.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn in 
Zukunft keine Taten gesetzt werden und wenn 
wir nicht zusammenarbeiten, dann wird es so 
weit kommen, daß Osterreich - idl habe es 
bereits erwähnt - zu einem unterentwickel­
ten Land in Europa degradiert wird. ' Dieser 
Zeitpunkt wird wahrscheinlich nicht mehr 
ferne sein. (BeiJall bei der tJVP.) 

Vorsitzender: Es hat sich weiter zum Wort 
gemeldet Herr Bundesrat Tirnthal. Ich erteile 
es ihm. 

Bundesrat Timthai (SPO) : Herr Vorsitzen­
derl Me:ine sehr geehrten Herren Bundesmini­
ster! Verehrte Damen und Herren I Mein ge­
schätzter Herr Vorredner hat eingangs wie­
derum den OVP-Komplex herausgestrichen, 
den ich ja in der letzten Sondersitzung des 
Bundesrates angezogen habe und in dem wie­
derum die tiefe Gekränktheit der OVP her­
vorgekehrt wird, daß es einer sozialistischen 
Bundesregierung vorbehalten gebldeben ,ist. 
die EWG-Verträge zu unterzeichnen. 

In seinen weiteren Ausführungen war Herr 
Bundesrat Knoll sehr samlich. Er ist dann 
aber leider im Schluß teil seiner Ausführungen 
wieder in die alte Preishysterie der OVP ver­
fallen, ohne eine Alternative und ohne einen 
Weg zu zeigen, wie man daraus etht heraus­
kommen könnte. Schade, Herr Bundesrat 
Knoll, denn Sie haben dadurch den guten 
Eindruck. eines Großteils Ihrer Rede wieder 
verwisdlt. (Zwischenruf bei der OVP.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Idl habe in meinem Debattenbeitrag in der 
Sondersitzung des Bundesrates die Problema­
tik des Arrangements zwischen der EWG und 
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Osterreich vor allem von der Stahlseite her 
I 

zustimmen. (Beifall bei der SPO.) Also haben 
betrachtet. Als Betriebsratsobmann eines Edel- Sie, Herr Kollege Gassner, das letzte Mal eine 
stahlunternehmens, das Jahr für Jahr rund kabarettreife Vorstellung geboten, nicht aber 
85 Prozent seiner Erzeugnisse exportieren unser Freund Trenovatz, dem Sie das am 
muß, wovon die Hälfte in den EWG-Raum 27. Juli 1 972 auf den Kopf zusagten. (Zwi­
geht, wurden von mir am 27. Juli 1 972 im be- schenrufe bei der öVP.) 
sonde ren die sensiblen Stahlprodukte beleuch­
tet. 

Herr Bundesrat Gassner, auch ein Arbeit­
nehmervertreter, allerdings der dunklen 
Couleur angehörend, hat damals, soweit -ich 
mich erinnere (Zwischenruf des Bundesrates 
lng. G a s  s n e  r), schwarzgemalt. Er sah auf 
Grund der vorhandenen Unterlagen am 
27. Juli 1 972 mehr als 1 00.000 Arbeitsplätze 
gefährdet, wenn wir mit den vom Nationalrat 
beschlossenen Vertragsformulierungen mit der 
EWG kooperieren. Kollege Gassner hat dann 
die FamilienangehöJ.1igen j ener Menschen, 
deren Arbeitsplätze seiner Meinung nach in 
Gefahr sind, hinzugezählt und dabei von etwa 
(Bundesrat lng. G a s  s n  e r: 400.0001) 400.000 
gesprochen. 

Heute beraten wir nun die Interimsabkom­
men mit den Gemeinschaften. Alle diese Vor­
lagen wurden vom Nationalrat einstimmig be­
schlossen. Darüber, glaube ich, können wir uns 
gemeinsam freuen. Besonders weH uns d�ese 
einstimmigen Beschlüsse über andere Länder, 
die der EWG beitreten oder sich mit der EWG 
arrangieren, weit hinausheben. In mehreren 
anderen Ländern wurden und werden diese 
Verträge heftigst umkämpft, ja in manchen 
sogar zum Gegenstand von Volksabstimmun­
gen gemacht. 

Diese Tatsache der Einstimmigkeit ist über­
aus erfreulich, aber für mich erhebt sich dabei 
nun folgende Frage: Wozu das ganze Gejam­
mer, das ganze Geraunze vorher? Wozu wur­
den in einer Reihe von Aussendungen und 
Stellungnahmen die Verträge von der OVP 
so weit herabgezerrt? Wozu haben Sie, Herr 
Kollege Gassner, so vehement auf die Gefähr­
dung von mehr als 1 00.000 Arbeitsplätzen 
hingewiesen, wenn Sie von Haus aus auf Zu­
stimmung eingestellt waren? (Bundesrat 
Ing. G a s  s n e  r: Wir haben sie nicht herab­
gesetzt, sondern wir haben auf die Gefahren 
hingewiesen!) Herr Kollege Gassnerl (Bundes­
rat lng. G a s  s n  e r: Wir haben erklärt: Es 
gibt positive Reaktionen, aber wir sahen Ge­
fahren!) Lesen Sie Ihre Worte im Protokoll 
nach. Da werden Sie sehen, was Sie gesagt 
haben! Ich glaube, das wissen Sie j etzt gar 
nicht. (Neuerlicher Zwischenruf des Bundes­
rates lng. G a s  s n  e r.) 

Glauben Sie denn, daß Sie sich und Ihrer 
Partei damit einen guten Dienst erwiesen 
haben? (Bundesrat lng. G a s  s n e  r: Mit 
meinen Ausführungen, ja!) Ich glaube es nicht, 
denn die Bevölkerung unseres Landes hat 
diese Methode Ihrer Partei längst satt! 

Ich glaube, metne Damen und Herren, dies 
beweist wohl am besten die letzte Meinungs­
befragung, die im Auftrag der "Wochenpresse" 
vom Gallup-Institut im Juni 1 972 durchgeführt 
wurde. (Zwischenruf des Bundesrates 
G ö s c  h e l  b a u  e r.) Bei dieser Umfrage, 
meine Damen und Herren, kommt klar heraus, 
daß die OVP nach wie vor weit abgeschlagen 
ist, j a  daß Bundeskanzler Dr. Kreisky und 
Finanzminister Dr. Androsch noch mehr als im 
Vorjahr die Sympathien der Bevölkerung be­
sitzen. 

Hingegen ist die Beliebtheit der OVP-Spit­
zenpolitiker noch weiter gesunken. (Bundes­
rat G ö s c h e l  b a u  e r: Haben Sie die neue 
Umfrage vom Fessel-Institut nicht gelesen?) 
Diese Fakten, meine Damen und Herren von 
der Rechten, mögen Ihnen doch zu denken 
geben und Sie dazu veranlassen, Ihre Politik 
nicht auf die Vertretung Ihrer Bünde zu be­
schränken, sondern auf die Belange und Be­
dürfnisse der gesamten Bevölkerung unseres 
Landes abzustimmen. (Bundesrat K r  e m p 1: 
Das haben wir seit dem Jahre 1945 gemachtf) 
Jedermann in unserem Land weiß, daß mit 
dem Inkrafttreten dieser Verträge auch Oster­
reich an der großen Europäischen Freihandels­
zone telilhaben kann, wobei für uns folgende 
Punkte maßgebend sind: 

Erstens : Die Neutralität Osterreichs bleibt 
unangetastet. Unsere Souveränität wird durch 
die erforderliche Einstimmigkeit bei den Be­
schlüssen des Gemischten Ausschusses wen�­
ger beschränkt als beim EFTA-Abkommen. 

Zweitens : Dieses Abkommen steht der Bei­
behaltung oder Schaffung von Freihandels­
zonen oder Zollunionen nicht entgegen, soweit 
diese keine Änderung der in diesem Abkom­
men vorgesehenen Regelung des Warenver­
kehrs bewirken. 

Drittens : Mit 1 .  Oktober 1972 werden die 
Ausgangszölle mit Ausnahme der sens�blen 
Produkte um 30 Prozent gesenkt. 

Wenn ich, Herr Kollege Gassner, die Exi- Viertens : Dieses Abkommen steht Einfuhr-, 
stenz von 400.000 Menschen bedroht sähe, Ausfuhr- und Durchfuhrverboten n�cht ent­
dann könnte ich einem solchen Vertrag nicht gegen, die aus Gründen der öffentlichen Sitt-
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lichkeit und Ordnung, zum Schutz der Gesund- Dieses Bild der Wirtschaft Osterreichs bietet 
heU und des Lebens von Menschen, Tieren und sich uns im Sommer 1972. Ein zusätzlicher 
Pflanzen gerechtfertigt sind. Kommentar hiezu ist wohl überflüssig. 

Fünftens : Dieser Vertrag hindert uns in 
keiner Weise, alle Maßnahmen zu treffen, 
welche unsere Sicherheitsinteressen garantie­
ren. 

Sechstens : Bei ernstlichen Zahlungsbilanz­
schwierigkeiten kann die betroffene Ver­
tragspartei die erforderlichen Schutzmaßnah­
men sofort treffen. 

Und siebentens : Schließlich kann dieses Ab­
kommen auch gekündigt werden, wobei es 
sechs Monate nach Kündigung außer Kraft 
tritt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das Vertragswerk enthält alle Bestimmungen, 
die Osterre'ich eine größtmögliche Handlungs­
freiheit lassen. Diese Handlungsfreiheit bietet 
der österreichischen Industrie große Entwick­
lungschancen. 

Die derzeitige Situation in Osterreich 'ist 
durch ein kräftiges Wirtschaftswachstum ge­
kennzeichnet. Die Konjunkturbelebung in 
Westeuropa garantiert uns einen guten Start. 
Die Exporte konnten in den letzten Wochen 
kräftig erhöht werden. Sie profitieren von der 
steigenden Nachfrage unserer Handelspartner. 
Die Ausfuhr war im Juni des Jahres 1972 um 
1 1  Prozent höher als im Vorjahr. Diese Be­
schleunigung ,ist vor allem auf den Export von 
Investitionsgütern zurückzuführen. 

Natürlich gibt es auch eine Reihe von 
Schwächepunkten. Sie systematisch zu besei­
tigen muß unser gemeinsames Anliegen sein. 
Dabei wird den von Finanzmlinister Doktor 
Androsm vorgeschlagenen und von allen Par­
teien gebilligten Begleitmaßnahmen große Be­
deutung zukommen. 

Obwohl die EWG-Verträge noch nicht in 
Kraft getreten sind, reagiert bereits kräftig die 
gesamte österreichische W.irtschaft. Sie spürt 
den Aufwind, sie wittert diese große Chance 
und beginnt, sim darauf einzustellen. 

Zum Schluß ein Satz unseres Außenmini­
sters Dr. Kirchschläger von einem Europa­
gespräch am vergangenen Wochenende dn 
Fürstenfeld: 

"Durch ein enges Woirtschaftsverhältnis mit 
der EWG bleiben wir im Zug nach Europa und 
stehen nun nicht mehr auf einem Neben­
geleise." 

Dieser Satz, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, charakterisiert wohl am besten 
die eminente Bedeutung der Annahme der 
heute zur Beratung stehenden Verträge. Im 
danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei 
der SPO.) 

Vorsitzender: Als nämster hat sim Herr 
Bundesrat Pabst zum Wort gemeldet. Ich er­
teile es ihm. 

Aber auch im Inland wird nach wie vor Bundesrat Pabst (OVP) : Werter Herr Vor-
kräftig investiert. Hier geht vor allem die ver- sitzender I Werte Herren Minister! Werte 
staatlichte Eisen- und Stahlindustrie voran. 
In fast all ihren Betrieben wird rationalisiert 
und modernisiert. Aber auch eine Re.ihe von 
kapazitätserhöhenden Investitionen sind in 
Durchführung begriffen. 

Darüber hinaus liegen bei der OIAG bereits 
die mittelfristigen Investitionsprogramme die­
ser Unternehmungen auf, die in den nächsten 
fünf Jahren realisiert werden. Diese mittel­
fristigen Investitionen, meine Damen und Her­
ren, bereits koordiniert und abgestimmt durch 
den neuen Konzernvorstand, werden unsere 
Eisen- und Stahlindustr.ie am europäischen und 
am Weltmarkt stark machen. 

Noch ein Wort zur Beschäftigung in Oster­
reich: Im Juli 1 972 erreichte die Zahl der Be­
schäftigten 2,531 .400 und übertraf damit den 
bishelligen Nachkriegsrekord vom September 
1 97 1 .  Die Zahl der Gastarbeiter - das hat 
schon Herr Bundesrat Prechtl gesagt - hat 
200.000 übersduitten. Ihr Anteil an der Ge­
samtbeschäftigung beträgt bereits 73/4 Pro­
zent. 

Damen und Herren! GrundsätzLich dst es er­
freulim, daß es nam mehr als zehnjährigem 
Bemühen gelungen ist, auch diecösterreichische 
Wirtschaft mittels dieses vorliegenden Inte­
rimsabkommens in die große Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft einzubauen und da­
mit ,in einen Markt von rund 300 Millionen 
Menschen einzugliedern. 

Umso schmerzlicher aber ist für uns bäuer­
liche Vertreter in diesem Haus die Tatsache, 
daß die Landwirtschaft von diesem Vertrag 
ausgeschlossen ist und somit bei verschieden- . 
sten Exporten, aber auch gegen landwirtschaft­
lliche Importe eine oft sehr wesentlich schwie­
rigere und schlechtere Situation hinnehmen 
muß. 

Die österreichische Landwirtschaft, die 1 945 
genauso wie die übrige Wirtschaft leistungs­
unfähig auf dem Boden lag, hat bewiesen, daß 
sie Großes zu leisten !imstande ist. Es war 
und ist eine große Leistung der österreichi­
schen Bauern, der österreichischen Bevölke­
rung bis zu 81 Prozent der notwendigen 
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Lebensmittel aus dem eigenen Grund und 
Boden zur Verfügung stellen zu können. Und 
dies mit immer weniger landwirtschaftl�chen 
Nutzflächen, weil jährlich tausende Hektar 
wertvollste landwirtschaftliche Flächen den 
Straßen, der Industrie und dem Wohnungsbau 
zur Verfügung gestellt werden müssen. Und 
vor allem auch mit immer weniger Menschen, 
die bereit sind, diese Lebensmittel zu erzeu­
gen, ,ist doch der landwirtschaftliche Bevölke­
rungsanteil seit dem Jahre 1 950 um mehr als 
die Hälfte auf 1 2,6 Prozent laut der vorjähri­
gen Volkszählung zurückgegangen. 

Natürlich erfordert diese starke Abwande­
rung von den in der Landwirtschaft verblei­
benden Menschen trotz Einsatz der verschie­
densten modernsten Maschinen und Geräte 
einen umso stärkeren persönlichen Einsatz, 
sowohl geistig als auch manuell. So ist bei 
den landwirtschaftlichen Familienbetrieben 
besonders mit Vieh- und Kuhhaltung nicht die 
42-Stunden-Woche, sondern noch immer die 
60- bis SO-Stunden-Woche ganz selbstver­
ständlich, weil anders die notwendige Arbeit 
einfach nicht bewältigt werden kann. 

Darüber hinaus gibt es natürlich auch kein 
freies Wochenende, denn das Vieh, besonders 
die Kuh, muß ja auch am Samstag, Sonntag, j a  
auch a m  höchsten Feiertag versorgt werden. 

Wie viele voll arbeitsfähige Menschen gibt 
es denn in der Regel in einem Familien­
betrieb? Eine Person, zwei, höchstens drei Per­
sonen. Auf diesen lastet die ganze Arbeit. Man 
kann diese Menschen ruhig als IdeaHsten be­
zeichnen, insbesondere deshalb, weil sie außer 
der langen Arbeitszeit auch noch im Durch­
schnitt um ein Drittel weniger verdienen als 
Arbeiter in anderen Berufen, obwohl heute 
von jedem in der Landwirtschaft Tätigen w.irk­
liehe Facharbeit, die viel Wissen und Kön­
nen erfordert, abverlangt wird. 

Man wird diese meine Ausführungen, be­
sonders die Damen und Herren zu meiner 
Linken, als übliche Jammerei der Landwirt­
schaft, die immer zuwenig hat, betrachten. 
(Bundesrat W a 1 1  y: Tun wir aber nichtl) Doch 
die harte Wirklichkeit bestätigt etwas ganz 
anderes. 

Nicht umsonst gibt es die vorhin ange­
führte Abwanderung von der Landwirtschaft, 
und nicht umsonst und nicht zufällig haben 
zum Beispiel 'in der Steiermark, wo ich diese 
Situation wirklich kenne, 1 3  Prozent von den 
56 Prozent Vollerwerbsbauern keinen Hof­
übernehmer mehr. Das liegt zu einem großen 
Prozentsatz an einer gewissen Aussichtslosig­
keit ,in der Landwirtschaft und in der starken 
Arbeitsbelastung der landwirtschaftlichen 

Familienmitglieder. Dies sollte doch zu den­
ken geben. 

Umso unverständlicher finde ich die Ausfüh­
rungen des sozialistischen Nationalrates Pfei­
fer vom 14. dieses Monats ,im Nationalrat. Er 
hat zwar bedauert, daß in diesem Interims­
abkommen die Landwirtschaft nicht enthalten 
ist, sieht aber im j ährlichen Abwandern von 
tausenden Landwirten in andere Berufe "eine 
natürlidle Entwicklung", ja er sieht in dieser 
Entwicklung ein "vernünftiges" - hören 
Sie l - "Gesundwachsen landwirtschaftlicher 
Betriebe", die man weitestgehend fördern soll. 

Glaubt Pfeifer wirklich, daß es in Osterreich 
mit unserem großen Bergbauernanteil so ein­
fach ist, die landwirtschaftlichen Betriebe "ge­
sundwachsen" lassen zu können wie eventuell 
in Amerika, Frankreich oder in anderen Län­
dern, wo geographisch kaum Schwierigkeiten 
gegeben sind? 

Weiters führte Pfeifer faus, daß es in der 
EWG den "größten Agrarprotektionismus" 
gebe, und schließlich meinte er, "wir sollten 
in der Landwirtschaft nicht Produktionsspar­
ten fördern, die zusätzldcbe staaUiche Mittel 
benötigen, und unsere Landwirtschaft nicht 
protektionistischer gestalten als unbedingt 
notwendig" . 

Meint Herr Nationalrat Pfeifer Idamit viel­
leimt die MilchWlirtschaft, die auch schon dn 
der Vergangenheit gewisse öffentliche Mittel 
erfordert hat? Meint er die Milchwirtschaft, 
von deren Einnahmen der allergrößte Teil der 
österreichischen Bergbauern seine Hauptein­
nahmen hat und wo Wlir den sehr mühsam 
durm Verhandlungen erreichten Butterexport 
von 2000 Tonnen und 1 2 ,500 Tonnen Voll­
milmpulver und den Export von 600 Tonnen 
Käse j ährlim ersatzlos verlieren werden, weil 
wir eben für die österreimische Landwirtschaft 
keinen Vertrag haben? 

Der Wegfall dieses Exportes betrifft den 
Milchabsatz bei zirka 1 00.000 Kühen. Das be­
deutet aber in weiterer Folge auch 1 00.000 Käl­
ber beZiiehungsweise Rinder pro Jahr weniger 
für die österreimismen Bergbauern! 

Ich muß hier ganz zwangsläufig natürlich 
auch auf die Ausführungen des Kollegen 
Trenovatz zu sprechen kommen, der die Situa­
tion für die österreichische Landwirtsmaft 
jetzt immer so rosig sieht. Er hat von der 
großen Wende für die Landwirtschaft gespro­
chen. 

Im muß nur fragen: Wann hat denn die 
Bundesförderung der österreichischen Land­
wirtschaft eingesetzt? In den fünfziger Jahren 
wurde unter LandwirtsmaftsminJister Hart­
mann das Landwirtschaftsgesetz mit den Mit-
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teIn des Grünen Planes beschlossen, und zwar nicht mit dem Ernst und mit der Ausdauer 
nach langwierigen Kämpfen und Verhandlun- geführt worden sind, wie es notwendig ge­
gen. Seit dieser Zeit sind diese Mittel des wesen wäre. Ansonsten hätte man doch wenig­
Grünen Planes laufend entsprechend aufge- stens den englischen Milchmarkt mit diesem 
stockt worden. Das geschah nicht erst in der kleinen prozentuellen Anteil von Importen, 
Regierung Kreisky. (Ruf bei der SPO: Aber die England tätigt, sichern und erhalten müs­
am meistenI) Das muß sehr wohl vermerkt sen. 
werden I (Beifall bei der OVP.) Die Landwirt- Wenn nun auch die Landwirtschaft mit 
schaftsfömerung in den einzelnen Bundeslän- ihrem rund 12prozentigen Bevölkerungsanteil 
dem ist vielfach noch wesentlich stärker als 
vom Bund her. 

schon eine verhältnismäßig kleine Berufs-
gruppe geworden ist, so soll der Wert ihrer 

Ich kann gar n1cht verstehen, daß Herr Kol- Leistung - s1e wurde heute schon mehrmals 
lege Trenovatz heute hier davon sprach, daß betont - nicht unterschätzt und bagatellisiert 
auch die Gemeinden zum Beisp:iel zur Zucht- werden I Denn wir aUe haben es ja nach 1945 
tierhaltung ihren Beitrag leisten. Geschiieht erlebt : Zuerst muß der Mensch zu essen haben, 
dies auch erst seit der Regierungszeit und erst dann kiann er arbeiten und etwas 
Kreiskys? . leisten. 

Di·ese Landwirtschaftsförderung geht viel Ferner: Die gesamte österreichische Wirt-
weiter zurück, und es ist durch Kreisky durch- schaft braucht auch sehr notwendig einen ge­
aus keine Wendung zum Besseren, sondern sunden Konsumenten : die österreichische 
zum Schlechteren gekommen. (Beifall bei der Landwirtschaft! 
OVP.) Wenn also lim Interimsabkommen für die 

Wenn Sie nun behaupten, die Rinderpreise Landwirtschaft nichts oder nicht vilel erreicht 
seien entsprechend angestiegen, dann muß ich wunde, so erwarten die österreichischen Bau­
sagen: Stimmt, jawohl! Aber warum haben ern zumindest, daß die m Aussicht gestellten 
Sie geflissentlich die heurige Schweine- Begleitmaßnahmen bald realisiert werden. 
misere zu erwähnen vermieden? Warum? Die beschlossenen Begleitmaßnahmen, die uns 

Mein verehrter Herr Kollege Trenovatzl Ist heute vorgelegt wurden, die nicht nur für die 

Ihnen nicht bekannt, daß seit dem vergange- Landwirtschaft wichtig sind, und von denen 

nen Jahr die Preise für landwirtschaftliche 
wir ja schon öfter hören, haben ja auch den 

Maschinen im Schnitt um 14 Prozent, für Han- Ausschlag dafür gegeben, daß auch die OVP 

deisdünger bis zu 26 Prozent, für Dieselöl tat- diesem Interimsabkommen zustimmen kann. 

sächlich um 28 Prozent, für Strom um 14 Pro- Das ist ein sehr wesentlicher Bestandt,eil des 

zent, die Bahnfracht bis zu 40 Prozent gestie-
jetzt zu beschließenden Viertrages. Wlir erwar­

gen s,ind? Ist Ihnen an das nicht bekannt? 
ten also, daß hier entsprechende Begleitffiiaß-
nahmen Wirklichkeit werden. 

Ist Ihnen nicht bek'annt, daß damit die Preise 
der Produktionsmittel der Landwirtschaft sehr 

Bisher haben wir als sicher nur die zwei-

wesentlich gestiegen sind und daß das für den 
jährige Verlängerung der Geltungsdauer der 

Erfolg der Landwirtschaft sehr ausschlag- Wlirtschaftsgesetze und die zugesagte QuaH­

gebend list? Die Preise für R1nder, von denen 
tätskontrolle, wozu aber gesagt werden muß, 

ein Großteil der österreichischen Landwirte im 
daß beide - sowohl die Wtirtschaftsgesetze 

Jahr nur sehr wenige Stück. verkaufen kann, 
als auch das Qualitätsklassengesetz - bei 

sind da wirklich kein Ausgleich für diese 
weitem nicht nur der Landwirtschaft dienen, 

Preissteigerungen !  
sondern für die Konsumenten genauso wert-
voll sind. 

Oder glaubt man wirklich, daß das Land-
w.irtschaftsministerium mit dem Almosen von 

Meine verehrten Damen und Herrenl Den-

300 S im Jlahr 1 97 1  oder von 2000 S im heur,i-
ken Sie immer daran: Man kann und darf mit 

gen Jahr für 20.000 Bergbauem eine Lösung 
Bauern nicht spielen, auch nicht dn dieser Zeit 

gebracht hat? Was wir wollen, sind einiger-
bei diesem Abkommen. (Beifall bei der OVP.) 

maßen kostendeck.ende Preise und nicht Almo- Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
sen ! (Bundesrat T r e n  0 v a t z: Vier Jahre Herr Bundesminister Dr. Staribacher. Ich er­
habt ihr Zeit gehabtJ) Kostendeckende Preise teile es ihm. 
mit entsprechenden Exportmöglichkeiten, die 
auch für alle anderen W'irtschaftsgruppen 
selbstV1erständlich sind. 

Wir sind der Meinung, daß die Verhandlun­
gen bei diesem Vertrag, besonders hinsicht­
lich des milchwirtschafUichen EWG-Marktes 

Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie Dr. Staribacher: Hoher Bundesrat! 
Ich möchte zu den Ausführungen des Herrn 
Abgeordneten Pabst folgendes feststellen: Die 
Bundesregierung bagatellisiert nicht die Pro­
bleme der Landwirtschaft, sondern sie Vler-
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sucht, sie mit den Möglichkeiten, die ihr zur 
Verfügung stehen, auch zu lösen. Niemand 
denkt daran, mit den Bauern zu spielen. 

Ich möchte aber doch festhalten, daß es in 
den Vereinbarungen nicht nur um die zwei­
jährige Verlängerung der Geltungsdauer der 
Wirtscbaftsgesetze und um die Qualitätskon­
trolle gegangen ist, sondern um das so wich­
tige Problem der Abschöpfungsregelung. Es 
ist jetzt geglückt, die Abschöpfungsregelung, 
di,e bekanntlich durch 25 Jahre umstritten 
war, zu edner einvernehmlichen Regelung zwi­
schen allen Interessenvertretungen zu bringen, 
und damit wurde ein wesentlicher Forderungs­
punkt der Landwirtschaft erfüllt. Durch diese 
Abschöpfungsregelung wurde bekanntlich die 
Sicherung des inländischen Marktes für die 
Landwirtsdlaft weitestgehend gewährleistet 
und damit eine wesentliche Forderung, die die 
Landwirtschaft seit 25 Jahren gestellt hat, jetzt 
endgültig erfüllt. (Ruf bei der avp: Praktisch 
war sie schon in Wirksamkeitf) 

Nein! Praktisch war 'das deshalb nicht in 
Wirksamkeit, weil wir ja bei uns kein Ab­
schöpfungs system gehabt haben, sondern auf 
den landwirtschaftlichen Verarbeitungspro­
dukten Zölle hatten, die bekanntlich jetzt ab­
gebaut werden müssen und auch abgebaut 
werden. Dadurch hat die Landwirtschaft den 
Schutz, den Sie j a  jetzt von den Abschöpfun­
gen mit Recht erwarten, nicht gehabt. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit überhaupt 
festhalten - weil auch Herr lng. Mader 
gemeint hat, dn diesem " Schachspiel " wurden 
die Bauern geopfert -: Es wurde bei diesen 
Verhandlungen überhaupt niemand geopfert, 
sondern es war von allem Anfang an für alle 
Beteiligten vollkommen klar - 'auch für die 
Interessenvertretung der Landwirtschaftskam­
mer, die an den Verhandlungen teilgenommen 
hat -, daß es keine Wlie immer geartete 
Chance gibt, daß die Landwirtschaft in das 
Vertragswerk einbezogen wird wie zum Bei­
spiel eben die gewerblich-industrielle Produk­
tion. Das war eine Gegebenheit, mit der man 
rechnen mußte. 

Die Bestrebungen, dJie daher unsere Ver­
handlungsdelegation und die Bundesregi,erung 
gezeigt haben, waren, eben für die Landwirt­
schaft neben diesem Vertrag autonome Rege­
lungen zu erreichen. Das ist bekanntlich für 
die Rinder 1n einem großen Umfang geglückt, 
das ist also . . . (Zwischenruf bei der avp.) 
Herr Abgeordneter! Sagen Sie nicht: Das ist 
nichts! Sie wissen - geraJde wenn Sie von 
den Bergbauern geredet haben -, welche Be­
deutung dieses Abkommen hat, das für die 
Rinder geglückt ist. 

Nicht geglückt ist bis jetzt, das Problem des 
Absatzes von Milchprodukten, der Butter und 
des Vollmilchpulvers zu lösen. Hier werden 
aber unverzüglich - der Herr Landwirtschafts­
minister hat das bereits im Nationalrat ange­
kündigt - Verhandlungen begonnen werden. 
Wir werden im Rahmen der Gemischten Kom­
mission und insbesondere in Verhandlungen, 
die der Bundeskanzler mit Heath führen 
möchte, bei einer sich jetzt bietenden Gele­
genheit versudlen, gerade Iden englischen 
Markt auf Grund des Protokolls 1 6  nicht lIlur 
für die Ubergangszeit - aber wir wären froh, 
wenn wir das sChon erreiCht hätten -, son­
dern vi'elleicht dann in Brüssel auch für län­
gere Zeit einigermaßen zu siChern. 

ICh glaube nämlich, daß die Hauptschwierig­
keit, die ja alle kennen, auch Ihre Herren 
aus der LandwirtsChaft, Ihre Vertreter, und 
natürlich audl der Bauernbund, nach wie vor 
die ist, daß eine Einheitsfront aller Agrar­
vertreter der westeuropäischen Staaten -
seien sie jetzt sChon Mitglieder oder seien 
es kommende Mitglieder der Europäischen 
WirtSchaftsgemeinschaft - darin besteht, 
keine wie ,immer geartete Regelung zuzulas­
sen, die dieses Agrarkonzept des westeuro­
päischen - wenn Sie so wollen - "Agrarpro­
tektionismus" stört. Das ist die HauptsChwie­
rigkeit, und diese kann niemand überwinden. 
Sie hat weder die vorhergehende Regierung 
noch die Koalitionsregierung überwinden kön­
nen. Ich glaube, mit diesen Gegebenheiten 
müssen wir uns abfinden. 

Ich möchte dann noch auf die Ausführungen 
des Herrn Abgeordneten Prechtl hinweisen. 
Die Bundesregierung ist sehr wohl bestrebt, 
im Rahmen des Osthandels und der Verhand­
lungen mit den Oststaaten - aber nicht nur 
mit den Oststaaten, sondern auch mit allen 
anderen Staaten, weltweit - die Handels­
vertragsbeziehung-en zu verbessern. Mit dem 
Osten - davon sind wir überzeugt - wird 
es jetzt ganz besonders durch den Zehnjahres­
vertrag mit der Sowjetunion, dem wahrschein­
lich dann andere Oststaaten folgen werden, 
möglich sein, die Beziehungen zWlischen diesen 
Staaten auf ein höheres Niveau zu heben 
und dadurch eine Art von weltweiter offener 
HandelspoUtik zu dokumentieren, die sich 
nicht allein nur jetzt hinsichtlich des Westens 
im Rahmen des EG-Vertrages berücksichtigt 
findet. 

Herr Abgeordneter Göschelbauer! Sie mei­
nen, daß es dringendst notwendig wäre, 
bezüglich der Erstattung eine Lösung zu fin­
Iden. 

Jawohl! Die Bundesregierung hat mich 
beauftragt. Ich verhandle jetzt bereits mit den 
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Interessenvertretungen, um eine Lösung für 
dieses äußerst schwierige Problem zu finden, 
wobei es vollkommen klar ist, daß wir etap­
penweise vorgehen wollen. Ich habe diesen 
Vorschlag bereits bei den Parteienverhandlun­
gen gemacht und möchte ihn daher auch hier 
ganz kurz wiederholen. Ich glaube, daß es 
notwendig list, etappenweise vorzugehen, 
weil sich dieses Prinzip auch bei der Abschöp­
fungsfrage als richtig erwiesen hat. 

Als erste Etappe, glaube ich, wäre es ziel­
führend und müßte es möglich sein, für das 
Zuckerproblem eine Lösung zu finden. Ich habe 
.mit der Zuck.er.industrie und der zuckerverar­
beitenden Industrie Verhandlungen geführt. 
Ich glaube, daß be�de Teile eingesehen haben, 
daß das von uns jetzt in Aussicht gestellte 
System eine Lösungsmöglichkeit bietet inso­
fern, daß die Fixkosten für den Uberschuß 
nicht auf den allgemeinen Zuckerpreis über­
wälzt werden, sondern nur auf den normalen, 
inlandsverbrauchbedingtlen Zuck.er aufgerech­
net werden und damit die Plus- und Plusplus­
rübe und der Zucker daraus an die weliterver­
arbeitende Industrie verbiUigt abgegeben wer­
den können. 

Zweitens glaube ich, daß es notwendig und 
zielführend ist, wenn wir als wedtere Etappe 
in der zweiten Phase das Problem vom Ge­
treide her in Angriff nehmen und hier beson­
ders das Problem des Vormerkverkehrs einer 
Lösung zuführen, weil hier entsprechende Be­
stimmungen aus dem System der Abschöp­
fung auf der einen Seite und andererseits 
das Problem der Erstattungsregelung dringend 
notwendig behandelt werden müssen, um der 
Süßwarenindustrie und der sonstig'en Verar­
beitungsindustrie den Ursprungskriteliien ent­
sprechende Exportmöglichkeiten zu sichern. 

In der dritten Phase ist dann das Problem 
der Stärke und Stärkederivate zu untersuchen. 
Hier, glaube ich, wird es am allerschwlierig­
sten sein, eine Lösung zu finden. Aber kh 
stehe nicht an, zu sagen, auch hier wird es 
Möglichkeiten geben. 

Als letzter Punkt bl.eibt noch die Forderung 
der Landwirtschaftskammer und der Handels­
kammer: wenn diese Systeme nicht funktio­
nieren, eine Erstattungsregelung sehr konkret 
zu prüfen und gegebenenfalls auch auszu­
arbeiten. 

Ich stehe nicht an, zu wi'ederholen, daß die 
Bundesregierung schon seinerzeit bei den Be­
sprechungen, die sie mit den Oppositionspar­
teien geführt hat, darauf hingewiesen hat, daß, 
wenn es zu keiner befriedigenden Lösung 
kommt und eine Gefahr für die österreichi­
sche Landwirtschaft und für die Verarbeitungs­
industrie besteht, eine limitierte Erstattung 

in Erwägung zu ziehen ist. Diese Möglichkeit 
ist nach wie vor dn unseren Verhandlungen 
gegeben, und wir werden in den nächsten 
Wochen versuchen, sie positiv abzuschließen. 

Die Frage, die der Herr Abgeordnete Knoll 
erwähnt hat, nämlich daß die Arbeitsmarkt­
problematik besonders für die Arbeitnehmer 
von größter Bedeutung ist, hat die BUIlJdes­
regierung insofern schon vorweg, also bevor 
in die Verhandlungen eingetreten wurde, ge­
löst, als bekanntlich der Sozialminister eine 
eigene Novelle vorbereitet hatte und darüber 
hinaus jetzt schon feststeht und damals schon 
beabsichtigt war, daß für die Arbeitsmarkt­
förderung der von Ihnen genannte Betrag von 
500 Millionen Schilling tatsächlich für Umschu­
lung und WeiterbHdung bereitsteht. Damit ist 
labsolut die Gewähr gegeben, daß alle anfal­
lenden Probleme und Fragen für den Arbeit­
nehmer gelöst werden können. Sollte diese 
Summe wider Erwarten nicht ausreichen, s o  
steht aus der Reserve ein mindestens gleich 
hoher Betrag zur VIerfügung. 

Was die Prelisreduktionen betrifft, die Sie 
als "minim" bezeichnen zu müssen glaubten, 
weil natürlich eine 30prozentig'e Zollreduk­
tion nicht bedeutet, daß auch die Preise um 
30 Prozent sinken, sondern daß nur der Zoll­
anteil um 30 Prozent gesenkt wird, so darf 
man nicht übersehen, daß hier ein gewisser 
Effekt ausgelöst wurde, den wir an und für 
sich sehr begrüßen. 

Schon allein Idie Ankündigung, daß mit 
1 .  Oktober eine solche Zollreduktion vorge­
sehen wird, hat zum Beisp:iel die Autobranche 
veranlaßt, diese Zollreduzierung bereits vor­
weg zu gewähren, also nicht, wie zu erwarten 
gewesen wäre, nachdem zuerst das ganze 
Lager abverkauft ist, sondern man sagte von 
vornherein : Wenn der Konsument lentspre­
chend zurück.haltend auf eine solche Ankündi­
gung reagiert, bin ich bereit, ihm unverzüg­
lich die Preissenkung schon jetzt zu geben. 

Weiters besteht weder die Absicht - das 
möchte ich lausdrücklich betonen -, einen 
Preisstopp zu erlassen noch einen Baustopp, 
von dem Sie gesprochen haben. Das war eine 
ausgesprochene Falschmeldung der Zeitung. 
Gestern wunde in den Verhandlungen mit 
der Bauarbeitergewerkschaft, den Unterneh­
mungsleitungen und der Regierung festgehal­
ten, daß es sich hier nur darum handelt, eine 
Abstimmung und Koordinierung mit vielen 
anderen Punkten auf dem Bausektor zu er­
reichen. 

Was den Preisstopp betrifft, der auch nicht, 
in keiner Phase, von dieser Regierung beab­
sichtigt war, so handelt es sich auch nicht 
darum, daß die Preise in den Computer ein-
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gespeichert werden, der Computer die Preis- besten Voraussetzungen dafür gegeben sind, 
reduzierung ausredmet und dann in einem daß aus diesem Vertrag für die gesamte 
Verfahren die Preise gesetzlich festgelegt wer- österreichische Wirtschaft ein positives Ergeb­
den, sondern es geht darum, daß das Handels- nis zu erwarten ist. (Beifall bei der SPO.) 

ministerium im Preisbestimmungsgesetz be-
auftragt wurde, zu errechnen, wie sich auf Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 

Grund der Zollsenkungen und der Umsatz- Herr Bundesrat Alberer. Ich erteile es ihm. 

steuerentlastungen die Preise entwickeln soU­
ten, und dann natürlich zu prüfen, ob dias 
auch tatsächlich eingehalten wird. Da es sich 
hier um eine wesenUiche zusätzliche Arbeit 
handelt, die von Beamten gar nicht anders 
als mit einem Computer erledigt werden 
konnte, mußte diese ganze Frage in die EDV 
eingespeist wenden. Das gibt uns aber die 
Möglichkeit, jetzt wirklQch gew.issenhaftest 
UD/d genau festzustellen, ob die im Gesetz 
vorgesehenen Verpflichtungen auch tatsäch­
lich eingehalten werden. 

Wir werden daher keinesfalls einen Preis­
stopp machen, wohl aber sehr genau kontrol­
lieren, ob die Zoll senkungen und die Umsatz­
steuerentlastungen tatsächlich durchgeführt 
werden. In diesem Sinn hat die Bundesregie­
rung Vorkehrungen getroffen, damit die sich 
aus dem Abkommen ergebenden Vorteile auch 
tatsächlich dem Konsumenten zugute kom­
men. 

Was die Argumentation, die auch Herr Ab­
geordneter Dr. PHschmann gebraucht hat, be­
trifft, daß diese Bundesregierung dieses Arran­
gement ausschließlich oder - bitte, ich kor­
rigiere mich - vorwiegend vom Standpunkt 
des Importes, des Konsumentenschutzes sähe, 
von diesem Standpunkt aus sähe, so stimmt 
das auch nur sehr bedingt. 

Die Bundesregierung war sich vollkommen 
klar darüber und hat nicht zuletzt den Inter­
essen der Wirtschaft Rechnung getragen, daß 
dieses Abkommen der Exportindustrie zumin­
dest dieselbe Chance gibt, die diese dring,end 
braucht, als der Importeur durch die Verbilli­
gung der Waren hat, und daß ganz besonders 
durch diese Maßnahmen, die im Zuge des 
Europareifeprogramms ergriffen werden, w.ie 
der Herr Finanzminister und ich schon das 
letzte Mal dm Nationalrat dargelegt haben, 
der Industrie eiIlJe Starthilfe gegeben wird, um 
die Schwierigkeiten, die sich zweifelsohne aus 
dem Vertrag ergeben werden, meistern zu 
können. 

Wir glauben daher, daß dieser Vertrag ein 
sehr abgewogener Vertrag ist, und vor allem, 
daß durch die Maßnahmen, die teils durch die 
Begleitmaßnahmen verhandelt und paktiert 
wurden, teils durch die im Europareifepro­
gramm vorgesehenen zusätzlichen Maßnah­
men, die die Bundesregierung in Aussicht 
genommen oder sdlon durchgeführt hat, die 

Bundesrat Alberer (SPO) : Herr Vorsitzen­
derl Sehr geehrter Herr Minister! Hohes Hausl 
Meine Damen und Herren I Seit ungefähr 
15 Jahren bemühen sich österreichische Pol,i­
tiker, den Weg nach Brüsslel zu finden. Seit 
15 Jahren war uns dieser Weg verwehrt, 
doch haben die Politiker immer wieder mit 
Brüssel beziehungsweise mit der EWG Kon­
takt gehalten. 

Es war, wie ich glaube, sagen zu dürfen, 
klar, daß für die Mächtigen in Europa die­
j1eruigen, die 1945 bis 1950 auf Almosen ange­
standen sind, die damals für die UNRRA­
Hilfe, für russische Erbsen und so weiter 
dankbar sein mußten, nicht die richtigen Part­
ner für diese Gemeinschaft gewesen sind. 

Ich glaube aber, wir Osterreicher haben 
bewiesen, daß Wlir in der Lage waren, etwas 
zu leisten. Auch unsere Landwirtschaft hat 
bewiesen, daß sie wirklich leistungsfähig ist. 

Bundeskanzler Raab hat bereits am 9. 6. 
1958 über das Scheitern der Verhandlungen 
mit der EWG berichtet UD/d hat damals 
empfohlen, Kontakt mit der EFTA aufzuneh­
men. Bundesrat Wally hat bereits auf die 
Exportstedgerungen in die EFTA-Länder hin­
gewiesen, aber trotzdem haben wir in die 
EWG-LäD/der wesentlich mehr exportieren 
können ials in die EFTA-Länder. 

Was die weiteren Bemühungen betr.ifft, so 
wollen wir Sozial1sten absolut nicht in Abrede 
stellen, daß den heutigen Vertrag praktisch 
auch Leute der Osterreichischen Volkspartei 
- ich möchte hier den Handelsminister Doktol 
Fritz Bock, Außenminister Waldheim und 
andere erwähnen - angestrebt haben. Wir 
sind absolut nicht dafür, daß diesen Leuten das 
Verdienst abgesprochen oder geschmälert wer­
den sollte, nur verstehen wir es manchmal 
nicht, wenn diese Leistungen so herausgestI1i­
chen werden wie von Bundesrat Dr. Pitsch­
mann. So etwas müssen wir selbstverständlich 
ablehnen, denn schließlich und endlich ist der 
Vertrag erst 1972 geschaffen worden. 

Dr. Fritz Bock. hat bereits am 22. April 1 963 
darauf hingewiesen, es sei mH aller Deutlich­
keit festzuhalten, daß es eine Illusion wäre 
anzunehmen, daß unsere Verhandlungspartner 
zu anderen laIs zu für Osterreich wirklich 
lebenswichtigen Konzessionen bereit wären. 
Die Grundsätze der EWG-Agrarpollitik wer-
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den von österreich übernommen wenden müs­
sen. Das wlird ohne Zweifel für die österrei­
chische Landwirtschaft auch Schwierigkeiten 
bringen. 

Ich glaube, wir haben hier nicht erwartet, 
daß unsere Landwirtschaft besonders gut 
heraussteigen kann, wenn wir die einzelnen 
Konkurrenzverhältnisse in Betracht ziehen, die 
Landwirtschaft in den EWG-Ländern, die Land­
wirtschaft hier bei uns, die Größenordnungen 
beziehungsweise dde Größe und Qualität der 
Böden: All das macht eine Konkurrenz mit 
diesen Ländern besonders schwer. 

1966 war das Ende der Koalition. Die öster­
reichisdle Volkspartei - wir sind davon über­
zeugt - hat sich weiterhin bemüht, mit der 
EWG e:in Arrangement zu treffen. Es war ihr 
einfach nliCht möglich ;  sie hat es nicht zustantde 
gebracht. 

1970 wird dieser Vertrag mit der EWG 
praktisch ein Programmpunkt der SPO. 

1912 nun ist es endliCh so weit. Ich glaube, 
alle österreicher, gleichgültig, !in welches 
politische Lager sie gehören, sind froh, daß 
es nun zu diesem Vertrag gekommen ist. 

Es tut allen Osterreidlem bestimmt leid, 
daß eine gewisse Warengruppe, die soge­
nannten sensiblen Waren, beziehungsweise 
die Landwirtschaft Schwierigkeiten machen. 
Doch gelang es für ein bedeutendes österrei­
chisches Exportpradukt, für Rinder, Export­
erleichterungen zu erreichen. Darüber hinaus 
wurde die fast vollständige EinbeziJehung der 
landwirtschaftlichen Verarbeitungsprodukte 
unter Berücksdchtigung unserer Schutzinter­
essen beschlossen. Bereits im Interimsabkom­
men wurde die harmonische EntWlicklung im 
AustausCh landwirtschaftlicher Produkte be­
schlossen. Bleide Teile werden sich um 
LösungsmögliChkeiten bemühen. 

handel in Zukunft nun mit 15 Staaten im 
Fre,ihandel abgewickelt werden. 

Ich glaube, es muß und es wird auch dias 
Bestreben der Bundesregierung sein, dafür zu 
sorgen, daß uns der englische Markt für Milch­
produkte, die wir in England bisher abge­
setzt haben, so weit als möglicb erhalten 
bleibt. 

Bedauerlich ist, daß neben gewissen sensib­
len Produkten - worauf ich schon hingewie­
sen habe - die Landwirtschaft übnigbleibt; 
aber das jst bestimmt keinesfalls ein Ver­
säumnis der Verhandler. 

Bundesminister Staribacher hat bereits 
darauf hingewiesen: Kontaktgespräche mit 
Herren der EWG haben schon d.m Laufe Ides 
vorigen und vorvorigen Jahres gezeigt, daß 
man speziell, was die Landwirtschaft anbe­
langt, wirklich eine harte Nuß zu knacken 
haben wird. Aber trotzdem, glaube ich, wird 
es keinen Landwirt geben, der, wenn die 
Landwirtschaft nicht einbezogen werden kann, 
verlangen würde, daß der ganze Vertrag zu­
rückgestellt werden muß. 

Die Landwirte erwarten von der Regierung 
- und die Regierung wird bestimmt bereit 
sein, ihr Wort zu halten -, daß sie sie nicht 
vergißt und daß sie lin Zukunft versucht, für 
die Landwirtschaft so viel als möglidl zu tun, 
beziehungsweise daß sje versudlt, sie im 
Laufe der Zeit in diesen EWG· VertIlag hinein­
zubringen. 

Auf dem Gebiete der Agrarpolitik müssen 
eben entsprechende Maßnahmen gesetzt wer­
den. Zum Beispiel hat die SPö-Regierung 
bereits - Kollege Trenovatz hat darauf hin­
geWliesen - das Bergbauernsonderprogramm 
gesdlaffen. Von Sozialdsten wurde es geschaf­
fen. Es ist als eine Maßnahme zur Uberwin­
dung der wirtsdlaftspolitisdl fühlbaren 
Schwächen ergriffen worden. 

Weitere Maßnahmen zur Gesundung des 
ländlichen Raumes, da dieser in Zukunft eine 
bedeutende Rolle spielen muß, weniger in der 
Nahrungsmittelproduktlion als in der Erho­
lungswirtschaft, sind: 

Im Jahre 1911 wunden für 141 .000 Berg­
bauernbetriebe 300 Millionen Sdlilling zur 
Verfügung gestellt; zur Verbesserung der 
Infrastruktur 1 00 Millionen Sdli1ling, für 
Regionalförderung 90 Millionen Schilling, als 
Reserve für Großbauten 60 Millionen Schil­
ling und für die Erhaltung der Kulturland­
schaft 50 Millionen Schilling. 

Zum Beispiel ist die EWG bereit, Nutz- und 
Sdllachtvieh im Werte von 1 Milldarde Schil­
Itng auf der Basis von 1971 zu übernehmen. 
Daß nun dafür selbstverständlich auch öster­
reich importieren muß, glaube ich, ist ganz 
klar, weil ja so ein Vertrag nicht einseiitig 
sein kann. Wir werden dafür Obst und zum 
Teil Gemüse übernehmen müssen. Wir werden 
auch zum Teil Wein einführen müssen. Nach 
den letzten Erklärungen von Lenz Moser - ich 
ghaube, das hier sagen zu köml'en - ist darauf 
hinzuweisen, daß österreich selbst nicht so 
viel Wein produziert und daß wir auch ver­
suchen werden und müssen, von unseren 
wirklichen Qualitätsweinen auch gewisse 
Teile im Ausland abzusetzen. 

Zirka 20.000 Extrembetriebe bekamen im 
Jiahre 197 1  einmalige Aushilfen von allerdings 

Im Hinblick darauf, daß österreich auch 'in nur 200 S; 1912 sind es schon 2000 bis 2500 S 
der Rest-EFTA verbleibt, kann der Außen- gewesen. 
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Wir Wiissen, meine Herren, daß das selbst­
verständlich keine Lösung sein kann, aber 
jedenfalls nehmen die Bergbauern zur Kennt­
nis, daß das für sie eine Hilfe ist. Es mag 
ohneweiters möglich sein, daß dies für einen 
Großagrarier überhaupt kein Betrag list. Für 
den kLeinen Bauern am Berg oben sind eben 
schon 2000 bis 2500 S eine große Hilfe. Wir 
hoffen, daß diese Aktion weiterhin bestehen 
bleibt beziehungsweise noch ausgebaut wer­
den kiann. 

Mit diesen Mitteln, die, wie gesagt, auch in 
Zukunft zur Verfügung gestellt werden, hoffen 
wir, unser natürliches Erholungsgebiet nicht 
nur erhalten zu können, sondern wir wollen 
es noch ausbauen und verbessern, wie zum 
Beispiel durch die Verbesserung des Straßen­
netzes in Erholungsgebieten und lin unseren 
Bergen, die Pflege der Natur und die Reinhal­
tung der Seen, damit der Fremde auch weiter­
hin zu uns ins Land hereinkommen kann. 

Wir stellen uns auCh vor - das stellen sich 
auch unsere Bauern vor, die den Fremden­
verkehr als einen Nebenerwerb betrachten -, 
daß der Fremdenverkehr niCht nur in den Bal­
Iungszentren gefördert wenden sollte, sondern 
daß versucht werden sollte, diese Zentren zu 
entflechten, und daß versucht werden sollte, 
den Menschen aus der Stadt auch hinaus auf 
den Bauernhof zu den Bergbauern zu bringen. 
Es wird natürLich notwendig sein, die entspre­
chenden Zufahrtswege, Zufahrtsstraßen und so 
weiter zu schaffen. 

Wir glauben, daß unser ländlicher Fremden­
verkehr gerade im EWG-Raum noch ganz 
große Chancen hätte. Wir haben jetzt schon 
sehr viele Gäste aus England, wir haben sehr 
viele Gäste aus den Niederlanden, aber es 
fiehlen uns vielleicht noch Gäste aus Frank­
reiCh, Belgien und so weiter. 

Uber Strukturpolitik soll man nicht nur 
reden, sondern auch wirkLich handeln. Man 
soll - hier zitiere ich Nationalrat Pfeifer -
die Strukturpolitik auf dem Lande draußen 
in erster Linie m�t den Bauern gemeinsam 
machen. Dann wird diese PoLitik wirklich rich­
tig sein. 

Es ist kein Zweifel daran - auch Pfeifer 
weist darauf hin -, daß gewisse landwirt­
schaftliche Betriebe im Laufe der nächsten 
Jahre vielleicht zugesperrt wenden müssen; 
das wäre wahrscheinlich mit oder ohne EWG 
der Fall gewesen. 

Wir sind der Meinung: das kann selbst­
verständlich nur freiwillig sein; wenn irgend 
jemand seinen Hof 'aus irgendwelchen Grün­
den aufgeben muß, so soll ihm kein Riegel 
vorgeschoben werden. Wenn der Betreffende 

irgendwo in der Industrie eine Beschäftigung 
finden will, ist das selbstverständliich für den 
Bauern, für seine Angehörigen und seine Kin­
rder nur zu unterstützen. Wir müssen natür­
lich dafür sorgen, daß genug Arbeitsplätze in 
tJsterreich vorhanden sind. 

Es wäre hier nur die Frage, inwieweit man 
Arbeitsplätze auch in entlegene Täler bringen 
könnte, irgendwelche Finalbetriebe und so 
weiter, damit der Bergbauer nicht allzu weite 
Zufahrtswege zur Arbeitsstätte in Kauf neh­
men muß, weil ja vielfaCh die kleinen Hauern 
die Landwirtschaft als Nebenerwerb betreiben 
und vielfach nach Feierabend - wie hier ein 
Kollege schon gesagt hat: es gibt für den 
Landwirt keine 42 Stunden-Woche - mit 
ihren Familien in ihren LandwirtsChaften ar­
beiten müssen. Darum muß es für uns w.iChtig 
sein, daß Straßen, Wege und so weiter noch 
besser ausgebaut werden. 

Das Budget der Sozial�sten hat 1971 1 10 Mil­
lrionen Schilling für den Fremdenverkehr vor­
gesehen gehabt. Dieser Betrag wurde bereits 
im Jahre 1972 auf 1 55 Millionen Schilling 
erhöht. Wür hoffen, ja wir glauben bestimmt, 
daß der zuständige Ressortminister im Jahre 
1973 wieder 'einen namhaften Betrag für das 
FremdenverkehrsföI1derungsgesetz, das nun 
eine Laufzeit von zehn Jahren hat, zur Verfü­
gung stellen wird. 

Die Bauern, speziell die Bergbauern, sind 
seßhaft; wenn auch der eine oder andere seine 
Landwirtschaft aufgeben muß seinen 
Heimatort, sein Vaterhaus will er in den 
wenigsten Fällen verlassen. 

Dr. Pitschmann hat auf die "Völkerwande­
rung" hdngewiesen. Sicherlich, es ist bedauer­
lich, daß so viele Menschen ihre Heimat ver­
lassen müssen. um VerdienstmögHchkeiten 
nachzugehen. Ich sage immer : Wir Osterrei­
cher können froh sein, daß diejenigen von uns, 
die nach Deutschland arbeiten gehen, wirklich 
freiwillig gehen. Für diese MensChen gäbe es 
in Osterreich selbstverständllich genug Arbeits­
plätze. 

Diese moderne Völkerwanderung hat nicht 
erst 1970 begonnen, sondern ich erinnere mich 
noch gut daran : Als ich ein junger Mensch 
war, gab es in den Jahren 1 932 bis 1 938 in 
Osterreich genug Fremdarbeiter, die froh sein 
mußten, irgendeine BeschäftJigung als · Land­
arbeiter in der SChweiz zu bekommen, die 
Frauen als Haushaltshilfen und so weiter. 
Vielle sind damals naCh England gegangen. 
Damals waren wir praktJisch in der Situation, 
in der heute manche Südländer sind. 

Darüber hinaus, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, glaube ich. daß es auch 
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möglich sein wird, in den europäischen Markt 
insofern einzudringen, als Osterreich auch 
QualitätserZleugnisse anzubieten hat; ich habe 
bereits auf Zuchtrinder, Qual1itätsweine und so 
weiter hingewiesen. Wir Verbraucher können 
uns glücklich schätzen, ldaß Osterreich nicht 
gezwungen sein wird, die Agrarmarktordnung 
der EWG-Länder anzuerkennen. 

Meine Damen UIlid Herren! Wenn Wlir nun 
das Für und Wider abwiegen, so gllauben wlir, 
aaß wtir den EWG-Abschluß doch als großen 
politischen und wirtschaftlichen Erfolg bezeich­
nen müssen, dies umsomehr, als der Vertrag 
uns kaum Bindungen auferlegt, also Freiheit 
von politischen Bindungen aller Art. Es Slind 
hier fünf Punkte, die der Herr Außenminister 
ausgehandelt hat, sodaß wir auch mit unserem 
Neutralitätsstatus kaum irgendwie in Schwie­
rigkeiten kommen werden. 

Wir hoffen, daß nd.dlt nur die Nachteile wie 
das Schreckgespenst der Mehrwertsteuer, son­
dern auch die Vorteile des Abkommens, Wlie 
Zollsenkungen und so weiter, echt an die 
Konsumenten we1itergegeben werden. Wir 
hoffen, daß auch die Agrarier, daß auch unsere 
Bauern an dem wirtschaftlichen Aufschwung 
teilhaben werden, denn auch der Bauer in 
Osterreich wird in Zukunft, wenn er einen 
Handwerker braucht, unter Umständen wahr­
scheinldch höhere Löhne bezahlen müssen als 
bisher. 

Ich blabe selbst manchmal Handwerker, weil 
ich ein Häuschen habe. Es ist mir wirklich 
unVlerständlich, daß ich für einen Maurer, der 
bei mir um 25 S in der Stunde arbeiten muß, 
70 bis 80 S an den Baumeister abliefern muß, 
der kaum einmal herkommt. 

Ich glaube, hier müßten Wege geschaffen 
werden, denn gerade der Landwirt braucht 
immer Wlieder Handwerker und rechnet dabei 
immer wieder: Was nehme ich für mein 
Schwein, mein Kalb oder meine Kuh ein im 
Verhältnis zu dem, was dcb eventuell für die 
Handwerkerstunde ausgeben muß? 

Hohes Haus! Ich glaube, daß wir diesen 
V;erträgen ohne weiteres unsere Zustimmung 
geben können. Wlir Sozialisten werden das 
selbstverständlich gerne tun. Es mag für die 
Osterreichische Volkspartei schmerzlich sein, 
daß es ihr nicht mögldch war, diese Verträge 
in den Jahren von 1966 bis 1970 unter Dach 
und Fach zu bringen. 

Nationalrat Minkowitsch hat darauf hinge­
wiesen, daß von lacht Punkten in siebenein­
halb Punkten - es sind dies Punkte bezüglich 
der Begleitmaßnahmen - mit der SPO-Regie­
rung ein Weg gefunden werden konnte. -
Dies wurde auch von Bundesrat Göschelbauer 

bestätigt. - Nationalrat Minkowitsch hat 
darauf hingewiesen, daß das der OVP ermög­
liche, die Mitverantwortung zu übernehmen. 
Er hat auch gesagt: dieses Verhandlungs­
ergebnis war die Frucht einer beiderseitigen 
konstruktiven Verhandlungsweise. Zum 
Schluß hat er gesagt, diieser Vertrag sei kein 
Anlaß für eine Jubelstimmung, aber absolut 
auch kein Anlaß für Pessimismus. Als bäuer­
licher Sprecher meinte er selbstverständlich 
d1e Landwirtschaft. 

Minkowitsch hat aber auch bewiesen, meine 
Herren von der rechten Seite, daß man in der 
Frage der Landw.irtschaft und der Landwirt­
schaftspolitik mit den Sozialisten reden kann. 
Er hat damit auch praktisch bewiesen und 
gesagt, daß das Märchen, die S021ialisten wol­
len dem Bauern die letzte Kuh aus dem Stall 
holen, endgültig zerstört list und daß kein 
Landwirt, weder ein großer noch ein kleiner, 
in Zukunft an dieses Märchen glauben wird. 

In sportlicher Fairneß nennen wir gerne auch 
diejenigen - -ich habe es bereits getan -, 
die den Torschuß mitvorbereitet haben: Doktor 
Bock, Dr. Waldheim, Minister Mitterer. Bei 
Iden Zusehern und bei der Bevölkerung zählen 
aber nur die, welche die Tore geschossen 
haben, und das sind in diesem Falle Politiker 
meiner Partei. (Beifall bei der SPO.) Wenn so 
ein goldenes Tor noch in der ersten. Halbzeit 
geschossen wird, dann zählt das doppelt. 

Wir Sozialisten stimmen diesen Verträgen 
gerne zu. (Beifall bei de.r SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesrat Hofmann-Wellenhof. Ich er­
teile es ihm. 

Bundesrat Hofmann-Wellenhof (OVP) : Herr 
Vorsitzender! Herr Minister! Herr Staats­
sekretär l Meine Damen UIlid Herren! In der 
gerafften Darstellung der "Parlamentskorre­
spondenz" der siebeneinhalbstünd1igen EWG­
Debatte findet sich unter anderem ein Satz -
lich glaube, es sprach ihn ein Abgeordneter 
der FPO - : "Am wichtigsten ist die beglei­
tende europäische Gesinnung." 

Ich möchte auch hier bei meinen kurzen 
Ausführungen den Ton auf das "E" von EWG 
legen, so wie das Herr Kollege Wally zur 
E'inbegleitung seiner Ausführungen in dan­
kenswerter Weise tat. 

Wenn ich von europäischer Gesinnung 
spreche, so drängt sich mir ein Wort auf, das 
geradezu ein Modewort geworden dst: 
"europareif" . 

Und wenn ich an "europareif" denke, dann 
kann ich viel weiter zurückblicken in die 
Geschdchte, über 100 Jahre zurück, und da 
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drängt sich. mir ein Wort auf, das damals 
audl geradezu ein Modewort in der geistigen 
Welt Europas wurde - es wurde geprägt 
von Heinrich Heine -: "europamüd". Es 
scheint mir also doch ein Fortschritt zu beste­
hen von der Europamüdigkeit einer damals 
übersättigten Gesellschaft · in das ernste Ver­
antwortungsbewußtsein nunmehr europareif 
sein wollender Staaten. 

Aber nehmen wir diese Europareife einmal 
nicht wirtschaftlich.. Was macht Europareife 
von uns aus betrachtet aus? Die unbedingte 
Anerkennung der persönlkhen Freiheit, die 
Freiheit von Gesinnungszwang und Terror, die 
nicht nur deklarierten Menschenrechte, son­
dern ihre praktische Respektierung, kurz die 
Menschenwürde. 

Persönliche Freiheit stellt sich ja Il!icht darin 
dar, daß man sie für sich persönlich in An­
spruch nimmt, sondern daß man auch g;ewillt 
ist, sie dem anderen einzuräumen. Es wird 
also bei dieser Art von Europareife auch 
schlließLich zur Aufgabe gewisser - ich will 
sagen - SouveräIllitätsgewohnheiten kommen 
müssen. 

Auch die ganz allgemeine Mobilität in 
Europa, insbesondere die der Arbeitskräfte, 
wird eine Erscheinung sein, die sich mit einem 
immer mehr zusammenwachsenden Europa 
ganz zwangsläufig ergeben wird. 

Diese Darstellung der Europareife führt wie­
der zu einem Wort, das auch schon wieder 
droht, zu einem Schlagwort zu werden: die 
"Qualität des Lebens" .  

Meine Damen und Herren I Die Qualität des 
Lebens hängt durchaus nicht allein von mate­
riellen Gütern ab. Man könnte manchmal mei­
nen, daß schon ein hochmechanis'ierter Haus­
halt diese Qualität des Lebens gewährleistet. 
Denken Sie etwa an die Großstädte in den 
Vereinigten StaJaten. Was nützt ein ganz hoch 
mechaIl!isierter Hausstand, wenn man ihn 
jeweils durch mehrfache Sich'erheitsketten, 
durch Selbstschußvorrich.tungen und andere 
Verteidigungsmaßnahmen absichern muß? 

Ich. will damit nicht sagen - verstehen Sie 
mich nicht falsch -, daß schon der Betrieb 
eines altmodischen Holz- und Kohlenherdes 
seeHsmes Glück garan1:Ji.eren müsse. Davon 
kann keine Rede sein. 

Aber ich will darauf hinweisen, daß auch 
ein anderer geläufiger Werbespruch meiner 
Meinung nach des wirklichen Gehaltes ent­
behrt. Ich bitte, falls sich Angehörige dieser 
Branche hier befinden, das nicht als unlauteren 
Wettbewerb aufzufassen. Sei es denn, daß, 
wer photographiert, mehr vom Leben hat. Ich 
wage zu behaupten, man hat, wenn man nicht 

photographiert, deshalb nicht weniger vom 
Leben, sondern eben irgendwelche andere 
Lebenswerte. 

Nun sehe ich hier in Osterreich in den Stra­
ßen der Stadt ein großes Plakat, dessen ober­
ste Zeile besagt: "Der Weg nach Europa ist 
frei". 

Ich will damit keine Polemik gegen eine 
Propaganda der Sozialistischen Partei einlei­
ten. Es wäre kindisch, verlangen zu wollen, 
daß die Propaganda einer Firma der Kon­
kurrenzfirma gefallen müsse, aber gerade die­
ser Wortlaut regt doch zum Nachdenken an. 

Für Osterreich, meine ich, ist diese For­
mulierung deshalb nicht ganz glücklich getrof­
fen, weil wir j a  keinen Weg nach Europa 
brauchen. Wir fühlen uns doch immer inmit­
ten dieses Erdteils und als fester Bestandteil 
unseres alten Europa. 

Wenn ich hier noch eine persönliche Empfin­
dung anfügen darf, so möchte ich sagen: Ich 
halte es für müßig, in der Frage der EWG wie 
in j ener des Staatsvertrages einen sogenann­
ten Prioritätenstreit auszutragen. Herr Kollege 
Alberer hat das in sehr fairer Weise gerade 
vorhin gesagt, und wir alle wissen es ja, daß 
selbstverständlkh zu dem nun erzielten Resul­
tat eben alle beitrugen so wie seinerzeit zum 
Staatsvertrag. 

Wir müssen uns auch von der Illusion frei­
machen, daß die alten Verdienste gewürdigt 
würden und die neuen nicht und daß das 
in der Bevölkerung sehr gerecht abgewogen 
würde. Davon kann keine Rede sein. 

Unter wessen Ägide sich schließlich ein 
günstiges Ergebnis einstellt, dem wird das 
Verdienst zugeschrieben. Das ist jetzt die 
sozialistische Regierung, das waren damals 
Raab und Figl. 

Haben die auch damals mitgearbeitet? Zwei­
fellos, aber Figl war der Mann, der vom Bal­
kon des Belvedere der Bevölkerung den 
Staatsvertrag zur Ansicht entgegenhielt - und 
in diesem Bewußtsein lebt er weiter -, und 
Ra,ab war damals Bundeskanzler. 

Seien wir froh, meine Damen und Herren, 
wenn die Bevölkerung [n ihrer Masse über­
haupt ihren politischen Vertretern ein Gefühl 
von Dankbarkeit entgegenbringt, und über­
fordern wir nicht diese Dankbarkeit durch das 
Verlangen nach. besonders feinen Differen7ie­
rungenl (Allgemeiner Beifall.) 

Aber nun darf ich doch einen zweifachen 
Dank sagen, und zwar zunächst einen Dank 
in der Erinnerung an das alte Osterreich. Ich 
weiß schon, das läßt sich nicht ganz verglei­
chen. Aber im Empfinden läßt es sich doch ver-
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gleichen, was so ein Kleineuropa versuchs­
weise durch viele Jahrhunderte der Welt vor­
führte. Das alte Osterreich war nicht - um 
gegen Karl Kraus einmal zu polemisieren -
nur eine Versuchsanstalt für den Weltunter­
gang; es hat wohl auch versucht, durch lange 
Zeit die Mitte dieses Erdteiles zusammenzu­
halten. 

Idl möchte meine ganz kurzen Betrachtun­
gen damit schließen, daß ich sage, wir sollten 
gewissermaßen einen hoffnungsreichen Gruß 
nach Europa hinaussenden, getragen von einer 
immer vollkommener werdenden Europareife, 
nicht nur wirtschaftlIich, sondern auch inner­
lich-geistig, und von immer geringerer Europa­
müdigkeit. 

Lassen Sie uns aber nicht nur dem alten Ich weiß : damit komme ich leicht ins Pathe-

Osterreich danken, sondern auch dem neuen tische. Ich bitte dafür in zweifacher Bezie­

Osterreich. Gerade Wdoo. und Niederösterre.ich hung um Ihre Entschuldigung. 

mußten durch d�e Besatzungszeit ganz beson­
ders leiden. In einem solchen Fall, meine ich, 
reigt die Wiener Bevölkerung stets ihr wahres 
Antlitz ullld. ihren wahren Charakter, der sich 
nicht restlos mit den sehr liebenswürdigen 
Heurigenweisen darstellen läßt. Da [st eine 
ungemein starke innere Festigkeit vorhanden. 
Dieser :Festigkeit der Wiener und der Nieder­
österreicher - dmmer noch das historische 
Kernland Osterreichs - ist es zu verdanken, 
daß ddese schweren Jahre zwischen 1945 und 
1955 so vorübergegangen sind, daß wir immer 
unbezweifelbar ein Teil Europas geblieben 
sind. 

Und nun nochmals: Für die anderen ist da 
wirklich "der Weg nach Europa fred". Ich weiß 
schon, an die ist mit ddesem Plakat nicht 
gedacht. Aber ich denke denn doch daran, 
daß geDaIde in diesen Wochen, wie wir hören, 
ein besonders hoher und besonders solider 
DrahtzalliIl, wie mir scheint, von der Ostsee 
bis in den bayrlischen Wald errichtet wdrd mit 
einem Betongraben daneben. Für mein histori­
sches Empfinden ist Böhmen ein Herzland die­
ses Kontinents, und auch Ungarn, mit aller 
Romantik behaftet, wird doch immer von uns 
als ein Stüdt Europa empfunden. 

Wenn dch an diesen Zaun denke, so fällt 
mir ein Wort edn, das Bundeskanzler Rlaab, ich 
glaube, im Jahre 1958, als in Wien der Sude­
tendeutsche Tag abgehalten wurde, in seiner 
bekannt nüchternen und schmucklosen Art den 
vielen, vielen tausenden Vertriebenen sagte : 
"Wir brauchen keinen Stacheldraht, wir brau­
chen keine Wachtürmei uns geht schon keiner 
durch'" Dam�t hat Raab die historische Situa­
tion in unübertrefflicher Kürze und Prägnanz 
dargestellt. 

Wir fühlen nicht nur Weimar, Dresden und 
Leipzig zu Europa gehörig, sondern auch das, 
was man etwas romantisch die russische Seele 
nennt, die wlir bei Gott linnerhalb der euro­
päischen Völkerfamme nicht vermissen wol­
l,en. Denken Sie etwa an die russische Musik, 
an die russische WeltliteIlatur oder eben an 
das, was mit russischer Seele, tidl glaube, sehr 
gut dargestellt wiDd. 

In der ersten : Wer sollte denn pathetisdt 
sein wenn nicht ein Mensch :Ln meinen Jah­
ren? In der zweiten Hinsicht beziehe ich mich 
auf di.e heute schon öfter �itierten Olym­
pischen Spiele. Dort haben wir, von aller 
Tragik abgesehen, doch sehr oft Beispiele 
eines ganz soliden, dch mödlte sagen, moder­
nen Pathos gesehen. 

Wir sind ndcht die Schlechtesten, meine 
Damen und Herren! Im Gegenteil: Vor den 
Olympischen Wettkämpfern haben ctie parla­
mentarischen Wettkämpfer den unzweifel­
haften Vorteil, daß es bei uns keinerlei UI1Jauf­
richtigen ScheinamateuI'lismus gibt. Ich danke 
schön. (Heiterkeit und allgemeiner BeifalI.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesrat Prechtl. Ich erteile es ihm. 

Bundesrat PrechU (SPO) : Herr Vorsitzender I 
Herr Bundesminister! Meine Damen UI1Jd Her­
ren! Ich zähle zu jenen, die die Vergangen­
heit sehr schätzen, weil ich die Auffassung 
vertrete, daß man aus der Vergangenheit für 
die Zukunft und besonders für die Gegenwart 
lernen kann. 

Ich halte es auch für vollkommen richtig, 
sowohl den Staatsvertrag als auch die Inte­
rimsverträge und das Globalabkommen .in 
einem mit den Begle:itmaßnahmen zu betrach­
ten. 

Die Ursache, daß es möglich geworden ist, 
-das Globalabkommen seitens der Bundesregie­
rung zu unterzeichnen und wir heute über 
die Interimsverträge abstimmen können, ist, 
daß wir im Jahre 1955 die politische Freiheit 
erlangt haben. 

Mein sehr geehrter Herr Vorredner ist in 
sehr toleranter Weise darüber hinweggegan­
gen und hat gesagt, es wären Raab und Figl 
gewesen. Es liegt mir völlig fem zu berich­
tigen; aber eines muß schon richtiggestellt 
werden, nämlich daß damals, 'in dieser sehr 
schwierigen Zeit die einzig mögliche und rich­
tige Regierungsform gewählt worden ist: die 
Koalitionsregierung. 

Von dem Verhandlungsteam lebt heute nur 
mehr einer. Es waren damals wohl Raab und 
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Figl; es waren aber auch Schärf und Kreisky, gaben ausgibt, dann bleibt für die Industriali­
der als Staatssekretär beigegeben worden war. sierung dieses Landes nicht viel übrig. 

Wir wissen sehr genau, wie schwer die 
Verhandlungen geführt werden mußten und 
daß damals in der letzten Phase die sehr gute 
Idee des jetzigen Bundeskanzlers gekommen 
äst, nadl dem Beispiel der Schweizer Neutrali­
tät die österreichische Neutralität anzubieten, 
womit ein sehr wesentlicher Beitrag zur poli­
tisdlen Freiheit und zum Abzug der frem­
den Truppen aus Osterreich geleistet worden 
ist. 

Wir wissen ,aber auch, daß damals :in .diesem 
Zusammenhang sehr kritische Momente zu 
überwinden gewesen sind. Es war damals die 
Forderung der Russen, als es um das Olgebiet 
gegangen ist, in Osterreich eine Besatzungs­
maCht oder SChutztruppe zu belassen. Wir 
sind uns heute, glaube ich, voll und ganz 
bewußt, daß damals richtig gehandelt wonden 
1st, als man länger und gründlidler verhan­
delte, um keine fremden Truppen im eigenen 
Land zu haben. Heute sehen Sie in der gesam­
ten Welt: Uberall dort, wo 01 ist und wo 
f!'emde Truppen stehen, kommt es zu gewal­
tigen politischen und wirtschaftlidlen Ausein­
andersetzungen. 

Idl will aber eine Feststellung nidlt 
unwidersprodlen lassen, wenn wlir die Pro­
bleme heute sChon weltweit betraChten. Eines 
dieser Probleme, das bald zum Uberdruß ge­
nannt wird, ist das der Gastarbeüer. Auch 
dieses Problem sei nun in das richtige Lidlt 
gerüdd. Wenn Herr BundesI1at PitsdJ.mann der 
Regierung Kreisky d�e Schuld glibt, daß wir 
in Osterreidl Gastarbeiter haben (Bundesrat 
Dr. P i  t s c  h m a n  n: Nein! Das ist keineswegs 
der Fall gewesen! Das war eine Feststellung, 
keine Frage nach der Schuld!), dann muß man 
dodl die Probleme wirklidl objektiv sehen. 

Es ist sichedich bedauerlich, daß aus der 
Türkei, aus Italien, iaus Spanien und Jugo­
slawien Fremdarbeiter im europäischen Raum 
besChäftigt sind. Wir dürfen uns aber als poli­
tische Funktionäre nicht mit der Gegebenheit 
abfinden, daß diese Fremdarbeiter hier sind, 
sondern wir müssen nach den U rsadlen 
suchen, warum diese MensChen kommen. Sie 
kommen erstens, weil wir Arbeitskräfte benö­
tigen, zweitens kommen sie aus Agrarlän­
dern, und drittens kommen sie aus Ländern, 
die über keine ltnKlustl1ie verfügen. Ich zitiere 
als Beispiel besonders die Türkei, weil sehr 
vi'ele Türken in OsterreiCh sind. 

Dazu kommt nodl, daß das Bildungsniveau 
und das SChulwesen dort äußerst zurückgeblie­
ben sind, obwohl die Türkei zu Europa gehört. 
Seit Atatürk ist der Weg bestimmt worden, 
daß die Türkei zu Europa gehört. Und dieses 
Land ist vielleicht am nächstliegenden, man 
sieht die Problematik in diesem Land. Im 
Rahmen eines Europa wollen wir momen­
tan - und das list sehr richtig - die poNti­
schen Grenzen nicht sehen. Europa geht bis 
zum Ura!. Es ist erfreulich, daß nun Gesprä­
che mit dem Osten geführt werden, daß eine 
Entspannung in der Welt Platz gegriffen hat. 

Ich möchte aber, wenn man von Europa und 
von Lohnvergleidlen spricht, nidlt in den Feh­
ler des Herrn Bundesrates Knoll verfallen, 
der Dinge dn einer Art dargestellt hat, die 
man meinem Gefühl nach nicht so darstellen 
kann: wenn man Lohnwrgleiche mit allen 
anderen Staaten bringt und die Preise außer 
lacht läßt; wenn gesagt wird, daß unsere Kol­
legen nach Deutsdlland und in die Schweiz 
arbeiten gehen, und man dabei außer acht läßt, 
daß diese Kollegen am Wodlenende ader 
sogar täglich zurückfahren, daber einerseits 
die höheren Löhne haben, auf der anderen 
Seite aber audl aus den billigen Lebenshal­
tungsk.osten in Osterreidl Vorteile zäehen, 
weil sfe abends zum Großteil wieder zurüde­
strömen. 

Daß die Ziffer, die genannt worden list, nidlt 
ganz l1ichtig ist, ist audl verständlidlj die 
Olympiabauten in München haben sehr viele 
Kräfte angezogen. 

Nun noch zu einer Ziffer, Idie in den nädl­
sten Tagen immer wieder genannt werden 
wird, die aber ridlbiggestellt werden muß: 
3000 Post'en mehr schafft die Bundesregierung 
für Beamte. 

Das ist der Slogan, um gegen jene Leute, 
die auf Grund der parlamentaI1ischen Gesetz­
gebung verpflichtet sind, eben diese Gesetze 
durchzuführen, zu argumentieren. 

Es wird dabei wissenUich unterlassen zu 
sagen, daß allein 1 600 Lehrer für die Bundes­
lehranstalten notwendig sind, weil nun mehr 
Kinder in die Mittelsdlulen gehen, und daß 
andererseits die Strafredltsreform mehr Justiz­
wadlebeamte verlangen wird. Eine gering­
fügige Anzahl neuer Dienstposten betrifft die 
Post. Es ist aber keine Vermehrung im 
gesamten Verwaltungsdienst. 

Wenn ein Staat wie die Türkei, der ein Der Rlichtigkeit halber muß aber noch gesagt 
sehr armes Land ist und über keine Industllie werden, daß die Polizei allein ,im Wiener 
verfügt, 35 Prozent seines gesamten Staats- Raum mehr als 1000 Beamte zuwenig hat und 
budgets für Rüstungen und für Militäraus- daß eine gleidl hohe Unterbesetzung bei der 
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Gendarmerie aufscheint. Bei Bahn und Post, vehement gegen die Europäische Wirtschafts­
wo eine enorme Zahl von Uberstunden gelei- gemeinschaft gewesen ist. 
stet werden müssen, fehlt eine ähnliche Zahl. Ich zitiere zum zweiten Mal - ich habe es, 

Ich sage das deshalb, um der österreichi- glaube ich, bereits letztes Mal getan; ich weiß 
sd:len Bevölkerung vor Augen zu führen, daß es nicht genau -, daß im Jahre 1962 mit 
bier nicht eine Hierarchie aufgebläht wird, Zustimmung der damaligen Koalitionsregie­
sondern in Vollziehung der Gesetze und in rung der jetzige Bundeskanzler Dr. Bruno 
Durchführung der Maßnahmen diese Beamten Kreisky vor dem EWG-Milliisterrat im Ein­
nötig sind. Die überwiegende An2'Jahl Lehrer- verständnis mit allen politischen Parteien eine 
posten mußte in den Bundeslehranstalten ge- Erklärung abgegeben hat, in der es wörtlich 
schaffen werden, nicht in den Volks- und heißt: 
Hauptschulen, wo die Lehrereinstellung letz- "asterreich bekennt sich daher grundsätz­
ten Endes Länder- und Gemeindesache ist. Das lieh zu den in den Römer Verträgen nieder­
ist in d1esem Zusammenhang, glaube lich, sehr gelegten Prinzipien, soweit sie mit seinen 
notwendig. (Ruf bei der OVP: EWGI) staatsvertraglichen Verpflichtungen und sei-

Wenn Sie EWG sagen, so ist es sehr rich- nem Status als immerwährend neutrales Land 
tig. Ich habe diese Ziffer nicht zitiert, das hat im Einklang stehen." 
Herr Bundesrat Knoll getan, Sie werden mir 
gestatten, darauf eine Antwort zu geben, Ich 
weiß, daß Ihnen das sehr peinlich ist, weil 
das künftig nicht in Ihr politisches Konzept 
paßt. (Weitere Zwischenrufe bei der OVP.) 

Zu einem weiteren Problem: zu den Prei­
sen und der Weitergabe der Preise. Es gibt 
eine Liste ; idJ. möd:lte einiges daraus hier 
zitieren. Wenn . auf der einen Seite etwas 
teurer wind, wind sofort darauf hingewiesen; 
wenn auf der anderen Seite etwas billiger 
wird, dann wird das aber geflissentlich unter-
lassen. 

. 

Der nunmehr vorLiegende Vertrags entwurf 
berücksichtigt die seinerzeit vom Herrn Außen­
minister aufgestellten Forderungen vollstän­
dig. Das vorliegende Vertragswerk sichert: 

die Handlungsfreiheit im NeutraHtätsfall; 

eine gleichberechtigte Stellung in der Ge­
mischten Kommission; 

die Freiheit von poldtischen Bindungen jeder 
Art; 

das Recht, audl künftig gegenüber Dritt­
staaten eine unabhängige Wirtsd:laftspolitik 
zu betreiben. 

Von den !importierten Preisen möchte ich 
D d '  Jah 1962 'm Einverständ-Ihn . . 

d' 
, 

, d ch as wur e 1m re '1 
, 

en nur
. 
eInIg: sagen, Ie Immer WIle �r au I Il!is mit allen Parteien erklärt. Es ist richtig, In der !?IskusslOn geIl!annt worden �md. Es 

wenn jetzt der Absdlluß getätigt wird, daß haben SIch vom Jahre 1969 an - Ich sage 
d

' "  
. V d . d tehe dl'e dl'esen . " .. . 'leJemgen 1m or ergrun 5 n, das nur m der Summe - dIe PreIse fur Mme-

Ab d:ll ß t·· .... ; 1 " 1  B t ff d E '  
...1 ,' S U aULgen. 

ra 0 e, renns 0 e UIli nergle - nur ulle 
Importe - um 51,2 Prozent erhöht; die Preise 
für tierische und pflanzliche 01e und Fette um 
46,6 Prozent; Halb- und Fertigwaren sind um 
9,3 Prozent und Maschinen um 1 6,5 Prozent 
im Preis gestiegen. Die Entwicklung muß man 
auch von dieser Warte aus betrachten. 

Es gibt heute in der weltweiten Wirtschaft 
keine autarke WdrtsdJ.aft, die von sich selbst 
leben kJann. Ich bringe daher nicht nur in 
diesem Haus, somlern auch vor unseren Funk­
tionären, vor unseren Mitgliedern, in den Ver­
sammlungen der Arbeitnehmer diese Gegen­
überstellung. Wir müssen das tun, denn wir 
wissen, daß unsere Kollegen zu Oberflächlich­
keiten neigen. Aber woher sollen sie es denn 
nehmen, wenn wir nicht den Mut haben, diese 
Ziffern in das richtige Licht zu rücken? 

Ich komme nun zum Schluß und möchte 
noch folgendes zum Abschluß sagen, weil 
heute in der Diskussion auch zum Ausdruck 
gekommen ist, daß die Regierung beziehungs­
weise Bundeskanzler Kreisky damals sehr 

Wir verbinden als sozialistische Fraktion 
eine Hoffnung mit dem Abschluß der Ver­
träge : Sie sind nicht nur eine politische, son­
dern unseres Erachtens auch eine wirtschaft­
liche Notwendigkeit. Um asterreich europa­
reif zu mamen, unseren Lebensstandard zu 
S'ich ern , weiter auszubauen, ist es notwendig, 
diesen Weg im Rahmen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu gehen, aber nicht 
nur im Rahmen der Europäischen Wirtschafts­
gemeinschaft Handel zu treiben, sondern auch 
einen weltweiten offenen Handel zu betrei­
ben. 

Zum Absmluß nur nom eines : Mein Vor­
redner hat ein Wort lin seiner konzilianten 
Art ausgespromen, das uns zu denken gibt: 
das ist der Terror. 

Wir dürfen eines nicht vergessen: Es spre­
chen sehr viele Staaten vom Frieden. Jede 
wirtschaftliche Voraussetzung, jede politische 
Freiheit wird aber gefährdet, wenn dieser Ter­
ror, der sich in den letzten Wochen und Mona-
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ten im europäischen Raum und in der ganzen 
Welt abgespielt hat, weiterhin Platz greift. 
Es ist nur bedauerltich, daß in der Vergangen­
heU diese Frage bis zu den Ereignissen in 
München bagatellisiert worden ist. (Beifall 
bei der SPO.) 

Vorsitzender: Zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Bundesminister für Auswärtige Angele­
genheiten Dr. Kirchschläger. Ich erteile es ihm. 

Bundesminister für Auswärtige Angelegen­
heiten Dr. Kirchscbläger: Herr Vorsitzender! 
Hoher Bundesrat! Icb wollte mich ursprünglich 
heute OIicht zum Wort melden, weil ich glaube, 
daß ich alles, was an außenpolitischen Erklä­
rungen zu den in Debatte stehenden Verträ­
gen zu sagen 'ist, bereits in der Erklärung vom 
27. Juli dieses Jahres zu sagen versucht habe, 
und weil ich auch glaube, daß sich die außen­
politische Einschätzung der gegebenen Situa­
tion, die damals Grundlage dieser Erklärung 
war, bis heute Iliicht verändert hat. Es ver­
anlaßten mich jedoch zwei Bemerkungen, um 
das Wort zu bitten. 

Das eine ist eine Frage des Herrn Bundes­
rates Pitschmann nach der Verbindung mdt der 
Dritten Welt. 

Diese Verbindung mit der Dmtten Welt 
wurde von der Bundesregierung nicht ver­
gessen, aber - dazu bekenne ich mich 
gerne - sie wurde bewußt in den Verhand­
lungen mit den Europäischen Gemeinschaften 
zurückgestellt, da bei den Verhandlungen so 
viel Neuland zu betreten war - und wir ken­
nen ja den Zeitdruck, unter welchem die Ver­
handlungen stattgefunden haben -, daß es 
auch von seiten der Europäischen Gemein­
schaften rein personell völlig unmöglich gewe­
sen wäre, diesen weiten Kreis der an die 
Europäischen Gemeinschaften zum Teil in 
Form einer Zollunion, zum Teil in Form einer 
Freihandelszone assoziierten Staaten zur sel­
ben Zeit mit zu besprechen. 

Wie Sie wissen, Hohes Haus, Rst die Repu­
blik tJsterreich durch das Zollpräferenzgesetz, 
das am 1 .  April dieses Jahres in Kraft getreten 
ist, den Weg gegangen, einseitig den Ent­
wicklungsländern für alle Industriewaren und 
gewerblichen Waren eine 30prozentige Zoll­
ermäßigung zu gewähren und für landwirt­
schaftliche Güter eine differenzierte Zoll­
ermäßigung. 

Selbstverständlich wird bei einer Regelung 
des Verhältnisses zu den den Europäischen 
Gemeinschaften assoziierten Ländern sowohl 
der Grad der Assoziierung, der Grad des 
Naheverhältnisses zu berücksichtigen sein als 
auch die Ergebnisse der UNCTAD. 

Es wird darüber hinaus wahrscheinlich so 
sein, daß wir mit jenen, die in einem Frei­
handelszonenverhältnis stehen, untereinander, 
also bilateral, einen Freihandelszonenvertrag 
von einer noch nicht festgelegten Art werden 
absrn.l<ießen müssen, da Staaten, die eine Frei­
handelszone abgeschlossen haben so wie 
Osterreich, ja über ihre uneingeschränkte 
Fähigkeit, Verträge selbständig zu verhandeln 
und abzuschließen, verfügen. 

Es wird daher das Verhältnis zu den Län­
dern der Dritten Welt, soweit eine vertrag­
liche Regelung bilateraler Natur notwendig 
sein wird, etwa nach dem Muster des fort­
gesetzten EFTA-Vertrages verhandelt werden 
können, wobei ich auch darauf binweisen darf 
und muß, daß auch in der Relation zur EFT A 
die Frage, in welcher Form der Mechanismus 
der EFT A weiterarbeiten wJrd, erst nach dem 
1 .  Jänner des folgenden Jahres noch einer 
letzten Entscheidung harrt. 

Ich kann Ihnen aber versichern, daß die 
Länder der Dritten Welt nicht vergessen wer­
den, daß aber die Wertreihenfolge, die Reihen­
folge der W,ichtigkeit, wirtschaftliche Probleme 
zu lösen, zuerst in der Ridltung zu den Zehn 
bestand, daß sie weiterhin besteht in der 
Relation zu den anderen EFT A -Ländern und 
daß erst dann in vertraglicher Form, soweit 
s,ie notwendig ist, das Verhältnis zur Dritten 
Welt gelöst werden kann. 

Der zweite Anlaß, warum ich den Herrn 
Vorsitzenden bat, mir das Wort zu erteilen, 
war das Einleitungswort des Herrn Bundes­
rates Hofmann-Wellenhof, als er von der not­
wendigen europäischen Gesinnung sprach. 

Hoher Bundesrat I Ich glaube, es ist not­
wendig, daß wir uns immer dessen bewußt 
sind, daß in der dnstitutionalisierten euro­
päischen Integration für Osterreich gewisse 
Grenzen bestehen, Grenzen, die die immer­
währende Neutraldtät und der Staatsvertrag 
setzen und zu denen wir uns bekennen, die 
wär auch gerne erfüllen, weil wir wissen, daß 
wir durch die Respektierung dieser Grenzen 
überhaupt erst die Rolle tJsterreichs im heuti­
gen Europa schaffen und garantieren. Aber 
wenn wir diese Grenzen, die der institutionali­
sierten Zusammenarbeit zwischen den Staaten 
gesetzt sind, sehen und anerkennen und Jihnen 
auch gern folgen, dann ist uns dabei selbst­
verständlich und muß uns selbstverständlich 
auch bewußt sein, daß uns keinerlei Grenzen 
in der Schaffung, in der Herausbildung einer 
wirklich europäischen Gesinnung gesetzt sind. 

Ich würde sogar etwas weitergehen : Ich 
glaube, daß für eine einmal kommende und 
sidl realisierende Vision Europa die euro­
päische Gesinnung zumindest in gleiChem 

314. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 43 von 44

www.parlament.gv.at



9054 Bundesrat � 314.. Sitzung - 2(). September 1972 

Bundesminister Dr. Kirdlschläger 

Maße wichtig list wie ein Zollabbau. An dieser 
europäischen GeSlinnung, und zwar an einer 
wirklich offenen europäischen Gesinnung zU 
arbeiten, das kommt jedem von uns zu, der 
bewußt im Heute lebt. Hier sich für jene 
Werte einzusetzen, die wir in Europa als für 
unsere europäisChe Vorstellung essentiell an­
sehen, das ist, glaube ich, aller Recht und aller 
Pflicht. Danke. (Allgemeiner Beifall.) 

Vorsitzender: ZUlIl Wort hat sich niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünschen die Berichterstatter ein Schluß­
wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur Abstimmung, die 
über jeden Beschluß des Nationalrates ge­
trennt erfolgt. 

Bei der getrennt durchgeiQhrten A b s t i  m­
m u n g beschließt der Bundesrat, gegen die 
bei den Beschlüsse und die beiden Gesetzes­
beschJasse des Nationalrates k e i n  e n E i  n­
s p r u c  h zu erheben. 

5. Punkt: Gesetzesbesdlluß des National­
rates vom 14. September 19'12 betreffend ein 
Bundesgesetz über die Gewährung von Aus­
landseinsatzzulagen für Angehörige österrei­
chlscher Einheiten, die zur Hilfeleistung in 
das Ausland auf ErsuChen internationaler Or­
ganisationen entsandt werden (816 der Bei-

lagen) 

Vorsitzender: Wir gelangen nun zum 
5. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz über 
die Gewährung von Auslandseinsatzzulagen 
für Angehörige österreichischer Einheiten, die 
zur Hilfeleistung in das Ausland auf Ersuchen 
internationaler Organisationen entsandt wer­
den. 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Schwarz­
mann. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter SdlwarzmanD: Hoher Bun­
desrat! Sehr geehrter Herr Ministeri Ich bringe 
den Bericht des Finanzaussdlusses über den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
14. September 1972 betreffend ein Bundes· 

gesetz über die Gewährung von Auslandsein­
satzzulagen für Angehörige österreichisdler 
Einheiten, die zur Hilfeleistung in das Aus­
land auf Ersuchen internationaler Organisa­
tionen entsandt werden. 

Durch den vodiegenden Gesetzesbesdlluß 
des Nationalrates soll eine gesetzlidle Vor­
sorge für die Gewährung von Zulagen an 

Bedienstete des Bundes, die als Angehörige 
von österreichischen Einheiten auf Ersuchen 
internationaler Organisationen zur Hilfelei­
stung in das Ausland entsandt werden, getrof­
fen werden. 

Der FinanzaussdlUß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 19. September 
1 972 in Verhandlung genommen und einstim­
mig beschlossent dem Hohen Hause zu 
empfehlen, keinen EinspruCh zu erheben. 

Als Ergebn�s seiner Beratung stellt der 
Finanzausschuß somit durch mich den A n­
t r a g, der Bundesrat wolle beschließen, gegen 
diesen Gesetzesbeschluß keinen Einspruch zu 
erheben. 

Vorsitzender: Zum Wort ist niemand gemel­
det. 

Wir schreiten daher zur Abstimmung. 

Bei der A b s t i m  m u n g beschließt der 
Bundesrat, gegen den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates k e i n  e n E i n  8 p r u e h  zu er­
heben. 

Vorsitzender: Die Tagesordnung ist er­
schöpft. 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung 
des Bundesrates Wird auf schriftlichem Wege 
erfolgen. Als Sitzungstermin ist Donnerstag, 
der 9. November 1972, in Aussicht genom­

men. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kom­
men jene Vorlagen in Betracht, die der Natio­
nalrat bis dahin verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht des Bundes­
rates unterliegen. Ein diesbeziigliChes Aviso 
wird noch schriftlich und redltzeitig ergehen. 

Di@ Sitzung ist g e  s c h i  0 S s e n. 

SchlUß der Sitzung: 13 Uhr 15 Minuten 
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